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Baugesetz * (BauG)
vom 09.06.1985 (Stand 01.01.2016)

Der Grosse Rat des Kantons Bern,
auf Antrag des Regierungsrates,
beschliesst:

1 Offentliches Baurecht
1.1 Voraussetzungen des Bauens

Art. 1* Geltungsbereich

' Dieses Gesetz gilt fiir alle planungspflichtigen sowie baubewilligungspflichti-
gen und baubewilligungsfreien raumwirksamen Téatigkeiten, die nicht durch
andere Gesetzgebungen abschliessend geregelt sind.

Art. 1a * Bewilligungserfordernis

1 Baubewilligungspflichtige Bauvorhaben

' Baubewilligungspflichtig sind alle kiinstlich geschaffenen und auf Dauer ange-
legten Bauten, Anlagen und Einrichtungen (Bauvorhaben), die in fester Bezie-
hung zum Erdboden stehen und geeignet sind, die Nutzungsordnung zu beein-
flussen, indem sie zum Beispiel den Raum ausserlich erheblich verandern, die
Erschliessung belasten oder die Umwelt beeintrachtigen.

2 Baubewilligungspflichtig sind auch die Zweckanderung und der Abbruch von
Bauten, Anlagen und Einrichtungen sowie wesentliche Terrainveranderungen.

® Baubewilligungspflichtige Bauvorhaben diirfen erst begonnen werden, wenn
die Baubewilligung und die erforderlichen weiteren Bewilligungen oder die Ge-
samtbewilligung rechtskraftig erteilt sind. Vorbehalten bleiben die Bestimmun-
gen uber die vorsorglichen Massnahmen, insbesondere der vorzeitige Baube-
ginn.

Art. 1b * 2 Baubewilligungsfreie Bauvorhaben

' Keiner Baubewilligung bediirfen insbesondere der Unterhalt von Bauten und
Anlagen, fir eine kurze Dauer erstellte Bauten und Anlagen sowie andere ge-
ringfiigige Bauvorhaben. Im Ubrigen bestimmt das Baubewilligungsdekret die
baubewilligungsfreien Bauvorhaben.

* Anderungstabellen am Schluss des Erlasses
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2 Die Befreiung von der Baubewilligungspflicht entbindet nicht von der Einhal-
tung der anwendbaren Vorschriften und der Einholung anderer Bewilligungen.

® Storen baubewilligungsfreie Bauten und Anlagen die 6ffentliche Ordnung (Art.
45 Abs. 2 Bst. ¢), ordnet die Baupolizeibehérde die erforderlichen baupolizeili-
chen Massnahmen an, insbesondere im Interesse der Sicherheit und Gesund-
heit sowie des Ortsbild-, Landschafts- oder Umweltschutzes.

Art. 2 3 Allgemeine Voraussetzungen der Bewilligung *

' Bauvorhaben sind zu bewilligen, wenn sie den bau- und planungsrechtlichen
Vorschriften und den nach anderen Gesetzen im Baubewilligungsverfahren zu
prufenden Vorschriften entsprechen, die 6ffentliche Ordnung nicht geféahrden
und wenn ihnen keine Hindernisse der Planung im Sinne der Artikel 36 und 62
entgegenstehen. *

2-3 *

Art. 2a * Koordination

' Die Koordination des Baubewilligungsverfahrens mit anderen Verfahren rich-
tet sich nach dem Koordinationsgesetz.

2 Ausgenommen sind die Baubewilligungsverfahren, welche die kleine Gemein-
de durchfiihrt (Art. 33 Abs. 2). Hier gilt:

a Die Baubewilligung ist erst auszustellen, wenn die flr das Bauvorhaben
nach anderen Gesetzen erforderlichen weiteren Bewilligungen vorliegen.

b  Die Baubewilligungsbehdrde kann von Buchstabe a abweichen, wenn ei-
ne andere Bewilligungsfolge aus besonderen Griinden zweckmassiger ist;
fur diesen Fall gilt Artikel 38 Absatz 4 Buchstabe a.

¢ Die Gemeinde behandelt die Baugesuche ohne Verzug. Verflgt sie Uber
die nétigen Unterlagen, entscheidet die Baubewilligungsbehoérde innert 30
Tagen.

d Werden neben der Baubewilligung weitere Bewilligungen angefochten,
werden die Verfahren im Baubeschwerdeverfahren vereinigt und mit ei-
nem Gesamtentscheid erledigt.

Art. 3  Besitzstandsgarantie *

' Aufgrund bisherigen Rechts bewilligte oder bewilligungsfreie Bauten und An-
lagen werden in ihrem Bestand durch neue Vorschriften und Plane nicht be-
ruhrt.

2 Sie dirfen unterhalten, zeitgemass erneuert und, soweit dadurch ihre Rechts-
widrigkeit nicht verstarkt wird, auch umgebaut oder erweitert werden.
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® An Gebauden, die eine Baulinie Uberragen, sind Arbeiten gemass Absatz 2
gestattet, wenn diese dem Zweck der Baulinie nicht widersprechen.

* Vorbehalten bleiben die in besonderen Erlassen vorgesehenen Anpassungs-
und  Sanierungspflichten sowie = Gemeindevorschriften, welche die
Besitzstandsgarantie flr besondere Falle des Gemeindebaurechts regeln.

Art. 4  Nutzung
1 Im allgemeinen *

' Die bauliche Nutzung ist durch die baurechtliche Grundordnung der Gemein-
de (Art. 69 ff.) bestimmt.

2 |st die Nutzung der Bauzone nicht naher bezeichnet, so gilt sie als Zone ge-
mischter Nutzung. Es sind Wohngebaude und, sofern sie weder die Wohnnut-
zung noch einen einheitlichen Quartiercharakter erheblich stéren, auch
gewerbliche und landwirtschaftliche Bauten und Anlagen zugelassen.

® Vorbehalten bleiben die Nutzungsvorschriften des Bundes (Art. 15-17 RPG"
und dieses Gesetzes (Art. 71-87).

Art. 5 2 Gewésser, Wald, ungezontes Land *
' Fur die bauliche Nutzung der Gewasser und ihrer Ufer gilt Artikel 11.

2 Die Umschreibung und die Nutzung des Waldes werden durch die Forstge-
setzgebung bestimmt.

®In den keiner Nutzungszone zugeordneten Gebieten (Hochgebirge, Fels, Ge-
réllhalden) sind Bauvorhaben grundsatzlich nicht zugelassen. Vorbehalten blei-
ben Ausnahmebewilligungen gemass Artikel 81 ff.

Art. 6 * Gefahrengebiete *

' In Gebieten, in welchen Leben und Eigentum erfahrungsgemaéss oder voraus-
sehbar durch Steinschlag, Rutschungen, Lawinen, Uberschwemmungen oder
ahnliche Naturereignisse erheblich bedroht sind (rote Gefahrengebiete), dirfen
keine Bauten und Anlagen errichtet oder erweitert werden, die dem Aufenthalt
von Mensch und Tier dienen. Andere Bauten und Anlagen dirfen nur bewilligt
werden, wenn sie auf eine Lage im Gefahrengebiet angewiesen und Men-
schen, Tiere und erhebliche Sachwerte nicht gefahrdet sind. Umbauten und
Zweckanderungen sind gestattet, wenn dadurch das Risiko vermindert wird.
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2 In Gefahrengebieten mit mittlerer Gefahrdung (blaue Gefahrengebiete) diirfen
Bauten und Anlagen nur bewilligt werden, wenn mit Massnahmen zur Gefah-
renbehebung sichergestellt ist, dass Menschen, Tiere und erhebliche Sachwer-
te nicht gefahrdet sind.

% In Gefahrengebieten mit geringer Gefahrdung (gelbe Gefahrengebiete) ist bei
besonders sensiblen Bauvorhaben wie beispielsweise Spitalern oder Klaranla-
gen sicherzustellen, dass Menschen und erhebliche Sachwerte nicht gefahrdet
sind.

* In Gefahrengebieten mit nicht bestimmter Gefahrenstufe ist diese spatestens
im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens zu bestimmen.

® Bei Bauvorhaben in roten und blauen Gefahrengebieten und bei besonders
sensiblen Bauvorhaben in gelben Gefahrengebieten hat der Bauherr nachzu-
weisen, dass die nétigen Schutzmassnahmen getroffen werden.

® Dem Grundeigentimer bleibt der Nachweis offen, dass die Gefahrdung des
Baugrundstiicks und des Zugangs durch sichernde Massnahmen behoben ist.

Art. 7  Erschliessung

1 Grundsétze *

' Bauvorhaben dirfen nur bewilligt werden, wenn sichergestellt ist, dass das
Baugrundstiick auf den Zeitpunkt der Fertigstellung des Baus oder der Anlage,
wenn noétig bereits bei Baubeginn, genligend erschlossen sein wird.

2 Die Erschliessung ist gentigend, wenn

a * die Zufahrtsstrasse hinreichend nahe an Bauten und Anlagen heranfihrt
und diese fur Feuerwehr und Sanitat gut erreichbar sind;

b  vorschriftsgemasse Einrichtungen zur Versorgung der Bauten und Anla-
gen mit Wasser und Energie und zur Beseitigung des Abwassers beste-
hen.

® Die Erschliessungsanlagen missen den Beanspruchungen gewachsen sein,
die sich aus der Nutzung des Baugrundstiicks und der weiteren Grundstiicke
ergeben kénnen, denen sie nach der Planung zu dienen bestimmt sind.

* Benachbarte Grundeigentiimer haben ihre Erschliessungsanlagen aufeinan-
der abzustimmen und, soweit nétig, gemeinsam zu erstellen. Bei bahnnahen
Industriegebieten sind geniigend Anschlussmaéglichkeiten an das Schienennetz
offenzuhalten. Wo eine Uberbauungsordnung (Art. 88 ff.) besteht oder vorge-
schrieben ist, hat sich die Erschliessung nach ihr zu richten.
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Art. 8 2 Néhere Vorschriften *

"Der Regierungsrat umschreibt die Anforderungen an eine geniigende
Erschliessung naher. Er sorgt dafiir, dass Erschliessungsanlagen nicht Gber ih-
ren Zweck hinaus dimensioniert werden.

2 Er ordnet namentlich auch

a die Falle, in denen eine bestehende Strasse als geniigend gelten kann,
obgleich sie den Anforderungen an eine Neuerschliessung nicht ent-
spricht;

b  die fur besondere Falle mdglichen Erleichterungen oder geltenden stren-
geren Anforderungen;

¢ die Mdglichkeit der etappenweisen Ausfuhrung;

d die Verhaltnisse beziglich verkehrsberuhigter Strassen in Wohngebieten.

1.2 Einordnung und Gestaltung

Art. 9 Ortshild- und Landschaftsschutz, Denkmalpflege
1 Allgemeiner Ortsbild- und Landschaftsschutz *

' Bauten, Anlagen, Reklamen, Anschriften und Bemalungen dlrfen Landschaf-
ten, Orts- und Strassenbilder nicht beeintrachtigen. Zur Verhinderung einer sto-
renden Baugestaltung (stérende Farb- oder Materialwahl, ortsfremde Bau- oder
Dachform und dgl.) kénnen im Baubewilligungsverfahren Bedingungen und
Auflagen verfligt oder Projektanderungen verlangt werden.

2 *

% Die Gemeinden kdnnen nahere Vorschriften erlassen. *

Art. 10 * 2 Besonderer Landschaftsschutz
" In besonderem Masse ist Riicksicht zu nehmen auf

a Seen, Flisse, natirliche Bachlaufe und ihre Ufer;

b  besonders schone oder kulturgeschichtlich wertvolle Landschaften sowie
bedeutende 6ffentliche Aussichtspunkte;

¢ fir die Landschaft oder Siedlung charakteristische Baumbestande und
Geholze;

d  Naturschutzobjekte und fir die Tier- und Pflanzenwelt wichtige Lebens-
raume, wie Waldrander, Feuchtgebiete und dergleichen;

e geschichtliche und archdologische Statten, Fundstellen und Ruinen.

2 Die Gemeinden kdnnen nahere Vorschriften erlassen.
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Art. 10a* 3 Baudenkmaéler
3.1 Begriffe

' Baudenkmaler sind herausragende Objekte und Ensembles von kulturellem,
historischem oder asthetischem Wert. Dazu gehéren namentlich Ortsbilder,
Baugruppen, Bauten, Garten, Anlagen, innere Bauteile, Raumstrukturen und
feste Ausstattungen.

2 Baudenkmaler sind schiitzenswert, wenn sie wegen ihrer bedeutenden archi-
tektonischen Qualitét oder ihrer ausgepragten Eigenschaften ungeschmalert
bewahrt werden sollen.

% Sie sind erhaltenswert, wenn sie wegen ihrer ansprechenden architektoni-
schen Qualitdt oder ihrer charakteristischen Eigenschaften geschont werden
sollen.

Art. 10b * 3.2 Schutz und Erhaltung

' Baudenkmaler konnen nach den Bedirfnissen des heutigen Lebens und
Wohnens fiir bisherige oder passende neue Zwecke genutzt und unter Berlick-
sichtigung ihres Wertes verandert werden. Sie dirfen durch Veranderungen in
ihnrer Umgebung nicht beeintrachtigt werden.

2 Schitzenswerte Baudenkmaler dirfen nicht abgebrochen werden. Innere
Bauteile, Raumstrukturen und feste Ausstattungen sind ihrer Bedeutung ent-
sprechend zu erhalten.

% Erhaltenswerte Baudenkmaler sind in ihrem dusseren Bestand und mit ihren
Raumstrukturen zu bewahren. Ein Abbruch ist zulassig, wenn die Erhaltung un-
verhaltnismassig ist; im Falle einer Neubaute ist das Baudenkmal durch ein ge-
stalterisch ebenbiirtiges Objekt zu ersetzen.

* Im Baubewilligungsverfahren sind die zur Abwehr von Gefahrdungen erfor-
derlichen Bedingungen und Auflagen festzusetzen; es kdnnen Projektanderun-
gen verlangt, soweit ndtig Baubeschrankungen verfliigt oder der Bauabschlag
verfligt werden.

® Der Schutz von Baudenkmalern, die aufgrund besonderer Gesetzgebung in
Inventaren des Bundes oder Verzeichnissen des Kantons aufgefiihrt sind, wird
durch jene Gesetzgebung umschrieben.
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Art. 10c* 4 Verfahren

! Betreffen Planungen und Bewilligungsverfahren archaologische Objekte ge-
mass Artikel 10 Buchstabe e, schitzenswerte Baudenkmaler oder erhaltens-
werte Baudenkmaler, die in einem Ortsbildschutzperimeter liegen oder Be-
standteil einer im Bauinventar aufgenommenen Baugruppe sind, ist die zustan-
dige kantonale Fachstelle in jedem Fall in das Verfahren einzubeziehen.

28ind erhaltenswerte Baudenkmaler betroffen, die nicht in einem Ortsbild-
schutzperimeter liegen oder nicht Bestandteil einer im Bauinventar aufgenom-
menen Baugruppe sind, genugt der Einbezug der Gemeinden.

Art. 10d * 5 Inventare
5.1 Gegenstand, Verfahren

" Inventare sind zu erstellen tber

a die schutzenswerten und die erhaltenswerten Baudenkmaler gemass Arti-
kel 10a und 10b (Bauinventar),

b  geschichtliche und archaologische Statten, Fundstellen und Ruinen ge-
mass Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe e (archaologisches Inventar),

c alle Ubrigen Objekte des besonderen Landschaftsschutzes gemass Artikel
10.

2 Der Grundeigentiimer kann im Nutzungsplanverfahren (Art. 64a) oder, wenn

seit Errichtung des Inventars kein solches durchgefiihrt worden ist, im Baube-

willigungsverfahren den Nachweis verlangen, dass ein Inventar richtig ist.

® Der Regierungsrat regelt durch Verordnung das Verfahren der Inventarisie-
rung.

Art. 10e * 5.2 Bauinventar

' Die Aufnahme der schiitzenswerten und der erhaltenswerten Baudenkmaler
in das Bauinventar ist Voraussetzung flir den Schutz nach Artikel 10b.

2 Ergadnzungen eines bestehenden Bauinventars, die ausserhalb einer Gesamt-
revision und weniger als sechs Monate vor dem Einreichen eines Baugesuchs
vorgenommen worden sind, beriihren das betreffende Bauvorhaben nicht.

® Vorbehalten bleibt die Erganzung eines Bauinventars im Falle von Entde-
ckungen nach Artikel 10f.
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Art. 10f* 6 Entdeckungen

' Treten, namentlich im Zuge von Arbeiten an Bauten oder im Erdreich, bisher
unbekannte Bauteile oder Ausstattungen (Malereien, Tafer, Decken, skulptierte
Teile und dergleichen) oder archdologische Objekte zutage, sind diese unver-
andert zu lassen und durch den Entdecker, die am Bau beteiligten Personen
sowie die Behorde, die davon Kenntnis erhalt, sofort der zustandigen Fachstel-
le zu melden.

2 Die zustandige Fachstelle trifft unverziglich die notwendigen Massnahmen,
insbesondere um Bauverzégerungen zu vermeiden.

% Betreffen die Entdeckungen bisher nicht inventarisierte Objekte und sind die-
se als schitzenswert oder erhaltenswert einzustufen, veranlasst die zustandige
Fachstelle eine Ergdnzung der Inventare.

Art. 11 * Bauvorhaben in und an Gewéssern
' Die Nutzung des Gewasserraums richtet sich nach Bundesrecht. *

2 Im dicht Uberbauten Gebiet des Gewasserraums haben Bauten und Anlagen
die bestehenden Bebauungsstrukturen zu bertcksichtigen. *

% Die bundesrechtlichen Vorschriften fir Bauten und Anlagen im Gewasser-
raum gelten auch fiir Bauvorhaben in Gewassern. *

* Sofern keine lGiberwiegenden Interessen entgegenstehen, kénnen auf den da-
fur freigegebenen Gewasserflachen oder auf dem festen Ufer Hafen- und
Landeanlagen, Bootsanbindestellen, Trockenplatze fiir Boote, Schiffsbojen so-
wie Anlagen fir den Bade- und Wassersport und die Fischerei bewilligt wer-
den. *

5 Das Gesetz Uber See- und Flussufer? sowie die Vorschriften der besonderen
Gesetzgebung und der Gemeinden bleiben vorbehalten.

Art. 12 Bauabstidnde

' Bauvorhaben dirfen nicht (iber Landes-, Kantons- und Gemeindegrenzen
hinausgehen.

2Fur die gegenuber Nachbargrundstiicken und gegentiber anderen Bauten
und Anlagen einzuhaltenden Grenz- und Gebaudeabstande sind die Vorschrif-
ten der Gemeinden massgebend.

2 BSG 704.1
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® Die Abstande gegenlber Strassen richten sich nach dem Strassengesetz
vom 4. Juni 2008 und den gestltzt darauf erlassenen Gemeindevorschriften,
jene gegenuiber Gewassern nach dem Wasserbaugesetz® und jene gegeniiber
Wald nach der Forstgesetzgebung. *

*Vorbehalten bleiben besondere Abstandsvorschriften eidgendssischer und
anderer kantonaler Gesetze sowie die Baulinien (Art. 90 und 91).

Art. 13 Bauweise und Baugestaltung

' Die Bauweise, die Stellung der Bauten, ihre Abmessungen und Geschosszahl
sowie die architektonische Gestaltung werden durch die Vorschriften der
Gemeinden geregelt.

2 Der Ortsgebrauch kann die geschlossene oder die annéhernd geschlossene
Bauweise zulassen oder erfordern. Soweit die Vorschriften der Gemeinde dar-
Uber nichts enthalten, gelten die ortstiblichen Regeln.

® Vorbehalten bleiben die Konstruktionsvorschriften dieses Gesetzes (Art. 21
ff.) und seiner Ausfihrungserlasse.

Art. 14 Umgebung (Aussenrdume)

' Die Umgebung (Aussenraume) von Bauten und von Anlagen ist so zu gestal-
ten, dass sich eine gute Einordnung in die Landschaft und Siedlung ergibt und
dass sie den Bedurfnissen der Beniitzer entspricht.

2 Die Gemeinden kbénnen nahere Vorschriften iber die Umgebungsgestaltung
aufstellen. Sie kdnnen insbesondere

a einen angemessenen Anteil begrinter Flachen verlangen;

b  die Anpflanzung, Erhaltung und Pflege von Baumen und Hecken vor-
schreiben oder im Interesse der zonengemassen Nutzung einschranken;

¢ eine das herkdmmliche Orts- oder Landschaftsbild verdandernde Land-
schafts- und Umgebungsgestaltung untersagen.

Art. 15 Aufenthaltsbereiche und Spielplédtze; Abstellrdume

' Beim Bau von Mehrfamilienhdusern hat der Bauherr Abstellrdume und im
Freien Aufenthaltsbereiche fiur die Bewohner, insbesondere Kinderspielplatze,
zu schaffen.

¥ BSG 732.11
4 BSG 751.11
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2__In Wohnsiedlungen, die aufgrund eines einheitlichen Projektes oder einer
Uberbauungsordnung erstellt werden, ist zudem eine angemessene grossere
Spielflache vorzusehen; ihr Bestand und Unterhalt miissen gesichert sein.

® Solange bei Mehrfamilienhdusern und Wohnsiedlungen geniigende Aufent-
haltsbereiche und Spielplatze fehlen, dirfen auf den betreffenden Grund-
sticken als solche dienende Flachen dieser Verwendung nicht durch Umge-
staltung oder Uberbauung entzogen werden.

* Die Gemeinden kénnen vorschreiben, dass beim Bau von Mehrfamilienhaus-
siedlungen ein angemessener Teil der Spiel- und Aufenthaltsbereiche wetteru-
nabhangig zu gestalten ist.

Art. 16 Abstellplétze fiir Motorfahrzeuge und Fahrrdder

1 Regeln

' Wird durch die Erstellung, die Erweiterung, den Umbau oder die Zweckande-
rung von Bauten und Anlagen ein Parkplatzbedarf verursacht, so ist dafir auf
dem Grundstlck oder in seiner Nahe eine ausreichende Anzahl von Abstell-
platzen fir Motorfahrzeuge, Fahrrader und Motorfahrrader zu errichten.

2 Die Eigentiimer bestehender Bauten und Anlagen konnen verpflichtet wer-
den, nachtraglich eine ausreichende Zahl von Abstellplatzen zu schaffen, wenn
es die Verhaltnisse erfordern und erlauben und die Kosten zumutbar sind.

® Wohnhygienisch oder fiir das Orts- oder Landschaftsbild wertvolle Baume,
Vorgarten, Innenhdéfe und dergleichen dirfen nicht zur Anlage von Abstellplat-
zen beseitigt beziehungsweise beansprucht werden.

Art. 17 2 Ausreichende Parkfldache

' Der Regierungsrat umschreibt die Bemessung der ausreichenden Parkflache
naher. Er sorgt dabei dafir, dass Abstellflachen nicht Giber ihren Zweck hinaus
dimensioniert werden.

2 Fur die Bemessung der Parkflache sind namentlich zu berticksichtigen

a die Moglichkeit der Benlitzung o6ffentlicher Verkehrsmittel und deren Anteil
am ortlichen Gesamtverkehr;

b  die Moglichkeit der Verwendung derselben Parkflache fiir zeitlich ausein-
anderliegende Parkbedirfnisse verschiedener Betriebe oder Betriebs-
zweige.
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Art. 18 3 Gemeindevorschriften
' Die Gemeinden konnen in ihren Vorschriften bestimmen, dass

a in Gebieten, die vom Fahrzeugverkehr zu entlasten oder freizuhalten sind,
nur beschrankt oder keine privaten Parkierungsmoglichkeiten geschaffen
werden durfen oder dass diese ausserhalb des Gebietes angelegt werden
konnen;

b  die Abstellplatze fir ein bestimmtes Gebiet als Gemeinschaftsanlage zu
erstellen sind, wenn Griinde der Ortsplanung oder der Verkehrssicherheit
es erfordern; die Gemeinschaftsanlagen sind, wenn nétig, in Uberbau-
ungsordnungen (Art. 88 ff.) festzulegen;

¢ die Bauherren, die ausreichende Abstellplatze nicht bereitstellen kdnnen
oder dirfen, der Gemeinde eine angemessene, zweckgebundene Ersatz-
abgabe zu leisten haben. Die Abgabe ist nach dem Wert zu bemessen,
den die Nichterfullung der Parkplatzpflicht fiir den Bauherrn hat.

Art. 19 Besondere Bauten und Anlagen

1 Allgemeines

' Bauvorhaben, die wesentlich von der baurechtlichen Grundordnung der
Gemeinde (Art. 69 ff.) abweichen (Kurzbezeichnung «besondere Bauten und
Anlageny), diirfen nur aufgrund einer Uberbauungsordnung (Art. 88 ff.) bewil-
ligt werden.

2 Als besondere Bauten und Anlagen gelten im Rahmen der naheren Bestim-
mungen von Artikel 20 Hochhauser, héhere Hauser, Einkaufszentren, Lager-
und Abstellplatze, ferner die weiteren vom Regierungsrat aufgrund von Absatz
1 bezeichneten Bauvorhaben.

® Der Grundeigentimer, der ein Bauvorhaben der vorgenannten Art ausfiihren
will, kann verlangen, dass die fir sein Vorhaben erforderliche Uberbauungsord-
nung den Stimmberechtigten zum Entscheid vorgelegt wird; in Gemeinden mit
Grossem Gemeinderat oder Stadtrat entscheidet dieser Uber die Vorlage an
die Stimmberechtigten.

Art. 20 2 Néhere Bestimmungen
' Hochhauser sind
a Gebaude mit mehr als acht Uber der mittleren H6he des fertigen Terrains

liegenden Geschossen sowie
b  Gebaude, die hdher sind als 30 m.
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2 Hohere Hauser sind Gebaude, welche die Maximalhéhe der nachsthéheren
Zone Uberschreiten oder die héher sind, als die Grundordnung fir die Zone
hdéchster Nutzung zulasst (Industriezonen und Zonen mit Planungspflicht aus-
genommen).

% Einkaufszentren bediirfen einer Uberbauungsordnung, wenn sie in Geschéfts-
gebieten die fiir das Baugrundstiick vorgeschriebenen baupolizeilichen Masse
(Gebaudedimensionen, Ausnltzung, Gewerbeanteil) lGberschreiten oder aus-
serhalb von Geschaftsgebieten eine Verkaufsflache von iber 500 m? aufwei-
sen. Unter «Geschéaftsgebiet» sind die in den Nutzungsplanen (Art. 57 Abs. 2)
ausgeschiedenen Geschéaftszonen und Kernzonen verstanden sowie beste-
hende Orts- und Quartierzentren, soweit diese bereits Uberwiegend mit Dienst-
leistungsbetrieben belegt sind. Das Nahere bestimmt die Verordnung des Re-
gierungsrates.

* Keiner Uberbauungsordnung bediirfen

a Bauvorhaben im Sinne von Artikel 19 Absatz 2, wenn sie in der Grundord-
nung vorgesehen sind;

b Einkaufszentren, die nicht unter Absatz 3 fallen;

¢ Turmbauten wie Kirchtliirme, Wassertlirme, 6ffentliche Aussichtstiirme so-
wie Hochkamine, Masten und dergleichen;

d Industriebauten in Industriezonen, gewerbliche Zweckbauten in reinen
Gewerbezonen sowie landwirtschaftliche Zweckbauten, sofern diese Bau-
ten nicht hoher sind als 30 m;

e Lager- und Abstellpldtze in Industriezonen (unbeschrankt), ausserhalb
von Industriezonen bis zu 5000 m? Grundflache.

1.3 Konstruktion, Betrieb und Unterhalt

Art. 21 Sicherheit und Gesundheit

' Bauten und Anlagen sind so zu erstellen, zu betreiben und zu unterhalten,
dass weder Personen noch Sachen gefahrdet werden.

2 Zum Wohnen oder Arbeiten bestimmte Bauten und Anlagen miissen dauernd
den gesundheitlichen Anforderungen geniigen.

® Flr die Arbeitnehmerunterkiinfte, die Verpflegung am Arbeitsplatz, die Bau-
platzeinrichtungen und alle Bauvorgange sind die Anforderungen der Hygiene
und der Unfallverhitung zu beachten.
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Art. 22 Vorkehren fiir Behinderte
1 Im allgemeinen

' Bauten und Anlagen sind nach Mdglichkeit so zu gestalten, dass ihre Beniit-
zung auch den Behinderten offensteht. Die Justiz-, Gemeinde- und Kirchendi-
rektion gibt dariber Empfehlungen heraus. *

2 Zu industriellen und grésseren gewerblichen Bauten und Anlagen ist ein roll-
stuhlgangiger Zugang zu erstellen. Zu Mehrfamilienhdusern ist ein rollstuhlgan-
giger Zugang vorzusehen, sofern dadurch nicht unverhaltnismassige Kosten
entstehen.

®In Gebauden mit vier oder mehr Stockwerken ist ein Lift einzubauen. Als
Stockwerk zahlen das Geschoss mit dem Hauseingang und die dartberliegen-
den Vollgeschosse.

* Eine Kabine von Personenliften muss fiir Rollstuhlbeniitzer geeignet und auf
der Héhe des Hauseingangs und auf allen Vollgeschossebenen zuganglich
sein.

Art. 23 2 Bauten und Anlagen mit Publikumsverkehr

' Fur Gebaude mit erheblichem Publikumsverkehr (Verwaltungsgebaude, gros-
sere Geschéaftshauser, Gastgewerbebetriebe, Kinos, Theater, Museen, Schu-
len, Spitéler, Heime, Kirchen und dgl.) gelten folgende Vorschriften:

a Der Zugang von der Strasse zu den Publikumsraumen (Verhandlungs-
und Veranstaltungslokale, Verkaufs- und Bedienungsraume, Aufenthalts-
raume, Autoeinstellhallen und dgl.) ist rollstuhlgangig zu gestalten.

b  Es sind Abstellplatze fir die Motorfahrzeuge der Behinderten vorzusehen
und als solche zu bezeichnen.

¢ Bei der baulichen Gestaltung der fir das Publikum bestimmten Gebaude-
teile ist auf die Bedirfnisse behinderter Gebaudebeniitzer Riicksicht zu
nehmen.

2 Der Allgemeinheit zur Verfigung stehende Bauten und Anlagen flr Sport,

Spiel und Erholung sind so zu gestalten, dass sie fur Behinderte zuganglich

und benutzbar sind.

% Bestehende Bauten und Anlagen sind bei ihrer Erneuerung oder bei wesentli-
chen Umbauten entsprechend anzupassen, sofern nicht unverhaltnismassige
Kosten entstehen und keine Uberwiegenden Interessen, insbesondere solche
des Ortsbildschutzes und der Denkmalpflege, entgegenstehen.
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Art. 24 Immissionen, Umweltschutz

' Bauten und Anlagen diirfen nicht zu Einwirkungen auf die Nachbarschaft flh-
ren, die der Zonenordnung widersprechen.

21m Grenzbereich gegenlber Wohnzonen ist auf diese Ricksicht zu nehmen.
Es kdnnen im Baubewilligungsverfahren entsprechende Bedingungen und Auf-
lagen verfiigt oder Projektdanderungen verlangt werden.

% In Immissionsgebieten (Art. 87) diirfen Wohnungen und immissionsempfindli-
che Bauten (Spitéler, Heime, Schulen und dgl.) nur bei geniigenden Schutz-
massnahmen erstellt werden. Die Gemeinden konnen dariber néhere Vor-
schriften erlassen.

* Weitergehende Bestimmungen der Umweltschutzgesetzgebung bleiben vor-
behalten.

Art. 25 Energierechtliche Bauvorschriften

' Bauten und Anlagen sind nach den Vorschriften der Energiegesetzgebung zu
gestalten, zu betreiben und zu unterhalten.

2Der Regierungsrat berlcksichtigt beim Erlass von Konstruktions- und
Betriebsvorschriften der Baugesetzgebung die Anliegen der Energiegesetzge-
bung.

1.4 Ausnahmen

Art. 26 /m allgemeinen
1 Grundsétze

' Ausnahmen von einzelnen Bauvorschriften kénnen gewahrt werden, wenn
besondere Verhaltnisse es rechtfertigen und keine 6ffentlichen Interessen be-
eintrachtigt werden. *

2 Ausnahmen dirfen Uberdies keine wesentlichen nachbarlichen Interessen
verletzen, es sei denn, die Beeintrachtigung kénne durch Entschadigung voll-
wertig ausgeglichen werden (Lastenausgleich gemass Art. 30 f.).

® Fir Ausnahmen von den Nutzungsvorschriften, die ausserhalb der Bauzone
gelten, sind die Artikel 81-83 massgebend.
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Art. 26a* 2 Ausnahmen fiir die Energienutzung

'Von kommunalen Gestaltungsvorschriften kénnen Ausnahmen gewahrt wer-
den, wenn dies fiir die effiziente Energienutzung oder fiir die aktive oder passi-
ve Nutzung der Sonnenenergie erforderlich ist und keine 6ffentlichen Interes-
sen beeintrachtigt werden.

Art. 27 3 Zustandigkeit *
' Uber Ausnahmegesuche entscheidet die Baubewilligungsbehdérde. *

2 |st die kleine Gemeinde (Art. 33 Abs. 2) Baubewilligungsbehorde, so holt sie
zu Gesuchen um Ausnahmen von kantonalen Vorschriften den Amtsbericht
des Regierungsstatthalters ein. *

® Die Zustandigkeit fiir Ausnahmen von den Nutzungsvorschriften, die ausser-
halb der Bauzone gelten, richtet sich nach Artikel 84.

Art. 28 Kleinbauten

' Die Baubewilligungsbehdrde kann die Erstellung kleiner und leicht entfernba-
rer Bauten und Anlagen in Abweichung von Bauvorschriften, namentlich auch
von Baulinien, auf Zusehen hin bewilligen, wenn

a der Bauherr ein gentigendes Interesse nachweist;

b weder 6ffentliche noch nachbarliche Interessen beeintrachtigt werden;

c * bei Bauten an Gewassern oder Wald die dafiir zustandige Behodrde zuge-
stimmt hat.

2 Die Bewilligung kann jederzeit entschadigungslos widerrufen werden.

® Fir die ausnahmsweise Bewilligung von Kleinbauten ausserhalb der Bauzone
gelten die Artikel 81-84. Die Forstgesetzgebung bleibt vorbehalten.

Art. 29 Nebenbestimmungen und Anmerkungen im Grundbuch

' Ausnahmebewilligungen kénnen fiir eine bestimmte Zeitdauer oder mit dem
Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs gewahrt werden. Bei Ablauf der Befristung
und bei Widerruf ist die bewilligte Baute oder Anlage vom jeweiligen Eigentii-
mer innert angemessener Frist zu entfernen; er hat keinen Anspruch auf Ent-
schadigung.

2 Ausnahmebewilligungen kénnen an Bedingungen geknipft und mit Auflagen
verbunden werden. Zuldssig sind insbesondere Bestimmungen, wonach

a fur wertvermehrende Aufwendungen, die als Ausnahme bewilligt werden,
im Enteignungsfall keine Entschadigung geleistet wird;
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b  Bauten und Anlagen, die nur im Hinblick auf einen bestimmten Zweck be-
willigt werden, nicht zweckentfremdet, abparzelliert oder in Stockwerkei-
gentum aufgeteilt werden dirfen;

¢  Sicherheit zu leisten ist fir die Einhaltung von Pflichten, die mit der Bau-
bewilligung verbunden sind.

® Die Befristung, der Vorbehalt des Widerrufs, die Wegbedingung der Entscha-

digung (Beseitigungs- und Mehrwertrevers), die Zweckentfremdungs-, Abpar-

zellierungs- und Aufteilungsverbote sowie die Pflicht zur Sicherheitsleistung
sind vor Baubeginn im Grundbuch anzumerken.

1.5 Lastenausgleich

Art. 30 Begriff

" Nutzt ein Grundeigentiimer einen Sondervorteil, der ihm durch eine Ausnah-
mebewilligung, eine Uberbauungsordnung oder sonstwie in wesentlicher Ab-
weichung von den 6&rtlichen Bauvorschriften zulasten eines Nachbarn einge-
rdumt ist, so hat er diesen Nachbarn zu entschadigen, wenn die Beeintrachti-
gung erheblich ist.

2 Lastenausgleichspflichtig ist, wer zur Zeit des letztinstanzlichen Bauentschei-
des Eigentimer des Grundstlicks, bei im Baurecht erstellten Bauten Bau-
rechtsinhaber ist.

3 Zu Gunsten der berechtigten Person besteht ein gesetzliches Grundpfand-
recht im Sinne von Artikel 109c des Gesetzes vom 28. Mai 1911 betreffend die
Einfihrung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (EG ZGB)® zur Sicherung
der Lastenausgleichsforderung. *

Art. 31 Verfahren

' Beansprucht ein Bauherr einen Sondervorteil im Sinne von Artikel 30, so ist
darauf in der Baupublikation oder in einer besonderen Mitteilung an die betrof-
fenen Nachbarn hinzuweisen mit der Aufforderung, allfdllige Lastenausgleichs-
begehren innert der Einsprachefrist oder einer in der Mitteilung genannten be-
sonderen Frist bei der bezeichneten Behdrde anzumelden.

2 Die zustandige Gemeindebehdrde zeigt denjenigen, die eine Lastenaus-
gleichsforderung angemeldet haben, den Baubeginn unmittelbar nach der
Schnurgerlistabnahme an, bei Bauvorhaben, die keine Schnurgertstabnahme
erfordern, sofort nach Erhalt der Mitteilung des Bauherrn Gber den Baubeginn.

% BSG211.1
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® Der Anzeige ist der Hinweis beizufligen, dass innert drei Monaten bei der Ort-
lich zustandigen Enteignungsschatzungskommission Klage auf Lastenaus-
gleich erhoben werden kann; gegen deren Entscheid kann beim Verwaltungs-
gericht appelliert werden. *

* Der Anspruch auf Lastenausgleich ist verwirkt,

a wenn er nicht fristgemass angemeldet wird, sofern die Verwirkungsfolge
in der Baupublikation oder Mitteilung angedroht war;
b wenn die Klagefrist nicht eingehalten ist.

1.6 Baubewilligungsverfahren

Art. 32 * Baubewilligung
1 Arten *

' Die Baubewilligung wird erteilt als
a ordentliche Baubewilligung,

b  kleine Baubewilligung,

¢  Teilbaubewilligung,

d  generelle Baubewilligung.

2 Die Baubewilligung gilt als Reklamebewilligung nach der eidgendssischen Si-
gnalisationsverordnung vom 5. September 1979 (SSV®?).

Art. 32a* 2 Ordentliche Baubewilligung

' Die ordentliche Baubewilligung wird in einem Verfahren mit Veroffentlichung
des Baugesuchs erteilt.

Art. 32b * 3 Kleine Baubewilligung
' Die kleine Baubewilligung wird in einem vereinfachten Verfahren ohne Verof-
fentlichung des Baugesuchs erteilt.

2 Das Baubewilligungsdekret bestimmt die Bauvorhaben, die wegen ihrer be-
schrankten Auswirkungen im vereinfachten Verfahren beurteilt werden.

Art. 32c* 4 Teilbaubewilligung

' Die Teilbaubewilligung muss alle Gegensténde umfassen, fiir die ein Koordi-
nationsbedarf besteht. Gestutzt auf die Teilbaubewilligung kann mit dem Bau
der bereits bewilligten Gegenstande begonnen werden.

® SR 741.21
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2 Diejenigen Gegenstande, die nicht Bestandteil der ersten Teilbaubewilligung
sind, werden in einer weiteren Teilbaubewilligung beurteilt.

Art. 32d * 5 Generelle Baubewilligung

' Bei grosseren Bauvorhaben oder bei unklarer Rechtslage kann ein Gesuch
um die Erteilung einer generellen Baubewilligung gestellt werden.

2 Die generelle Baubewilligung kann die vorgesehene Nutzung, die Erschlies-
sung des Baugrundstiicks, die Lage und die dussere Gestaltung des Bauob-
jekts, dessen Einordnung in die Umgebung sowie ahnliche Einzelfragen zum
Gegenstand haben.

3 Sie erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren seit ihrer rechtskréaftigen Er-
teilung das Baugesuch flir das Ausfiihrungsprojekt eingereicht wird.

Art. 33 * Zustédndigkeit

' Baubewilligungsbehdrde ist der Regierungsstatthalter oder die zustandige Be-
hérde von Gemeinden, die nach dem Ergebnis der letzten Volkszahlung min-
destens 10'000 Einwohner aufweisen (grosse Gemeinden).

2 Die Gemeinden mit weniger als 10'000 Einwohnern (kleine Gemeinden) sind
zustandig fir die Beurteilung der im Baubewilligungsdekret umschriebenen
Bauvorhaben mit geringem Koordinationsaufwand. *

® Auf Gesuch hin Ubertragt die zustandige Stelle der Justiz-, Gemeinde- und
Kirchendirektion Gemeinden mit weniger als 10'000 Einwohnern die volle Be-
willigungskompetenz, wenn sie Uber eine geeignete Bauverwaltung verfiigen.
Fir die Gemeinden mit Ubertragener voller Bewilligungskompetenz gelten die
Vorschriften fir die grossen Gemeinden. *

4 In der Gemeinde entscheidet der Gemeinderat oder ein anderes im Gemein-
dereglement bezeichnetes Organ Uber die Baugesuche.

Art. 33a* Fachwissen

' Die Gemeinden sorgen daflr, dass ihnen das nétige Fachwissen zugénglich
ist.

2 Verfligen sie nicht (iber eigene Fachleute, lassen sie die Baugesuche durch

ein regionales Bauinspektorat, durch die Fachleute einer andern Gemeinde
oder durch private Fachleute prifen.

% Der Kanton fordert die Aus- und Weiterbildung der mit der Priifung von Bau-
gesuchen und mit Baupolizeiaufgaben betrauten Personen.
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Art. 34 * Einleitung des Verfahrens

' Das Baugesuch ist der Gemeindeverwaltung auf dem amtlichen Formular ein-
zureichen.

2 Erfordert das Bauvorhaben Ausnahmen, so ist dem Baugesuch das begriin-
dete Ausnahmegesuch beizuftgen.

Art. 35 Bekanntmachung; Einsprachen

1 Im allgemeinen *

' Bau- und Ausnahmegesuche sind nach den Bestimmungen des Baubewilli-
gungsdekrets” zu verdffentlichen oder den Anstdssern sowie weiteren Perso-
nen, die davon betroffen sein kénnten, mitzuteilen. Der Bekanntmachung ist
der Hinweis auf das Recht zur Einsprache beizufiigen.

2 Zur Einsprache sind befugt:

a * Personen, welche durch das Bauvorhaben unmittelbar in eigenen schutz-
wiurdigen Interessen betroffen sind,

b* ..

¢ * die Behorden der Gemeinden und die Organe von Gemeindeverbindun-
gen, des Kantons und des Bundes.

® Einsprachen sind schriftlich mit Begriindung bei der Baubewilligungsbehérde

einzureichen. *

4 *

Art. 35a* 2 Einsprachebefugnis der privaten Organisationen *

' Zur Einsprache befugt sind private Organisationen, wenn sie *

a * eine juristische Person sind,

b * rein ideelle Zwecke verfolgen.

2 Alifallige wirtschaftliche Tatigkeiten missen der Erreichung des ideellen
Zwecks dienen. *

% Zustandig zur Einspracheerhebung ist das oberste Exekutivorgan der privaten
Organisation. *

* Die privaten Organisationen konnen ihre rechtlich selbststandigen Unterorga-
nisationen fur deren Ortliches Tatigkeitsgebiet generell zur Erhebung von Ein-
sprachen ermachtigen. *

" BSG 725.1
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Art. 35b * 3 Kollektiveinsprachen und vervielféltigte oder weitgehend
identische Einsprachen

" In Kollektiveinsprachen und vervielfaltigten oder weitgehend identischen Ein-
sprachen ist anzugeben, wer befugt ist, die Einsprechergruppe rechtsverbind-
lich zu vertreten.

2 Fehlt diese Angabe bei Kollektiveinsprachen, gilt die erstunterzeichnete Per-
son als Vertretung.

® Fehlt diese Angabe bei vervielfaltigten oder weitgehend identischen Einspra-
chen, raumt die Behdrde den Einsprecherinnen und Einsprechern eine Nach-
frist zur Verbesserung ein und bezeichnet eine Vertretung fir den Fall, dass in-
nert der Nachfrist keine Vertretung angegeben wird.

Art. 35¢c* 4 Einsprachegriinde

' Die Personen nach Artikel 35 Absatz 2 Buchstabe a missen an jeder Rige
ein eigenes schutzwirdiges Interesse haben.

2 Die Behorden und Organe nach Artikel 35 Absatz 2 Buchstabe ¢ kénnen nur
Rigen zur Wahrung der ihnen anvertrauten 6ffentlichen Interessen erheben.

% Die privaten Organisationen nach Artikel 35a kénnen nur Riigen erheben in
Rechtsbereichen, die seit mindestens zehn Jahren Gegenstand ihres statutari-
schen Zwecks bilden.

Art. 35d* Veroéffentlichung von Verfiigungen

' Verfahrensleitende Verfligungen kénnen nach vorgangiger Ankindigung im
amtlichen Anzeiger oder im Amtsblatt verdffentlicht werden, wenn die Postzu-
stellung wegen der grossen Zahl der Einsprachen mit unverhaltnismassigem
Aufwand verbunden wére. *

Art. 35e * Vorzeitiger Baubeginn

' Die Baubewilligungsbehorde kann den Baubeginn schon nach Ablauf der Ein-
sprachefrist gestatten, soweit der Ausgang des Verfahrens die Arbeiten nicht
beeinflussen kann.

Art. 36 * Bauentscheid
1 Anwendbares Recht *

" Soweit das Bundesrecht nichts anderes bestimmt, sind Bauvorhaben nach
dem zur Zeit der Einreichung des Baugesuchs geltenden Recht zu beurteilen.



21 721.0

2 Der Entscheid ist jedoch zurlickzustellen und es ist nach Artikel 62a Absatz 3
vorzugehen, wenn das Bauvorhaben Nutzungsplanen (Art. 57 Abs. 2) wider-
spricht, die bei der Gesuchseinreichung 6ffentlich aufgelegen haben.

% Baugesuche, die im Hinblick auf vorgesehene neue Vorschriften oder Plane
eingereicht werden, sind nach deren Genehmigung aufgrund dieser Vorschrif-
ten oder Plane zu beurteilen, sofern die Baubewilligung nicht vorzeitig erteilt
werden kann (Art. 37).

* Die Bestimmungen Uber die Planungszone (Art. 62 f.) bleiben vorbehalten.

Art. 37 * 2 Vorzeitige Baubewilligung *

" Aufgrund von Bauvorschriften, die die zustandige Stelle der Justiz-,
Gemeinde- und Kirchendirektion noch nicht genehmigt hat, kann eine vorzeiti-
ge Baubewilligung erteilt werden, wenn *

a das zustandige Gemeindeorgan die Bauvorschriften beschlossen hat,

b  die das Bauvorhaben betreffenden Bauvorschriften unbestritten sind und

¢ * die zustandige Stelle der Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion zu-
stimmt.

Art. 38 3 Priifung; Gegensténde *
' Nach der formellen Priifung leitet die Gemeindeverwaltung die Bau- und Aus-
nahmegesuche sofort an die Baubewilligungsbehérde weiter und weist auf of-
fenkundige materielle Mangel hin. *

2 Im Bauentscheid wird geurteilt lber das Baugesuch und die zugehérigen Aus-
nahmegesuche sowie die Kostenpflicht. Der Bauentscheid setzt sich mit den
unerledigten Einsprachen auseinander. *

® Mit der Baubewilligung kénnen Bedingungen und Auflagen verbunden wer-
den; Artikel 29 Absatz 2 ist sinngemass anwendbar. *

* Im Dispositiv des Bauentscheides ist anzugeben,

a * welche weiteren Bewilligungen der Bauherr im Fall von Artikel 2a Absatz
2 Buchstabe b noch beizubringen hat,

b * welche Gesuchsgegenstdnde im Fall der Teilbaubewilligung (Art. 32c)
noch beurteilt werden muissen.
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Art. 38a* 4 Vereinbarungen zwischen Gesuchstellern und privaten
Organisationen

' Treffen Gesuchstellerinnen, Gesuchsteller und private Organisationen Verein-
barungen Uber Verpflichtungen, die Belange des o6ffentlichen Rechts betreffen,
so gelten diese ausschliesslich als gemeinsame Antrage an die Behorde. Die-
se berucksichtigt das Ergebnis in ihrer Verfigung oder ihrem Entscheid. Sie
verzichtet darauf, wenn die Vereinbarung Mangel nach Artikel 66 des Gesetzes
vom 23. Mai 1989 Uber die Verwaltungsrechtspflege (VRPG)® aufweist.

2 Vereinbarungen zwischen Gesuchstellerinnen, Gesuchstellern und privaten
Organisationen Uber finanzielle oder andere Leistungen sind nicht zulassig, so-
weit diese bestimmt sind fur

a die Durchsetzung von Verpflichtungen des offentlichen Rechts, insbeson-
dere behdrdlicher Auflagen,

b  Massnahmen, die das 6ffentliche Recht nicht vorsieht oder die in keinem
Zusammenhang mit dem Vorhaben stehen,

¢ die Abgeltung eines Rechtsmittelverzichts oder eines anderen prozessua-
len Verhaltens.

Art. 39 * 5 Weiterer Inhalt und Eréffnung *

' Fur die Begriindung des Bauentscheides und fiir die Rechtsmittelbelehrung
gilt das Gesetz Uber die Verwaltungsrechtspflege®.

2 Der Bauentscheid wird mit den weiteren Bewilligungen eréffnet

a dem Baugesuchsteller;

b  den verbliebenen Einsprechern;

c den beteiligten kantonalen Amtsstellen;
d der Gemeindebehorde.

% Die Baubewilligungsbehdrde kann nach vorgangiger Ankiindigung das Dispo-
sitiv des Bauentscheids zusammen mit der Rechtsmittelbelehrung im amtlichen
Anzeiger oder im Amtsblatt verdffentlichen, wenn die Postzustellung wegen der
grossen Zahl der Einsprachen mit unverhaltnismassigem Aufwand verbunden
ware. *

® BSG 155.21
9 BSG 155.21



23 721.0

Art. 40 * Baubeschwerden

1 Allgemeines *

' Bauentscheide konnen innert 30 Tagen seit Er6ffnung mit Baubeschwerde
angefochten werden. Diese ist schriftlich bei der kantonalen Bau-, Verkehrs-
und Energiedirektion einzureichen. Sie hat das Rechtsbegehren und die Be-
grindung zu enthalten. *

2 Zur Beschwerde befugt sind der Baugesuchsteller, die Einsprecher im Rah-
men ihrer Einsprachegrinde und die zustédndige Gemeindebehdrde.

® Die Baubeschwerden werden von der Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion
ohne Verzug beurteilt. Sie prift das Bauvorhaben frei und kann den angefoch-
tenen Entscheid nach Anhérung der Parteien von Amtes wegen abandern,
wenn er erhebliche Mangel aufweist.

* Verfigungen und Entscheide konnen nach Artikel 35d und 39 Absatz 3 verof-
fentlicht werden. *

% Im Ubrigen gelten die Bestimmungen des Gesetzes vom 23. Mai 1989 (ber
die Verwaltungsrechtspflege (VRPG'”). Die Beschwerdeantwort ist innert 30
Tagen einzureichen. Fur die Beschwerdebefugnis im Verfahren vor dem Ver-
waltungsgericht gilt Absatz 2 sinngemass. *

Art. 40a* 2 Beschwerderecht der privaten Organisationen

' Die privaten Organisationen sind im Rahmen ihrer Einsprachegriinde zur Be-
schwerde befugt.

2 Rechtlich selbststandige Unterorganisationen bediirfen zur Beschwerdeerhe-
bung einer Erméachtigung der Organisation im Einzelfall.

® Die Rechtsmittelbehdrde tritt auf eine Beschwerde nicht ein, wenn die private
Organisation unzulassige Leistungen im Sinne von Artikel 38a Absatz 2 gefor-
dert hat.

Art. 41 * 3 Kollektivbeschwerden und vervielféltigte oder weitgehend identi-
sche Beschwerden *

' Bei Kollektivbeschwerden und vervielfaltigten oder weitgehend identischen
Beschwerden ist ein gemeinsames Zustelldomizil anzugeben.

2 Fehlt diese Angabe bei Kollektivbeschwerden, ist die Adresse der erstunter-
zeichneten Person das Zustelldomizil.

0 BSG 155.21
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®Fehlt diese Angabe bei vervielfaltigten oder weitgehend identischen Be-
schwerden, raumt die Behorde den Beschwerdefiihrerinnen und Beschwerde-
fuhrern eine Nachfrist zur Verbesserung ein und bezeichnet ein Zustelldomizil
fur den Fall, dass innert der Nachfrist kein Zustelldomizil angegeben wird.

Art. 42 Geltung der Baubewilligung *

' Die Baubewilligung gilt fiir den Gesuchsteller und den Eigentiimer des Bau-
grundstiicks; fir deren Rechtsnachfolger gilt sie nur, wenn die Erteilung nicht
vom Nachweis besonderer Voraussetzungen abhangig war.

2 Sie erlischt, wenn innerhalb von drei Jahren seit ihrer rechtskraftigen Ertei-
lung mit der Ausfiihrung des Bauvorhabens nicht begonnen oder die Ausflih-
rung wahrend mehr als einem Jahr unterbrochen wird. Vorbehalten bleiben
nach den niheren Bestimmungen des Baubewilligungsdekretes'” Falle, in de-
nen die Baubewilligung aus rechtlichen Griinden noch nicht genutzt werden
kann. *

® Die Baubewilligungsbehdrde kann die Geltungsdauer nach Anhérung der
betroffenen Behdrden um hdéchstens zwei Jahre verlangern. Die Verlangerung
ist ausgeschlossen, wenn sich die massgebenden tatsachlichen oder rechtli-
chen Verhéltnisse seit dem Bauentscheid wesentlich verandert haben. *

Art. 43 Widerruf der Baubewilligung *

' Eine im Widerspruch zu 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften erteilte oder bei ih-
rer Austibung mit der 6ffentlichen Ordnung nicht mehr vereinbare Baubewilli-
gung kann von der Baubewilligungsbehérde — gegebenenfalls von der nach Ar-
tikel 48 zustandigen Behorde — widerrufen werden.

2 Sind aufgrund der Baubewilligung bereits erhebliche Arbeiten ausgeflhrt, so
ist der Widerruf nur zulassig,

a wenn Uberwiegende Interessen ihn gebieten; der Bauherr ist nach den
Bestimmungen Uber die materielle Enteignung (Art. 130) zu entschadigen,
wenn dafiir die Voraussetzungen erflllt sind;

b wenn der Gesuchsteller die Bewilligung durch Irrefihrung erwirkt hat.

® Die Widerrufsverfligung ist sofort vollstreckbar. Sie kann wie ein Bauent-

scheid angefochten werden.

™ BSG 725.1
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Art. 44 Genehmigung fiir Gegenstédnde von untergeordneter Bedeutung *

' Die Baubewilligungsbehorde kann mit der Baubewilligung verfligen, dass die
Unterlagen Uber untergeordnete Gegenstande des Bauvorhabens wie bei-
spielsweise Einzelheiten der Gebaudeinstallation oder die Haustechnik erst vor
Baubeginn zur Genehmigung vorgelegt werden mussen. *

2 Dieses Genehmigungsverfahren ist nicht zulassig, wenn die Unterlagen zur
Beurteilung und zum Entscheid Uber das Baugesuch notwendig sind oder
wenn wegen diesen untergeordneten Gegenstande Dritten Parteirechte zuste-
hen. *

® Das Gesuch um Genehmigung ist mit den erforderlichen Unterlagen bei der
zustandigen Gemeindebehdrde zuhanden der Baubewilligungsbehérde einzu-
reichen. Diese entscheidet ohne weiteres Verfahren. Die Absatze 1 und 3 von
Artikel 38 gelten sinngemass. *

* Gegen den Entscheid der Baubewilligungsbehorde kann vom Gesuchsteller
innert 30 Tagen seit Eréffnung Beschwerde bei der zustandigen Fachdirektion
gefihrt werden. *

® Abweichende Bestimmungen der besonderen Gesetzgebung bleiben vorbe-
halten.

1.7 Baupolizei

Art. 45 Zustandigkeit; Aufgaben

' Die Baupolizei ist Sache der zustandigen Gemeindebehorde. Sie steht unter
der Aufsicht des Regierungsstatthalters. *

2 Die Organe der Baupolizei treffen im Rahmen ihrer Zustéandigkeit alle Mass-
nahmen, die zur Durchfiihrung dieses Gesetzes und der gestitzt darauf erlas-
senen Vorschriften und Verfligungen erforderlich sind. Insbesondere obliegt ih-
nen

a die Aufsicht Uber die Einhaltung der Bauvorschriften und der Bedingungen
und Auflagen der Baubewilligung sowie der Bestimmungen Uber die
Arbeitssicherheit und -hygiene bei der Ausfiihrung von Bauvorhaben;

b  die Wiederherstellung des rechtmassigen Zustandes bei widerrechtlicher
Bauausfihrung oder bei nachtraglicher Missachtung von Bauvorschriften,
Bedingungen und Auflagen;

c die Beseitigung von Stérungen der offentlichen Ordnung, die von unvoll-
endeten, mangelhaft unterhaltenen oder sonstwie ordnungswidrigen Bau-
ten und Anlagen ausgehen.
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® Die Baupolizeibehorden kénnen vom Regierungsstatthalter zum Betreten be-
wohnter Gebaude und Radume ermachtigt werden, wenn wichtige rechtserhebli-
che Sachverhalte nur so feststellbar sind. Wenn nétig stehen ihnen die Polizei-
organe der Gemeinde und des Kantons zur Verfugung. *

Art. 46 Verfahren zur Wiederherstellung des rechtméassigen Zustandes

"Wird ein Bauvorhaben ohne Baubewilligung oder in Uberschreitung einer
Baubewilligung ausgefiihrt oder werden bei der Ausflihrung eines bewilligten
Vorhabens Vorschriften missachtet, so verflgt die zustandige Baupolizeibehor-
de die Einstellung der Bauarbeiten; sie kann ein Benltzungsverbot erlassen,
wenn es die Verhaltnisse erfordern. Diese Verfiigungen sind sofort vollstreck-
bar.

2 Die Baupolizeibehorde setzt sodann dem jeweiligen Grundeigentiimer oder
Baurechtsinhaber eine angemessene Frist zur Wiederherstellung des recht-
massigen Zustandes unter Androhung der Ersatzvornahme. Fur das Wieder-
herstellungsverfahren gilt:

a * Dem Anzeiger, der als Nachbar betroffen ist, sowie den anzeigenden pri-
vatrechtlichen Organisationen im Sinne von Artikel 35a ist Gelegenheit
zur Teilnahme als Partei einzurdumen.

b  Die Wiederherstellungsverfugung wird aufgeschoben, wenn der Pflichtige
innert 30 Tagen seit ihrer Eréffnung ein Gesuch um nachtragliche Baube-
willigung einreicht. Die Behorde kann die Frist aus wichtigen Griinden ver-
ldngern. Ein nachtragliches Baugesuch ist ausgeschlossen, wenn bereits
rechtskraftig Gber das Bauvorhaben entschieden worden ist.

¢ Im nachtraglichen Baubewilligungsverfahren ist gegebenenfalls zu prifen,
ob das Bauvorhaben wenigstens teilweise bewilligt werden kann.

d Bei vollstandiger oder teilweiser Bewilligung des Bauvorhabens fallt die
Wiederherstellungsverfliigung im entsprechenden Umfang dahin.

e Im Falle des Bauabschlags entscheidet die Baubewilligungsbehérde zu-
gleich darlber, ob und inwieweit der rechtmassige Zustand wiederherzu-
stellen ist; sie setzt daflr gegebenenfalls eine neue Frist.

® Nach Ablauf von flnf Jahren, seitdem die Rechtswidrigkeit erkennbar war,

kann die Wiederherstellung des rechtmassigen Zustandes nur verlangt werden,

wenn zwingende 6ffentliche Interessen es erfordern.
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Art. 47 Ersatzvornahme

' Rechtskraftig verflgte Massnahmen, die der Pflichtige innerhalb der ange-
setzten Frist nicht oder nicht vorschriftsgemass ausfiihrt, Iasst die Baupolizei-
behoérde auf seine Kosten durch Dritte vornehmen.

2 Zur Sicherung von Forderung und Verzugszins besteht zu Gunsten der
Gemeinde ein gesetzliches Grundpfandrecht im Sinne von Artikel 109a Buch-
stabe e EG ZGB. *

Art. 48 * Verfiigungen der kantonalen Aufsichtsbehérde *

" Vernachlassigt eine Gemeindebehdrde ihre baupolizeilichen Pflichten und
sind dadurch o6ffentliche Interessen gefahrdet, so hat an ihrer Stelle der Regie-
rungsstatthalter die erforderlichen Massnahmen zu verfiigen.

Art. 49 Rechtspflege

' Verfiigungen gemass Artikel 45-48 und damit zusammenhangende Kosten-
verfligungen koénnen innert 30 Tagen seit Eréffnung mit Beschwerde bei der
kantonalen Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion angefochten werden. *

2 Die Beschwerdeentscheide der Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion unterlie-
gen der Beschwerde an das Verwaltungsgericht. *

® Rechtskraftige Kostenverfligungen sind einem vollstreckbaren gerichtlichen
Urteil im Sinne von Artikel 80 des Schuldbetreibungs- und Konkursgesetzes'
gleichgestellt.

1.8 Strafen

Art. 50 Straftatbestidnde

"Wer als Verantwortlicher, insbesondere als Bauherr, Architekt, Ingenieur,
Bauleiter oder Bauunternehmer, ein Bauvorhaben ohne Baubewilligung oder in
Missachtung von Bedingungen, Auflagen oder Vorschriften ausfuhrt oder aus-
fuhren lasst, oder wer vollstreckbaren baupolizeilichen Anordnungen, die ihm
gegeniber ergangen sind, nicht nachkommt, wird mit Busse von 1000 Franken
bis 40'000 Franken bestraft.

2 Wer fur die baupolizeiliche Selbstdeklaration notwendige amtliche Formulare
nicht oder falsch ausfllt, wird mit Busse von 1000 Franken bis 40'000 Franken
bestraft. *

2 SR 281.1
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®In schweren Fallen, insbesondere bei Ausfiihrung von Bauvorhaben trotz
rechtskraftigem Bauabschlag, bei Verletzung von Vorschriften aus Gewinnstre-
ben und im Wiederholungsfall kann die Busse bis auf 100'000 Franken erhéht
werden. Ausserdem sind widerrechtliche Gewinne gemass Artikel 70 und 71
des Schweizerischen Strafgesetzbuches' einzuziehen. *

* In leichten Fallen betragt die Busse 50 Franken bis 1000 Franken.

Art. 51 * Verjdhrung
' Widerhandlungen gemass Artikel 50 verjahren nach sieben Jahren.

Art. 52 Verschiedene Bestimmungen

' Ist die strafbare Handlung im Geschéftsbetrieb einer juristischen Person oder
einer Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft begangen worden, so haftet diese
solidarisch fir Busse, einzuziehende Gewinne, Gebihren und Kosten.

2 Im Strafverfahren stehen ihr die Rechte einer Partei zu.

3 Kanton und Gemeinden kdnnen im Strafverfahren Parteirechte ausiiben. Sie
sind befugt, auch hinsichtlich des Strafmasses zu appellieren. *

2 Planungsrecht
2.1 Allgemeines
2.1.1 Aufgaben und Organisation der Raumplanung

Art. 53 Planungszweck und -auftrag

' Die Planung soll eine auf die erwlinschte Entwicklung des Kantons ausgerich-
tete raumliche Ordnung herbeifiihren. Sie soll die Zusammenarbeit bei der Er-
fullung raumwirksamer Aufgaben gewahrleisten.

2 Die Gemeinden, die Planungsregionen bzw. Regionalkonferenzen und der
Kanton erarbeiten die zur Erfillung ihrer raumwirksamen Aufgaben nétigen
Planungen und stimmen sie aufeinander und mit den benachbarten Kantonen
ab.*

% Sie berticksichtigen die Anliegen der Raumplanung in ihren (ibrigen Tatigkei-
ten.

¥ SR 311.0
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Art. 54 Grundsétze

' Die Gemeinden, die Planungsregionen bzw. Regionalkonferenzen und der
Kanton sorgen daflir, dass der Boden haushalterisch genutzt wird. Sie achten
auf die natlrlichen Gegebenheiten und auf die Bedirfnisse von Bevolkerung
und Wirtschaft. *

2 Sie sollen dabei insbesondere

a die naturlichen Lebensgrundlagen (Boden, Luft, Wasser, Wald, Klima)
und die Lebensraume der Tier- und Pflanzenwelt schitzen;

b  das Kulturland, zusammenhangende landwirtschaftliche Flachen und die
Bauernbetriebe erhalten;

¢  See- und Flussufer freihalten und 6ffentlichen Zugang und Begehung er-
leichtern;

d naturnahe Landschaften schitzen und Erholungsraume fir die bestim-
mungsgemasse Nutzung freihalten;

e wohnliche Siedlungen mit vielen Grinflachen und Baumen schaffen und
erhalten;

f die besonderen Werte der Landschaft, von Siedlungen, Siedlungsteilen
und anderen schiitzenswerten Objekten bewahren, pflegen, nétigenfalls
wiederherstellen;

g gunstige raumliche Voraussetzungen fiir die wirtschaftliche Entwicklung
und die Landwirtschaft schaffen;

h  die Durchfiihrung der 6ffentlichen Bauaufgaben sicherstellen;

i auf die sparsame Verwendung von Energie achten;

k * eine Uberlastung der Gewasser mit Oberflaichenwasser vermeiden und
daflrr sorgen, dass sauberes Wasser versickern kann.

® Der Ermessensspielraum nachgeordneter Behorden, die Autonomie der

Gemeinden und die Baufreiheit der Privaten dirfen durch Massnahmen der

Raumplanung nur soweit eingeschrankt werden, als es das Gemeinwohl erfor-

dert.

Art. 55 Planungsstufen; Zustadndigkeit

' Die Ortsplanung befasst sich mit der raumlichen Ordnung des Gemeindege-
biets. Sie ist Aufgabe der Gemeinden.

2 Die Planungsregion bzw. Regionalkonferenz (Art. 97 ff.) bearbeitet die Aufga-
ben der Raumplanung in einem grdosseren, mehrere Gemeinden umfassenden,
wirtschaftlich und geographisch zusammenhangenden Gebiet. *
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® Der Kanton befasst sich mit den Uberregionalen und kantonalen Aufgaben der
Raumplanung. Er kann die Wahrung regionaler oder kommunaler Interessen
Ubernehmen, die wegen fehlender oder ungeniigender Planung gefahrdet sind.

* Der Regierungsrat tibt durch die Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion die
Oberaufsicht Gber die Raumplanung aus. *

Art. 56 Informations- und Auskunftspflicht

' Die Planungsorgane unterrichten die Bevolkerung (iber Ziele und Ablauf der
Planungen nach diesem Gesetz.

2 Sie geben einander Kenntnis von allen wichtigen Planungsarbeiten und lie-
fern auf Verlangen die zur Zusammenarbeit erforderlichen Angaben Uber ihre
Vorhaben.

* Offentliche und gemischtwirtschaftliche Unternehmungen wie auch Private
haben von grésseren Bauvorhaben frihzeitig den Planungsorganen und den
offentlichen Diensten (PTT, Unternehmungen des 6ffentlichen Verkehrs, Ver-
sorgungs- und Entsorgungsbetriebe) Kenntnis zu geben.

Art. 57 Plédne

' Die Richtplane der Gemeinden, der Planungsregionen bzw. Regionalkonfe-
renzen und des Kantons, der Richtplan nach dem Bundesgesetz vom 22. Juni
1979 Uber die Raumplanung (Raumplanungsgesetz, RPG)'¥ sowie die kanto-
nalen Konzepte und Sachplane sind behérdenverbindlich. *

2 Als Nutzungsplane gelten die baurechtliche Grundordnung und die Uberbau-
ungsordnungen der Gemeinden, der Regionalkonferenzen und des Kantons.
Sie basieren auf den Referenzdaten der amtlichen Vermessung und sind fir je-
dermann verbindlich. *

2.1.2 Verfahren fiir Vorschriften und Pléne

Art. 58 Information und Mitwirkung der Bevélkerung

' Die Behorden sorgen dafiir, dass die Bevolkerung bei Planungen friihzeitig in
geeigneter Weise mitwirken kann.

) SR 700
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2FUr den Erlass und die nicht geringfugige Anderung von Richtplanen, der
baurechtlichen Grundordnung und von Uberbauungsordnungen ist die Mitwir-
kung zu gewahren. Im Uberbauungsordnungsverfahren, das aufgrund der Vor-
gaben einer bestehenden Zone mit Planungspflicht durchgefiihrt wird, wird kei-
ne weitere Mitwirkung durchgefihrt. *

® Die Mitwirkung kann eingeraumt werden, *

a indem vorgesehene Planungen an der Gemeindeversammlung oder an
besonderen Orientierungsversammlungen zur Diskussion gestellt werden;

b indem die Unterlagen Uber vorgesehene Planungen wahrend einer ange-
messenen Mitwirkungsfrist 6ffentlich aufgelegt werden;

¢  bei vorgesehenen Anderungen der Grundordnung oder einer Uberbau-
ungsordnung, die nicht von allgemeinem Interesse sind, auch im Rahmen
des Einspracheverfahrens nach Artikel 60.

* Im Rahmen der Mitwirkung kénnen Einwendungen erhoben und Anregungen

unterbreitet werden. Sie sind den fir Beschluss und fur Genehmigung zustan-

digen Behdrden in Form des Versammlungsprotokolls oder eines zusammen-

fassenden Mitwirkungsberichtes zur Kenntnis zu bringen. Protokoll und Bericht

sind offentlich.

® Die Gemeinden und die Planungsregionen bzw. Regionalkonferenzen kénnen
ein weitergehendes Mitwirkungsverfahren durchfiihren. Insbesondere kénnen
die Gemeindebehdrden die Quartierbevdlkerung zur Lésung von Fragen der
Quartierplanung heranziehen. *

Art. 59 Vorpriifung
' Die Entwirfe fir Richt- und Nutzungspléane (Art. 57) sind der zusténdigen

Stelle der Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion zur Vorprifung einzurei-
chen. *

2 Der Regierungsrat regelt die Zusammenarbeit zwischen den kantonalen Stel-
len einerseits und den Planungsregionen bzw. Regionalkonferenzen und den
Gemeinden andererseits und stellt ein rasches Vorprifungsverfahren sicher. *

3 *

* Dauert die Vorpriifung langer als 3 Monate, so ist die Gemeinde davon unter
Angabe der Griinde zu benachrichtigen. *

Art. 60 Einspracheverfahren

" Vorlagen, welche die baurechtliche Grundordnung oder eine Uberbauungs-
ordnung betreffen, sind wahrend wenigstens 30 Tagen 6ffentlich aufzulegen.
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2 Wahrend der Auflagefrist kann schriftlich Einsprache erhoben werden; diese
ist zu begriinden. Artikel 35 Absatze 2 und 3 sowie Artikel 35a bis 35d sind
sinngemass anwendbar. Einspracheverhandlungen sind vor dem Beschluss, in
Gemeinden, in welchen die Vorlage vom Grossen Gemeinderat oder vom
Stadtrat beraten wird, vor dieser Beratung durchzufthren. *

% Soweit Gffentlich aufgelegte Vorschriften oder Pléane vor oder bei der Be-
schlussfassung oder im Genehmigungsverfahren geandert werden, ist den da-
von Betroffenen Kenntnis und Gelegenheit zur Einsprache oder Beschwerde
Zu geben.

* Fiur die geringfiigige Anderung von Vorschriften oder Pléanen gilt Absatz 3
sinngemass.

Art. 60a* Information

' Beim Erlass der Grundordnung orientiert der Gemeinderat das beschlussfas-
sende Organ wenigstens Uber das Planungsziel und die Ergebnisse des Mitwir-
kungs-, Vorprifungs- und Einspracheverfahrens.

2 Hat die Planung die Erstellung von Anlagen der Detailerschliessung zur Folge
oder sieht sie die Errichtung einer Zone mit Planungspflicht vor, ist auch zu ori-
entieren (ber die Planungskosten fiir die Uberbauungsordnung, uber die
Kosten fir Landerwerb und Erschliessungsanlagen und lber den vorgesehe-
nen Kostenanteil der Grundeigentimer.

® Die baurechtliche Grundordnung und Uberbauungsordnungen sind vor dem
Beschluss der Stimmberechtigten nicht erneut 6ffentlich aufzulegen. *

Art. 61 * Genehmigung

' Die Vorschriften und Plane der Gemeinden und der Planungsregionen bzw.
Regionalkonferenzen bedurfen der Genehmigung der zustandigen Stelle der
Justiz-, Gemeinde und Kirchendirektion. Diese pruft, ob sie rechtmassig und
mit den Ubergeordneten Planungen vereinbar sind. Sie entscheidet Uber die
Einsprachen mit voller Uberpriifungsbefugnis. *

2 Fir Vereinbarungen zwischen Gesuchstellerinnen, Gesuchstellern und priva-
ten Organisationen gilt Artikel 38a. *

® Die zustandige Stelle der Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion kann nach
Anhoérung des Gemeinderates, der Planungsregion bzw. Regionalkonferenz
und der Betroffenen nicht genehmigungsfahige Plane und Vorschriften in der
Genehmigungsverfugung andern. Artikel 65 Absatz 1 bleibt vorbehalten. *
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* Benotigt die zustandige Stelle der Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion fiir
das Genehmigungsverfahren mehr als drei Monate, so ist die Gemeinde oder
die Planungsregion bzw. Regionalkonferenz unter Angabe der Griinde zu be-
nachrichtigen. *

® Fur die Behandlung mutwilliger Einsprachen wird eine Gebuhr erhoben. *

¢ Baureglement, Zonenplane und Uberbauungsordnungen sowie deren Ande-
rungen sind zusatzlich in digitalisierter Form zur Genehmigung einzureichen.
Die kantonale Fachstelle bezeichnet das anzuwendende Datenmodell. *

Art. 61a* Rechtsmittel

' Gegen den Genehmigungsbeschluss kann bei der Justiz-, Gemeinde- und
Kirchendirektion Beschwerde gefiihrt werden. *

2 Beschwerdebefugt sind *

a  Einsprecher im Rahmen ihrer Einsprachertgen,

b * Gemeinden und Planungsregionen bzw. Regionalkonferenzen beziglich
ihrer Vorschriften und Plane,

¢  Gemeinden bezlglich sie betreffende regionale Vorschriften und Plane.

3 Die Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion entscheidet kantonal letztin-

stanzlich tUber die Genehmigung von Richtplanen. *

* Die Artikel 35d, 39 Absatz 3, 40a und 41 sind sinngeméass anwendbar. *

Art. 61b * Aufschiebende Wirkung der Beschwerde und Rechtskraftbe-
scheinigung

' Die Beschwerde gegen den Genehmigungsbeschluss geméass Artikel 61a hat
aufschiebende Wirkung. Artikel 68 Absatze 2 bis 5 VRPG bleibt vorbehalten.

2 |st der Genehmigungsbeschluss nur teilweise angefochten, gilt die aufschie-
bende Wirkung fur die nicht angefochtenen Teile insoweit, als der Ausgang des
Beschwerdeverfahrens sie beeinflussen kann.

® Die Beschwerdeinstanz stellt auf Gesuch hin oder von Amtes wegen fest, in-

wieweit

a die aufschiebende Wirkung gilt bzw.

b  der Genehmigungsbeschluss in Rechtskraft erwachsen ist (Rechtskraftbe-
scheinigung).

* Fur das Verfahren vor dem Verwaltungsgericht gelten die Abséatze 1 bis 3

sinngemass.
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2.1.3 Planungszone

Art. 62 * Voraussetzungen, Zustandigkeit, Dauer *

' Als Planungszone im Sinne des Bundesgesetzes (ber die Raumplanung™
kénnen Gebiete bestimmt werden, fir die Nutzungsplane (Art. 57 Abs. 2) erlas-
sen oder angepasst werden missen.

2 Haben die Bauwilligen ein Baugesuch eingereicht oder in Form eines Vorpro-
jektes ihre Bauabsicht mitgeteilt, ist die Planungszone innert drei Monaten auf-
zulegen. Andernfalls ist eine Planungszone gegeniliber dem gleichen Vorhaben
seitens des Gemeinwesens, dem das Vorhaben als Baugesuch oder als Vor-
projekt durch Zustellung zur Kenntnis gebracht worden ist, wahrend finf
Jahren nur zulassig, wenn sich die Verhaltnisse inzwischen wesentlich veran-
dert haben.

% Der Gemeinderat, das zustandige Organ der Regionalkonferenz, die zustan-
dige Stelle der Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion und die zustandige Stelle
der Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion kdnnen Planungszonen fir zwei
Jahre erlassen. Die Gemeinde kann Planungszonen fiir Nutzungsplane der
Ortsplanung erlassen, die Regionalkonferenz kann regionale Planungszonen
fur regionale Uberbauungsordnungen erlassen, der Kanton kann kantonale
Planungszonen fir Nutzungspléne der Kantonsplanung wie Strassenplane,
kantonale Uberbauungsordnungen, Ersatzvornahmen nach Artikel 65 Absatz 2
Buchstabe ¢ oder Wasserbauplane erlassen. *

* Die Dauer einer Planungszone kann um ein Jahr, bei Gesamtrevisionen einer
Ortsplanung oder komplexen sonstigen Planungen auf héchstens finf Jahre
verlangert werden, wenn nachgewiesen wird, dass die neuen Plane und Vor-
schriften innert der urspriinglichen Frist nicht aufgelegt werden konnten.

® Fir die Verlangerung ist zustandig

a * bei der kommunalen und regionalen Planungszone die zustandige Stelle
der Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion,

b * bei der kantonalen Planungszone die Direktion, die der zustandigen Stelle
vorsteht, die die Planungszone erlassen hat.

¥ SR 700
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Art. 62a* Wirkung

"In der Planungszone darf nichts unternommen werden, das den Planungs-
zweck beeintrachtigen kdnnte. Sie wird mit der 6ffentlichen Bekanntmachung
rechtswirksam. Die Erteilung einer Baubewilligung bedarf der Zustimmung je-
ner Behorde, welche die Planungszone angeordnet hat.

2 Legt die Gemeinde oder die Regionalkonferenz neue oder geanderte Vor-
schriften oder Plane auf, so hat sie dartiber ohne Verzug zu beschliessen und
die Genehmigung der zustandigen Stelle der Justiz-, Gemeinde- und Kirchen-
direktion einzuholen. Auf Verlangen des Gesuchstellers hat ihr der Regierungs-
statthalter dafiir eine angemessene Frist anzusetzen. *

® Baubewilligungsverfahren werden wahrend der Dauer der Planungszone und
des Planerlassverfahrens eingestellt, wenn nicht die Zustimmung nach Absatz
1 vorliegt. Treten die neuen Vorschriften oder Plane in Kraft, werden die Bau-
vorhaben nach neuem Recht beurteilt. Nach altem Recht werden sie beurteilt,
wenn die neuen Vorschriften oder Plane nicht in Kraft treten oder wenn die
vom Regierungsstatthalter nach Absatz 2 gesetzte Frist nicht gewahrt wird.

Art. 63 Verfahren *

' Verflgte Planungszonen und ihre allfallige Verlangerung sind wie Vorschriften
und Plane offentlich bekanntzumachen (Art. 60). Die Publikation bezeichnet
das betroffene Gebiet und die mit der Planungszone verbundene Planungsab-
sicht.

2 Mit schriftlicher Einsprache kann innert 30 Tagen seit Bekanntmachung gel-
tend gemacht werden, die verfligte Planungszone oder ihre Dauer seien nicht
notwendig oder die bekanntgegebene Planungsabsicht sei nicht zweckmassig.
Die Einsprache ist zu begriinden. Fiir die Einsprachebefugnis gilt Artikel 35 Ab-
satz 2.

® Gegen die Festlegung kantonaler Planungszonen kann Beschwerde bei der
Direktion gefuihrt werden, die der zustandigen Stelle vorsteht, die die Planungs-
zone erlassen hat. *

* Fur die Anfechtung kommunaler und regionaler Planungszonen sowie fiir den
weiteren Rechtsmittelweg finden die Artikel 61a und 61b sinngemass Anwen-
dung. *
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2.2 Ortsplanung
2.2.1 Aufgaben und Organisation

Art. 64 Aufgaben

1 Im allgemeinen *

' Die Ortsplanung besteht darin, dass die Gemeinden entsprechend ihren Ver-
haltnissen und Bediirfnissen

a  Grundlagen erarbeiten und Richtplane aufstellen;

b  die aus Baureglement und Zonenplan bestehende baurechtliche Grund-
ordnung fir das ganze Gemeindegebiet festlegen;

¢ in Uberbauungsordnungen nahere Bestimmungen fiir einzelne Teile des
Gemeindegebietes aufstellen.

2 Weitere Aufgaben der Gemeinden im Rahmen der Ortsplanung sind

a die Baulanderschliessung;

b  die Erschliessung und Ausstattung von Erholungsgebieten;

¢ die Baulandumlegung und Grenzregulierung sowie die Abldsung von
Dienstbarkeiten;

d die Bereitstellung von Wohnbauland und die Erhaltung von Wohnraum
nach den Bestimmungen der besonderen Gesetzgebung;

e die Unterstitzung von Erschliessungs- und weiteren Massnahmen auf-
grund der Landwirtschaftsplanung.

Art. 64a* 2 Besonderer Landschaftsschutz, Schutz der Baudenkmaéler

' Die Gemeinden konnen auf der Grundlage der Inventare gemass Artikel 10d
in ihren Planen und Vorschriften die Baudenkmaler, die archaologischen Ob-
jekte und die Ubrigen Objekte des besonderen Landschaftsschutzes bezeich-
nen.

2 Soweit Baudenkmaler und Objekte des besonderen Landschaftsschutzes (oh-
ne archaologische Objekte) in den Planen und Vorschriften der Gemeinden be-
stimmt sind, kdnnen im Baubewilligungsverfahren keine weiteren Objekte be-
zeichnet werden. Fir die Anderung des Bestandes der Objekte gelten die Vor-
schriften Uber die Plananderung.

Art. 65 Gemeindeautonomie

' Die Gemeinden sind in ihrer Ortsplanung im Rahmen der Gesetzgebung und
der Uibergeordneten Planung frei. *
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2 Mussen die von der Gemeinde erlassenen Vorschriften oder Plane angepasst
werden, so kann der Regierungsrat

a den Vorschriften oder Planen der Gemeinde die Genehmigung entziehen;

b * die Gemeinde auffordern, innert angemessener Frist genehmigungsfahige
Vorschriften und Plane zu erlassen;

¢ * notigenfalls die zustandige Stelle der Justiz-, Gemeinde- und Kirchendi-
rektion zur Ersatzvornahme ermachtigen.

® Fur die Anfechtung von Verfligungen betreffend die Ersatzvornahme gemass

Absatz 2 Buchstabe c findet Artikel 61a sinngemass Anwendung. *

Art. 66 * Organisation; Zusténdigkeiten

' Planungsbehorde ist der Gemeinderat. Er nimmt alle Befugnisse wahr, die
nicht nach Gesetz oder Gemeindereglement einem anderen Gemeindeorgan
zustehen.

2 Die Stimmberechtigten sind zusténdig fur den Erlass und die Anderung der
baurechtlichen Grundordnung sowie fur den Erlass, die Anderung und die Auf-
hebung von Uberbauungsordnungen.

® Uberbauungsordnungen, welche eine Zone mit Planungspflicht betreffen oder
lediglich Detailerschliessungsanlagen festlegen, werden vom Gemeinderat be-
schlossen.

* Gemeinden mit einem Gemeindeparlament kdnnen

a dessen abschliessende Zusténdigkeit vorsehen fiir den Erlass, die Ande-
rung und Aufhebung von Uberbauungsordnungen, sofern diese in Art und
Mass der zuldssigen Nutzung nicht von der Grundordnung abweichen;

b  dessen Zustandigkeit unter Vorbehalt der fakultativen Volksabstimmung
vorsehen flr den Erlass und die Anderung der baurechtlichen Grundord-
nung;

¢ dessen Zustandigkeit unter Vorbehalt der fakultativen Volksabstimmung
vorsehen fiir den Erlass, die Anderung und die Aufhebung der Ubrigen
Uberbauungsordnungen.

® Der Gemeinderat beschliesst abschliessend Anpassungen der Nutzungspla-

ne, die wegen einer Ersterhebung oder Erneuerung der amtlichen Vermessung

notig werden. *
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® Nutzungsplane der Gemeinde, die bei der Gemeinde, beim zusténdigen Re-
gierungsstatthalteramt und beim Amt fir Gemeinden und Raumordnung nicht
vorhanden sind und trotz 6ffentlichem Aufruf im amtlichen Anzeiger und im
Amtsblatt mit Frist von 30 Tagen nicht mehr auffindbar sind, kénnen durch Be-
schluss des Gemeinderates aufgehoben werden. Der Beschluss des Gemein-
derates ist im amtlichen Anzeiger zu publizieren und dem zusténdigen Regie-
rungsstatthalteramt und dem Amt fir Gemeinden und Raumordnung zur Kennt-
nisnahme zuzustellen. *

Art. 67 Dispens von der Ortsplanungspflicht

" Die Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion kann landliche Gemeinden mit
geringer baulicher Entwicklung von den Aufgaben der Ortsplanung entbinden. *

2 In diesen Gemeinden gilt das kantonale Normalbaureglement'® (Art. 70). Auf-
grund des bisherigen Rechts provisorisch festgelegte Baugebiete sind bis zum
31. Dezember 1987 als Bauzone auszuscheiden; andernfalls gelten sie als
Landwirtschaftszone.

3 *

2.2.2 Grundlagen und Richtplédne

Art. 68 Begriff und Bedeutung

' Als Grundlagen der Ortsplanung sind alle fur den Stand und die anzustreben-
de rdumliche Entwicklung der Gemeinde wesentlichen Tatsachen zu ermitteln.
Artikel 6 des Bundesgesetzes (ber die Raumplanung'” ist sinngemass an-
wendbar.

2 Die Richtplane stimmen die Nutzungszonen, die Erschliessung und den Ver-
kehr aufeinander ab. Sie kénnen sich namentlich beziehen auf

a den Schutz der Landschaft, von Ortsbildern, Natur- und Kulturobjekten;
b  die Gestaltung der Siedlung, von Ortszentren und Quartieren sowie von
Erholungsrdumen;

c die offentlichen Bauten, Anlagen und Einrichtungen;

d  die Erschliessung und den Verkehr;

e die wirtschaftliche Entwicklung und die Landwirtschaft;

f die in einem spateren Zeitpunkt zu treffenden planerischen Massnahmen.
19 BSG 723.13
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® Die Richtpléne binden die Gemeindebehoérden. Die Genehmigungsbehorde
kann auf Antrag der Gemeinde die Verbindlichkeit auf zustimmende regionale
Organe und kantonale Behorden sowie auf besondere Erschliessungstrager
ausdehnen.

2.2.3 Baurechtliche Grundordnung

Art. 69 Baureglement

' Das Baureglement enthélt die allgemeinen Bauvorschriften der Gemeinde,
die Vorschriften zum Zonenplan sowie allenfalls abgaberechtliche Bestimmun-
gen.

2 Die Gemeinden konnen im gesetzlichen Rahmen namentlich naher ordnen:

Art und Mass der baulichen Nutzung (Art. 4);

die Erschliessung (Art. 7 und 8);

den Ortsbild- und Landschaftsschutz (Art. 9 und 10);

Bauvorhaben in und an den Gewassern (Art. 11);

die Grenz- und Gebaudeabsténde (Art. 12);

Bauweise und Baugestaltung (Art. 13);

die Gestaltung der Umgebung (Art. 14), die Aufenthaltsbereiche, Spiel-
platze und Abstellrdume (Art. 15);

die Abstellplatze fur Fahrzeuge (Art. 16—18);

die besonderen Bauten und Anlagen (Art. 19 und 20);

den Immissions- und den Umweltschutz (Art. 24);

die Gemeinschafts- und Nebenanlagen zu Bauten, die Gemeinschaftsan-
tennenanlagen, die wesentlichen Terrainveranderungen und dergleichen.
% Sie durfen in ihrer baurechtlichen Grundordnung keine Vorschriften fiir baube-
willigungsfreie Bauvorhaben nach Artikel 1b erlassen. Solche sind nur zulassig
fir Gebiete des Ortsbild- und Landschaftsschutzes sowie in Uberbauungsord-
nungen. *

-—x"= Q D QO T

* Sie kbnnen im Baureglement oder in besonderen Reglementen die nachge-
nannten Abgaben vorsehen:

a  Gebuhren fur Leistungen der Gemeindeorgane im Baubewilligungsverfah-
ren und bei baupolizeilichen Verrichtungen;

b  Gebuhren fir die Mitwirkung der Gemeindeorgane bei der Verteilung oder
beim Bezug von Erschliessungskosten im Interesse der Grundeigenti-
mer;

¢  Grundeigentimerabgaben an Erschliessungsanlagen gemass Artikel 111
sowie an 6ffentliche Werke und Massnahmen gemass Artikel 141;
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d Ersatzabgaben bei Nichterfillung der Parkplatzpflicht gemass Artikel 18
Buchstabe c;

e Anschluss- und Benitzungsgebiihren fiir Gemeinschaftsantennenanla-
gen.

Art. 70 Normalbaureglement

' Fir Gemeinden ohne Baureglement ordnet das Dekret Giber das Normalbau-
reglement’® die in Artikel 69 bezeichneten Gegenstande entsprechend den Be-
dirfnissen von Gemeinden mit einfachen Verhaltnissen.

2 Insbesondere legt das Normalbaureglement fest
die Bauweise und die Grundséatze der Baugestaltung;

*
die zulassige Bauhohe;
die minimalen Grenz- und Gebaudeabstande sowie die 6ffentlich-rechtli-
chen Voraussetzungen des Naherbaus;
e die subsididre Geltung privatrechtlicher Bauvorschriften als 6ffentliches
Baurecht.

3 Soweit bestehende Gemeindebauvorschriften einen baurechtlich wesentli-
chen Sachverhalt nicht oder nur lickenhaft ordnen, gilt das Normalbauregle-
ment als ergdnzendes Recht, wenn es eine den Verhaltnissen der Gemeinde
angemessene Regelung enthalt.

QO T O

Art. 71 Zonenplan

' Der Zonenplan legt die Bauzone und ihre Einteilung, die Landwirtschaftszone,
die Bauernhofzone, die Weiler- oder Erhaltungszonen und die weiteren Nut-
zungszonen fest. Er bezeichnet die Schutzgebiete, die Gefahrengebiete und
die Immissionsgebiete. *

2Im Zonenplan kénnen im Einvernehmen mit der zustandigen Direktion des
Regierungsrates orientierungshalber angegeben werden

a die Grundwasserschutzzonen und -areale;
b  der Wald und die kantonalen Naturschutzgebiete.

Art. 72 Bauzone
1 Festlegung und Einteilung

' Die Bauzone umfasst Land, das weitgehend Uberbaut ist oder voraussichtlich
innert 15 Jahren fir die Uberbauung bendtigt und erschlossen wird.

") BSG 723.13
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2 Bauzonen dirfen die gemass Erndhrungsplanung notwendigen Flachen nicht
beanspruchen.
3 P *

* Die Gemeinden kénnen die Bauzone in Gebiete mit gleicher Nutzung, insbe-
sondere in Wohnzonen, Geschafts-, Kern- oder Altstadtzonen, Zonen fir
gewerbliche und industrielle Bauten, Hotelzonen, sowie in gemischte Zonen
einteilen.

® Zur Bauzone gehoren weitere Nutzungszonen, soweit sie fiir Bauzwecke aus-
geschieden sind, wie Ferienhauszonen, Zonen fur 6ffentliche Nutzungen und
Zonen fur Sport- und Freizeitanlagen.

Art. 73 2 Besondere Fiélle

' Die Gemeinden kénnen Wohnzonen bezeichnen, in denen im Interesse eines
genugenden Wohnungsangebotes fur die ansassige Bevolkerung ein Minde-
stanteil an Erstwohnungen, oder eine gleichwertige Regelung, vorgeschrieben
ist. Sie erlassen die ndheren Bestimmungen.

2 Teile der Bauzone, deren Uberbauung der Landschaft oder Siedlung beson-
ders angepasst werden soll oder fir die Ortsentwicklung besonders bedeutsam
ist (z. B. Hanglagen, Kuppen, Altstadt- und Dorfkernzonen, Neubaugebiete),
kénnen als Zone mit Planungspflicht bezeichnet werden, wenn es nicht méglich
ist, die nétigen Vorschriften in der Grundordnung zu erlassen. *

Art. 74 3 Offentlicher Verkehr

! Gebiete, die fiir eine gréssere Zahl von Bewohnern oder Arbeitsplatzen be-
stimmt sind, dirfen nur als Bauzone ausgeschieden werden, wenn ihr An-
schluss an ein 6ffentliches Verkehrsmittel sichergestellt ist.

2 Industriezonen sind moglichst mit Geleiseanschluss zu versehen.

Art. 75 4 Gestaltungsfreiheit bei gemeinsamer Projektierung

' Bei gemeinsamer Projektierung eines Areals mit mehreren Bauten kénnen die
arealinternen Grenz- und Gebaudeabstande, die Anordnung der Bauten und
die Gebaudelangen unter den nachgenannten Voraussetzungen frei bestimmt
werden.

2 Die freie Gestaltung setzt voraus, dass

a  Artund Mass der Nutzung der Zone eingehalten werden;
b in der Regel gemeinsame Spielflachen und Abstellplatze fir Fahrzeuge
geschaffen werden;
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¢ keine Uberwiegenden Interessen beeintrachtigt werden;
d die Durchfihrung der Uberbauung, soweit nétig, durch privatrechtliche
Vereinbarungen sichergestellt ist.

® Die Gemeinden konnen in der Grundordnung eine weitergehende Gestal-
tungsfreiheit vorsehen. Absatz 2 hievor bleibt anwendbar.

* Die Gestaltungsfreiheit ist ausgeschlossen

a  fir besondere Bauten und Anlagen (Art. 19 f.) und fiir Zonen mit Pla-
nungspflicht (Art. 92 ff.);
b  flr die weiteren in der Grundordnung bezeichneten Gebiete.

Art. 76 Ferienhauszonen

' Ferienhauszonen sind vornehmlich fiir den Bau von Ferien- und Wochenend-
hausern bestimmt. Sie sollen nur in Gebieten ausgeschieden werden, die der
touristischen Entwicklung beddurfen, tiber ein entsprechendes Entwicklungskon-
zept verfligen und im Richtplan nach Raumplanungsgesetz'® (Art. 103 ff.) vor-
gesehen sind. Sie dirfen den land- und forstwirtschaftlichen Interessen nicht
zuwiderlaufen.

2 Fir jede Ferienhauszone ist eine Uberbauungsordnung zu erlassen. Artikel
93 ist sinngemass anwendbar. *

®In den Uberbauungsvorschriften kann die Versorgung der Zone durch die 6f-
fentlichen Dienste, insbesondere die Kehrichtabfuhr, Schneeraumung und
Glatteisbekdmpfung, ausgeschlossen oder von besonderen Leistungen der
Grundeigentiimer abhangig gemacht werden. Diese haben, soweit nétig, eige-
ne Dienste zu organisieren, namentlich die einwandfreie Kehrichtentsorgung si-
cherzustellen.

*Fur die Erschliessung der Ferienhauszone gilt Artikel 108 Absatz 1. Die
gemeinsamen Erschliessungsanlagen sind beim Beginn der Uberbauung der
Zone zu erstellen; die Uberbauung hat etappenweise geordnet zu erfolgen.

® Gemeinde, Kanton, Land- und Forstwirtschaft dirfen durch den Bau, Betrieb
und Unterhalt der Erschliessungsanlagen nicht belastet werden. *

¥ SR 700
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Art. 77 Zonen fiir 6ffentliche Nutzungen (Freiflachen)

' Die Gemeinden bezeichnen die fiir Bauten und Anlagen im offentlichen Inter-
esse verwendeten oder noch bendétigten Grundstlicke oder Grundstiickteile als
Zonen fir 6ffentliche Nutzungen (Freiflachen). Diese sind insbesondere auszu-
scheiden fir

a Verwaltungsgebaude, Schulen, Spitaler, Heime, Kirchen, Friedhdfe, Anla-
gen offentlicher Dienste;

b Sammelanlagen des Zivilschutzes;

¢  Bauten und Anlagen kultureller und gemeinnuitziger Institutionen sowie fur
die Gestaltung von Orts- und Quartierzentren;

d  Parks, Garten, Spiel- und Sportanlagen, Kurortseinrichtungen;

e Gelande fir den Skisport, fir die Erstellung von Skiliften und Seilbahnen
sowie fir die Parkplatze zu diesen Personentransportmitteln.

2 Die Grundordnung legt die Zweckbestimmung und die Grundziige der Uber-
bauung und Gestaltung der Zonen fir &ffentliche Nutzungen fest.

® Das zustandige Gemeinwesen entscheidet, welche Bauten und Anlagen im
offentlichen Interesse auf den fur seine Bedurfnisse ausgeschiedenen Zonen
ausgefiihrt werden sollen.

Art. 78 Zonen fiir Sport- und Freizeitanlagen

' Als Zone fiir Sport- und Freizeitanlagen kénnen Geléande fir Sport- und Spiel-
felder, Familiengarten und ahnliche Freizeitbetatigungen ausgeschieden wer-
den.

2 Soweit die Gemeinde in ihren Vorschriften nichts anderes bestimmt, kénnen
auch Nebenbauten, wie einfache Verpflegungsstatten fur die Benltzer, Um-
kleide-, Duschen- und Toilettenanlagen, Geratemagazine, Bauten zum Schutz
vor schlechter Witterung und dergleichen, erstellt werden.

® Die Gemeinden konnen in ihrer Grundordnung den Bau von Gebauden, wie
von Heimen von Jugendorganisationen, Sporthallen und dergleichen, vorse-
hen. Fir diesen Fall haben sie nahere baupolizeiliche Vorschriften zu erlassen.

Art. 79 Griinzonen

' Griinzonen (Grunflachen) gliedern die Siedlung, halten im Ortsinnern Grin-
raume frei, dienen dem Umgebungsschutz von Baudenkmalern sowie der Frei-
haltung wichtiger Ortsansichten und Aussichtslagen.
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2 Auf dem als Griinzone ausgeschiedenen Land sind nur unterirdische Bauten
gestattet sowie Bauten, die fiir die Pflege der Griinzone nétig sind; sie dirfen
den Zweck der Griinzone nicht beeintrachtigen.

Art. 80 * Landwirtschaftszone
1 Grundsatz *

' Die Landwirtschaftszone umfasst Land, das sich fur die landwirtschaftliche
Bewirtschaftung oder den produzierenden Gartenbau eignet und zur Erfiillung
der verschiedenen Aufgaben der Landwirtschaft bendétigt wird oder im Gesamt-
interessse landwirtschaftlich bewirtschaftet werden soll.

2 In der Landwirtschaftszone sind séamtliche zonenkonformen Bauten, Anlagen
und Vorkehren gestattet, die das Bundesrecht und das kantonale Recht zulas-
sen.

% Bei der Wahl des Standortes von Bauten und Anlagen in der Landwirtschafts-
zone ist auf die Bedirfnisse einer rationellen Bewirtschaftung des Bodens, auf
das Orts- und Landschaftsbild und auf die Vernetzung von Biotopen besonders
Rucksicht zu nehmen.

Art. 80a* 2 Zonenkonformitat nach Art. 16a Abs. 3 RPG

' Als Basis fiir die Beurteilung der Eignung der entsprechenden Gebiete ist fiir
Bauten und Anlagen, die Uber eine innere Aufstockung hinausgehen, auf regio-
naler Ebene ein Richtplan oder ein Landschaftsentwicklungskonzept vorzule-
gen.

2 Fir die Beurteilung der Baugesuche ist auf Gemeindeebene eine kommunale
Nutzungsplanung (Schutzzonenplan, Zonenplan oder Uberbauungsordnung)
erforderlich. Wenn die kommunale Planung die Kriterien gemass Artikel 80b er-
fullt, kann auf die regionale Planung verzichtet werden.

Art. 80b * 3 Kriterien fiir die Gebietsausscheidung

' Bei der Ausscheidung von Gebieten fir Bauten und Anlagen gemass Artikel
80a sind der Immissionsbegrenzung sowie dem Ortsbild- und Landschafts-
schutz Beachtung zu schenken.

2 Die Bauten und Anlagen sind mdglichst an bestehende Siedlungsteile oder
Hofgruppen anzuschliessen.

% Eine Gebietsausscheidung ist insbesondere ausgeschlossen

a in kantonalen und kommunalen Schutzgebieten, sofern sie deren Zielset-
zungen widerspricht,
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b  in Gefahrengebieten,
¢ wenn das Grundwasser gefahrdet wird,
d wenn Inventare des Bundes und des Kantons verletzt werden.

Art. 80c* 4 Kosten der Infrastruktur

' Die Gemeinde ist nicht verpflichtet, die Kosten fir Bau, Betrieb und Unterhalt
von zusatzlichen Erschliessungsanlagen flir Bauten und Anlagen gemass Arti-
kel 80a zu tragen.

Art. 81 Ausnahmen nach Art. 24 RPG *

' Ausserhalb der Bauzone kénnen Ausnahmen von den Nutzungsvorschriften
fir Bauten und Anlagen oder fir die Anderung ihres Zweckes bewilligt werden,
wenn

a  der Zweck der Bauten und Anlagen einen Standort ausserhalb der Bauzo-
ne erfordert und

b  keine Uberwiegenden Interessen entgegenstehen.
2 *

% Uberwiegende Interessen gelten in der Regel als verletzt, wenn das Bauvor-
haben

a die Landschaft beeintrachtigt oder sich baulich nicht gut einordnet;
b landwirtschaftlichen Interessen zuwiderlduft;
¢ einen wesentlichen 6ffentlichen Erschliessungsaufwand verursacht.

* Fiir die Nebenbestimmungen der Ausnahmebewilligung gilt Artikel 29.

Art. 82 * Bestehende zonenwidrige Bauten und Anlagen

' Die Erneuerung, die teilweise Anderung, die massvolle Erweiterung oder der
Wiederaufbau von bestimmungsgemass nutzbaren Bauten und Anlagen aus-
serhalb der Bauzone, die nicht mehr zonenkonform sind, richtet sich nach Arti-
kel 24c RPG?.

Art. 83 * Landwirtschaftsfremde Nutzung *

" In landwirtschaftlichen Wohnbauten, die in ihrer Substanz erhalten sind, ist
landwirtschaftsfremde Wohnnutzung nach Artikel 24d Absatz 1 des Raumpla-
nungsgesetzes?®" zugelassen. *

2 SR 700
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2 Die vollstandige Zweckanderung von Bauten und Anlagen ist nach Artikel 24d
Absatz 2 RPG zulassig. Sie bedarf der Zustimmung der zustandigen Behérde
der Erziehungsdirektion.

Art. 84 * Zustdndigkeit und Verfahren ausserhalb der Bauzone *

' Die zustandige Stelle der Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion entschei-
det Uber die Zonenkonformitat bei Bauvorhaben ausserhalb der Bauzone und
Uber Ausnahmegesuche nach den Artikeln 24 bis 24d und 37a des Raumpla-
nungsgesetzes?. Sie holt Amts- und Fachberichte von den betroffenen kanto-
nalen Amtsstellen ein. *

2-3 *

4 Die Ausnahmeentscheide kdnnen zusammen mit dem Bauentscheid mit Bau-
beschwerde bei der Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion angefochten werden;
Artikel 40 ist anwendbar.

Art. 85 Bauernhofzonen

' Als Bauernhofzone kénnen innerhalb der Bauzone gelegene und zu einem
landwirtschaftlichen Gewerbe gehérende landwirtschaftliche Betriebs- und
Wohngebaude mit dem betriebsnotwendigen Umschwung bezeichnet werden,
sofern der Weiterbestand des Gewerbes den Interessen der Ortsplanung nicht
widerspricht.

2Fir die Bauernhofzone gelten grundséatzlich die Nutzungsvorschriften der
Landwirtschaftszone. Betriebsbauten sind aber nur zugelassen, soweit sie fur
die konventionelle bauerliche Bewirtschaftung bendtigt werden und die Wohn-
nutzung nicht erheblich beeintrachtigen.

® Die Aufhebung einer Bauernhofzone ist vor Ablauf von 15 Jahren nur gestat-
tet, wenn die Betriebsgrundlagen fir das landwirtschaftliche Gewerbe nicht
mehr genligen oder wenn es veranderte Bedlrfnisse der Ortsplanung dringend
erfordern.

* Im Falle der vorzeitigen Aufhebung besteht die Nachzahlungspflicht fir Abga-
ben an die Erschliessung und an o6ffentliche Werke, die mit Ricksicht auf die
landwirtschaftliche Nutzung festgesetzt worden sind. Der Betrag der Nachzah-
lung wird aufgrund der neuen Nutzungsmdglichkeiten berechnet; es wird nicht
rickwirkend Zins erhoben.

2 SR 700
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Art. 86 Schutzgebiete

' Als Schutzgebiete bezeichnen die Gemeinden Landschaften oder Land-
schaftsteile und Siedlungen oder Siedlungsteile von besonderer Schénheit,
Eigenart, geschichtlichem oder kulturellem Wert sowie von 6kologischer oder
gesundheitlicher Bedeutung, wie See-, Fluss- und Bachufer, Baumbestande,
Hecken, Aussichtslagen, Orts- und Strassenbilder, sowie einzelne schiitzens-
werte Objekte mit ihrer Umgebung.

2 Die Gemeinden legen die dem Schutzzweck dienenden Bau- und Nutzungs-
beschrankungen fest.

® In Schutzgebieten sind nur Bauvorhaben gestattet, die den Schutzzweck nicht
beeintrachtigen und den von der Gemeinde erlassenen Schutzvorschriften ent-
sprechen oder standortgebunden sind.

Art. 87 Immissionsgebiete; Ubergangsbereiche

' Immissionsgebiete sind Gebietsteile, die in erhdhtem Masse Einwirkungen
durch Luftverunreinigungen, Larm, Erschitterungen und dergleichen ausge-
setzt sind. In diesen Gebieten gilt Artikel 24 Absatz 3.

2 Die Gemeinden konnen Ubergangsbereiche mit einschréankenden Vorschrif-
ten zum Schutz von Wohngebieten und immissionsempfindlichen Bauten sowie
von Erholungsgebieten und Lebensraumen fir Tiere und Pflanzen gegenuber
Einwirkungen aus Zonen anderer Nutzungsart festlegen.

® Weitergehende Vorschriften der Umweltschutzgesetzgebung bleiben vorbe-
halten.

2.2.4 Uberbauungsordnungen

Art. 88 Begriff und Bedeutung

' Die Gemeinden bestimmen, soweit erforderlich, mit Uberbauungsordnungen
naher, wie bestimmte Teile des Gemeindegebietes zu liberbauen, zu gestalten,
freizuhalten oder zu schiitzen sind. Die Uberbauungsordnung kann sich na-
mentlich beziehen auf

a die Erschliessung des Gebietes und die von der Gemeinde und den
Grundeigentiimern dafiir zu erbringenden Leistungen;

b  die offentlichen Einrichtungen, Verkehrsanlagen, Industriegeleise und der-
gleichen;

¢ Orts- und Quartierzentren;

d  Art, Zahl, Lage und Gestaltung von Bauten und Baugruppen;
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e die Aussenrdume (einschliesslich der Strassen, Gassen, Platze, Durch-
gange) und die Umgebung von Bauten und Anlagen (z. B. hinsichtlich der
Bepflanzung, des Vorlandes, der Spielflachen, Innenhéfe und der Abstell-
platze fir Fahrzeuge);

f Bauten und Anlagen, die aus Grinden der Ortsbild- und Landschaftsge-
staltung erhalten oder wiederhergestellt werden muissen;

g die Altstadt- oder die Quartiersanierung;

h die Freihaltung von Gelandeteilen, wie von See- und Flussufern, Waldran-
dern, Aussichtspunkten, Gelande fiir den Skisport (Ubungsfelder, Ab-
fahrtsstrecken, Langlauf- und Skiwanderrouten);

i weitere in Artikel 69 genannte Gegenstande.

2 Die Uberbauungsordnung kann mit Zustimmung der zustandigen Stelle der
Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion Angaben Uber die vorgesehene Ver-
kehrsfiihrung und Strassensignalisation enthalten. Deren rechtsverbindliche
Festsetzung richtet sich nach dem Strassenverkehrsrecht. *

® Sofern die Ausgaben fiir Landerwerb und Erschliessung nicht héher sind als
die gemass Artikel 60a Absatz 2 erwarteten Kosten, beschliesst das fur die
Uberbauungsordnung zusténdige Organ gleichzeitig (iber die Uberbauungsord-
nung und Uber die Ausgaben. Andernfalls gilt die normale Zustandigkeitsord-
nung der Gemeinde fur die Ausgaben. *

* Fur die Festlegung der Kostenanteile der Grundeigentiimer gilt Artikel 113. *

® Erstellt ein besonderer Erschliessungstrager die Erschliessung, erlasst die
Gemeinde die Uberbauungsordnung erst, wenn er die Beitrdge verbindlich zu-
gesichert hat. Die Gemeinde kann die Sicherstellung der Beitrage verlangen. *

® Die Uberbauungsordnung gilt als Baubewilligung, soweit sie das Bauvorha-
ben mit der Genauigkeit der Baubewilligung festlegt. *

Art. 89 Form; Verhéltnis zur Grundordnung

' Die Uberbauungsqrdnung wird in Form eines Uberbauungsplans mit zugeho-
rigen Vorschriften (Uberbauungsvorschriften) festgelegt.

2 Die Gemeinden kdnnen Art, Zahl, Lage und Gestaltung von Bauten, Baugrup-
pen und Anlagen, wie auch der zugehérigen Umgebung, in einem besonderen
Plan ordnen.

% Sofern eine Uberbauungsordnung von den Vorschriften der Grundordnung
Uber Art und Mass der Nutzung abweicht, ist in der Vorlage darauf hinzuwei-
sen. Diese Anderungen sind vom Gemeinderat nach Eintritt der Rechtskraft in
der Grundordnung nachzutragen.
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* Die Uberbauungsordnung kann namentlich fir besondere Bauten und Anla-
gen (Art. 19 f.), Zonen mit Planungspflicht (Art. 92 ff.) und fur den Fall der Er-
stellung von Erschliessungsanlagen durch die Grundeigentimer (Art. 109 ff.)
besondere Vereinbarungen zwischen der Gemeinde und den Grundeigenti-
mern vorbehalten oder diese als Bestandteil der Uberbauungsordnung erkla-
ren.

Art. 90 Baulinien
1 Im allgemeinen

' Mit Baulinien kann in Uberbauungsplanen der gegeniiber Strassen, Geleisen,
Leitungen, Gewassern und dergleichen einzuhaltende Bauabstand bestimmt
werden. Sie gehen den allgemeinen Abstandsvorschriften vor.

2 Die Gemeinden bestimmen, ob und wie weit einzelne Bauteile, an Gebauden
befestigte bewegliche Einrichtungen und unterirdische Anlagen Uber die Bauli-
nie vorspringen dirfen. Fehlen solche Bestimmungen, so gelten gegeniber 6f-
fentlichen Strassen die Vorschriften des Strassengesetzes (ber die Benlitzung
der Bauverbotszone und gegeniber nachbarlichem Grund jene des Einflih-
rungsgesetzes® zum schweizerischen Zivilgesetzbuch??, *

® Erweist es sich bei der Neuanlage oder beim Ausbau einer Verkehrsanlage
als notwendig, den offentlichen Verkehrsraum zu verschieben oder zu erwei-
tern, so kann dies innerhalb der beidseitigen Baulinien ohne Anderung der
Uberbauungsordnung geschehen. Die Interessen der Anstdsser sind maglichst
zu berlcksichtigen.

* Baulinien, die zugleich auch den Waldabstand bestimmen (Waldabstandslini-
en), dirfen nur mit Zustimmung der kantonalen Volkswirtschaftsdirektion in ei-
nem geringeren als dem gesetzlichen Waldabstand festgelegt oder mit vor-
springenden Bauteilen (Abs. 2) Gberschritten werden. *

Art. 91 2 Besondere Baulinien

' Mit Gestaltungsbaulinien kénnen das Bauen an die Baulinie vorgeschrieben,
Lage und Umriss von Gebauden allseitig bestimmt oder der Verlauf einer
Fassadenflucht festgelegt werden.

2 Die riickwartigen und die Innenbaulinien legen die zulassige horizontale Bau-
tiefe und die Grdsse der Innenhdfe fest.

2 BSG 211.1
2 SR 210
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® Hilfsbaulinien geben die Linie an, bis zu der gebaut werden darf, sofern nicht
weitergehende allgemeine Abstandsvorschriften bestehen.

Art. 91a”* Baulandumlegung

' Bedingt die neue Regelung der Nutzungsordnung eine Neuordnung der
Eigentumsverhaltnisse, ist gleichzeitig mit dem Erlass der Uberbauungsord-
nung das Bauland umzulegen.

2.2.5 Uberbauungsordnungen fiir Zonen mit Planungspflicht

Art. 92 * Festlegungen der Grundordnung

' Die Grundordnung hat fiir jede Zone mit Planungspflicht (Art. 73 Abs. 2) den
Planungszweck, die Art der Nutzung, deren Mass als Planungswert und die
Gestaltungsgrundsatze fiir Bauten, Anlagen und Aussenraume festzulegen.

2 Die Grundordnung kann als weitere Vorgabe fiir die Uberbauungsordnung
den Erlass von Richtlinien vorsehen.

Art. 93 * Grundsatz des Bauens nach Uberbauungsordnung

" Das Bauen in einer Zone mit Planungspflicht setzt eine rechtskraftige Uber-
bauungsordnung (Art. 88) voraus. Wenn aber die Festlegungen der Grundord-
nung und gegebenenfalls die Richtlinien eingehalten werden, kann die
Gemeindebehdrde

a vor dem Erlass der Uberbauungsordnung der Bewilligung eines einzelnen
Vorhabens zustimmen;

b * auf den Erlass der Uberbauungsordnung verzichten, wenn ein Vorhaben
das Ergebnis eines Projektwettbewerbs ist, der nach anerkannten Verfah-
rensregeln durchgeflihrt wurde;

¢ * mit Zustimmung der zustandigen Stelle der Justiz-, Gemeinde- und Kir-
chendirektion auf den Erlass der Uberbauungsordnung verzichten, wenn
ein Gesamtvorhaben das Planungsziel in der ganzen Zone mit Planungs-
pflicht erfillt.

2 Wurden Bauten unter Verzicht auf den Erlass der Uberbauungsordnung er-
stellt, sind andere Vorhaben nur noch gestattet, wenn sie den Festlegungen
der Grundordnung und allfalligen Richtlinien entsprechen und sich in die beste-
henden Bauten einordnen; andernfalls lebt die Planungspflicht wieder auf.

3__Die Grundeigentiimer haben Anspruch, dass ihnen das Bauen nach einer
Uberbauungsordnung innert angemessener Frist erméglicht wird.
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* Die Gemeinde und die Grundeigentiimer arbeiten beim Entwerfen der Uber-
bauungsordnung zusammen.

® Erstreckt sich die Uberbauungsordnungﬂnur auf einen Teil der Zone, so muss
dargetan sein, dass sich die geplante Uberbauung zweckmassig in die Ge-
samtplanung der Zone einfugt.

Art. 94 * Verfahren *

' Das Verfahren der Uberbauungsordnung wird vom Gemeinderat auf schriftli-
ches Begehren von Grundeigentiimern der Zone oder nach ihrer Anhérung von
Amtes wegen eingeleitet.

? Der Gemeinderat hat innert 18 Monaten wenigstens fiir das Gebiet der bau-
willigen Grundeigentimer die Uberbauungsordnung zur Vorprifung (Art. 59)
einzureichen und innert zwei Monaten nach Vorpriifung 6ffentlich aufzulegen.

SEr beschliesst in der Regel innert drei Monaten nach Ablauf der Einsprache-
frist Uber die Uberbauungsordnung. Fiur die Genehmigung gilt Artikel 61.

*Wird eine der Fristen der Abséatze 2 und 3 nicht eingehalten, kbnnen die
Grundeigentiimer den auf inre eigenen Kosten erarbeiteten Entwurf einer Uber-
bauungsordnung einreichen; sie haben Anspruch darauf, dass dartber unver-
ziglich das Vorprifungs-, Auflage- und Genehmigungsverfahren durchgefihrt
wird.

5 Auf ihr Begehren kann der Gemeinderat die Erarbeitung der Uberbauungs-
ordnung von Anfang an den Grundeigentimern Ubertragen.

Art. 95 * Rechtspflege *

" Der Grundeigentiimer kann bei der Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion
wegen ungerechtfertigter Ablehnung der Uberbauungsordnung innert 30 Tagen
sowie wegen Rechtsverzdgerung oder Rechtsverweigerung jederzeit Be-
schwerde fuhren.

2 |st die Gemeinde nicht tatig geworden, kann die Direktion die zustandige Stel-
le der Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion anweisen, die Uberbauungsord-
nung durch Ersatzvornahme zu erlassen. Die zustandige Stelle der Justiz-,
Gemeinde- und Kirchendirektion bertcksichtigt dabei die Vorschriften der
Gemeinde (Art. 92 Abs. 1). Die Grundeigentimer kdénnen als Grundlage ein
Bauprojekt vorlegen. *

®In den Fallen von Artikel 94 Absatz 4 und 5 kann das Amt fur Gemeinden und
Raumordnung die von den Grundeigentimern entworfene Uberbauungsord-
nung genehmigen.
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* Im Gbrigen findet Artikel 61a sinngemass Anwendung.

Art. 95a* Kosten

' Sofern die nach Artikel 60a Absatz 2 festgelegte Kostengrenze fir das Plan-
verfahren nicht tberschritten wird, bewilligt der Gemeinderat den Kredit fir die
Kosten des Verfahrens auf Erlass der Uberbauungsordnung.

2 Gilt die Uberbauungsordnung auch als Baubewilligung, erhebt die Gemeinde
die Baubewilligungsgebdihr.

Art. 96 Durchfiihrung *

' Kénnen Grundstiicke nur bei Mitwirkung weiterer Grundeigentiimer des Plan-
gebietes Uberbaut werden (Erschliessung, Gemeinschaftsanlagen, Anpassun-
gen und dgl.), so sind diese Grundeigentiimer verpflichtet, ihre Mitwirkung
rechtzeitig zu leisten.

2.3 Regionalplanung

Art. 97 Planungsregion *

' Die Gemeinden schliessen sich zur Erfillung gemeinsamer Aufgaben der
Raumplanung zu offentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Vereinigungen,
den Planungsregionen, zusammen. *

2 Fir die Organisation eines 6ffentlich-rechtlichen Gemeindeverbandes sind die
Bestimmungen des Gemeindegesetzes vom 16. Marz 1998 (GG?') massge-
bend. In privatrechtlich organisierten Planungsregionen kénnen die zustandi-
gen Organe der Mitgliedsgemeinden ihre Vertretung instruieren und ihr ver-
bindliche Weisungen erteilen. *

® Jede Gemeinde gehort mindestens einer Planungsregion an. Das Gebiet ei-
ner Gemeinde kann auf Antrag der Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion
vom Regierungsrat zwecks regionaler Richtplanung einer bestehenden Pla-
nungsregion zugewiesen werden. Die betroffene Gemeinde und die in Betracht
kommenden Planungsregionen sind vorgangig anzuhdren. *

* Die zugewiesene Gemeinde ist fiir inren Kostenanteil an der regionalen Richt-
planung ersatzpflichtig. *

% BSG 170.11
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Art. 97a* Regionalkonferenz

' Wo eine Regionalkonferenz nach den Bestimmungen des Gemeindegesetzes
besteht, tritt diese fiir die Abstimmung von Siedlungsentwicklung und Gesamt-
verkehr an die Stelle der bestehenden Planungsregionen gemass Artikel 97
Absatz 1.

2 Der Regionalkonferenz obliegt zudem die regionale Richtplanung. Soweit die
regionale Richtplanung nur Teilgebiete betrifft, kann die Regionalkonferenz die-
se Aufgabe in ihrem Geschaftsreglement an eine Teilkonferenz Ubertragen.

®Der Kanton kann bestehende Planungsregionen wahrend langstens drei
Jahren nach der Einfiihrung einer Regionalkonferenz im bisherigen Umfang mit
Beitragen nach Artikel 139 Absatz 1 Buchstabe a weiter unterstitzen.

Art. 98 * Aufgaben *

' Die Planungsregionen bzw. Regionalkonferenzen bestimmen im Rahmen des
Gesetzes, wie sich ihr Gebiet raumlich entwickeln soll. Sie beziehen die Mit-
gliedsgemeinden in die Entscheidfindung mit ein. *

2 Sje erarbeiten

a die fur ihre Planungsaufgaben nétigen Grundlagen;
b * die ihnen in Gesetzen oder Verordnungen Ubertragenen Plane, wie die re-
gionalen Entwicklungskonzepte, die Richtpléane Energie und dergleichen.
c* ..
% Sie erlassen die fir die regionale Raumentwicklung bedeutsamen Plane (Ge-
samt- oder Teilrichtplane, regionale Konzepte, Sachplane und dgl.) in den Be-
reichen regionale Entwicklung, Umwelt, Landschaft, Siedlung, Verkehr sowie
Versorgung und Entsorgung. Regionale Richtplane haben fir die Mitgliedsge-
meinden und fir zugewiesene Gemeinden (Art. 97 Abs. 3) verbindliche Wir-
kung (Art. 57 Abs. 1). Die Genehmigungsbehdrde kann auf Antrag der Pla-
nungsregion bzw. Regionalkonferenz die Plane fiir kantonale Behdrden ver-
bindlich erklaren, soweit diese zugestimmt haben. *

* Die Mitgliedergemeinden kénnen den Planungsregionen bzw. Regionalkonfe-
renzen im Rahmen der Statuten oder eines Reglementes weitere Aufgaben
Ubertragen. *

® Wird eine Gemeinde durch eine im regionalen Interesse beschlossene Mass-
nahme besonders schwer belastet, kann ein regionaler Lastenausgleich statt-
finden.
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Art. 98a* Regionales Gesamtverkehrs- und Siedlungskonzept

' Das regionale Gesamtverkehrs- und Siedlungskonzept (RGSK) umfasst die
Planung und gegenseitige Abstimmung von Gesamtverkehr und Siedlung.

2 Das RGSK beinhaltet das Agglomerationsprogramm gemass Bundesrecht.

% Der Regierungsrat legt nach Anhérung der Regionalkonferenzen zeitliche und
inhaltliche Vorgaben fiir die Erarbeitung der RGSK fest. Er stiitzt sich dabei
insbesondere auf die kantonale Richtplanung. Die Vorgaben umfassen na-
mentlich die Grundsatze und Schwerpunkte fiir die Bevélkerungs-, Siedlungs-
und Verkehrsentwicklung, die verkehrsintensiven Vorhaben und die Erschlies-
sungsqualitat mit dem o6ffentlichen Verkehr.

* Der Regierungsrat stimmt die von den Regionen eingereichten RGSK mit den
kantonalen Planungen und den Ubrigen RGSK ab. Nach dieser Abstimmung
und der allfalligen Uberarbeitung beschliesst die Regionalkonferenz die Mass-
nahmen des RGSK als regionalen Teilrichtplan und reicht diesen zur Genehmi-
gung gemass Artikel 61 wieder ein.

® In Regionen ohne Regionalkonferenz sorgt der Regierungsrat in Zusammen-
arbeit mit den betroffenen regionalen Verkehrskonferenzen und Planungsregio-
nen fiir die Erarbeitung des RGSK. Nach der Abstimmung und allfalligen Uber-
arbeitung durch den Regierungsrat (Abs. 4) beschliessen die betroffenen Pla-
nungsregionen die Massnahmen des RGSK nach Anhdrung der betroffenen re-
gionalen Verkehrskonferenzen als regionalen Teilrichtplan und reichen diesen
zur Genehmigung gemass Artikel 61 wieder ein. *

® Der Regierungsrat erlasst das RGSK, wenn es nicht innert Frist erarbeitet
wird oder nicht den Vorgaben gemass Absatz 3 entspricht.

Art. 98b * Regionale Uberbauungsordnung
1__Die Regionalkonferenz kann zur Wahrung regionaler Interessen regionale
Uberbauungsordnungen erlassen.

2 Die regionale Uberbauungsordnung hat dieselben Rechtswirkungen wie eine
kommunale Uberbauungsordnung.

® Fur das Verfahren gelten die Artikel 58 ff. sinngemass. Vorbehalten bleibt die
fakultative Volksabstimmung (Art. 150 und 152 GG?*®).

% BSG 170.11
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2.4. Kantonsplanung

Art. 99 Aufgaben und Organisation

' Der Regierungsrat bezeichnet Grundlagen, Konzepte und Sachplane, mit de-
nen die rdumliche Entwicklung des Kantons bestimmt werden soll, und er be-
auftragt die Direktionen mit der Erarbeitung. Er beaufsichtigt die Abstimmung
der raumwirksamen Tatigkeiten im Kanton und entscheidet im Konfliktsfall.

2 Die Direktionen und Fachstellen des Kantons erarbeiten die Grundlagen und
erlassen die Plane, die fiir ihre raumwirksamen Aufgaben erforderlich sind.

® Die Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion bereitet die raumplanerischen
Geschafte des Regierungsrates vor. Sie koordiniert die Planungsarbeiten und
berat die mit Planungsaufgaben betrauten Organe. Sie erfillt die weiteren
kantonalen Aufgaben der Raumplanung, indem sie insbesondere *

a * den Richtplan nach dem Bundesgesetz Uber die Raumplanung?®” erstellt
und die Interessen der Gemeinden, der Planungsregionen bzw. Regional-
konferenzen und des Kantons im Bereinigungsverfahren mit dem Bund
vertritt,

b  die Raumplanungsberichte an den Grossen Rat vorbereitet und

¢ vorsorgliche Massnahmen anordnet, wenn wichtige Interessen der Raum-
planung geféhrdet erscheinen; Artikel 65 Absatz 2 Buchstabe c bleibt vor-
behalten.

* Die Beschwerdefiihrung an das Bundesgericht in den Fallen gemass Artikel

34 des Bundesgesetzes Uber die Raumplanung ist Sache jener Direktion, die

den Regierungsrat im Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vertreten hat.

5 *

Art. 100 Raumplanungsbericht

' Der Regierungsrat bringt dem Grossen Rat einmal in jeder Legislaturperiode
den Raumplanungsbericht zur Kenntnis.

2 Der Bericht beschreibt den Stand der Raumplanung im Kanton und erlautert
die wesentlichen bevorstehenden Arbeiten und Massnahmen.

* Der Regierungsrat kann mit dem Raumplanungsbericht dem Grossen Rat
Grundsatzfragen der kantonalen Raumplanung zur Stellungnahme vorlegen.

* Der Raumplanungsbericht wird in geeigneter Weise veréffentlicht.

# SR 700
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Art. 101~ Mitfinanzierung von Verkehrsinfrastrukturen durch den Bund;
Tréagerschaft

' Der Kanton ist beitragsberechtigter Trager der vom Bund mitfinanzierten Ver-
kehrsinfrastrukturen in Agglomerationen gemass Artikel 17a bis 17d des Bun-
desgesetzes vom 22. Marz 1985 Uber die Verwendung der zweckgebundenen
Mineraldlsteuer (MinVG?)).

2 Der Regierungsrat schliesst die entsprechenden Vereinbarungen Uber die
Mitfinanzierung mit dem Bund ab.

¥ Vor dem Abschluss von solchen Vereinbarungen hort der Regierungsrat die
Gemeinden und die weiteren Trager der regionalen Agglomerationsprogramme
gemass Artikel 98a an. *

*Werden die in den Vereinbarungen vorgesehenen Leistungen durch die
Gemeinden erbracht, vergitet der Kanton den Gemeinden die entstandenen
Kosten mindestens entsprechend dem Anteil der Bundesbeitrage an den Ge-
samtkosten.

® Die besondere Gesetzgebung regelt die Planung, Finanzierung und Be-
schlussfassung sowie die Zustandigkeiten fir die Realisierung der einzelnen
Verkehrsinfrastrukturprojekte.

Art. 102 Kantonale Uberbauungsordnung

' Die Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion kann zur Wahrung kantonaler
oder gefahrdeter regionaler Interessen in kantonalen Uberbauungsordnungen
namentlich festlegen *

a * offentliche Werke und Verkehrsanlagen, Schiessplatze;

Industriezonen, Ablagerungs- und Materialabbaustellen;

Massnahmen der Ortsbild-, Landschafts- und Ufergestaltung (Art. 9-11);

Massnahmen zur Erschliessung und Ausstattung von Erholungsgebieten

(Art. 116 ff.);

e Zonen fur offentliche Nutzungen, Zonen fiir Sport- und Freizeitanlagen,
Griinzonen und Schutzgebiete;

f * Massnahmen zur Realisierung von im kantonalen Richtplan bezeichneten
Entwicklungsschwerpunkten (ESP).

2 Eine kantonale Uberbauungsordnung hat dieselben Rechtswirkungen wie
kommunale Uberbauungsordnungen. *

QOT

% SR 725.116.2
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® Gegen die Verfligung der Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion kann beim
Regierungsrat Beschwerde gefihrt werden. *

* Beschwerdebefugt sind die Einsprecher im Rahmen ihrer Einspracherligen
sowie die betroffenen Gemeinden und Planungsregionen bzw. Regionalkonfe-
renzen (Art. 97 Abs. 1). *

® Artikel 61b ist sinngeméss anwendbar. *

2.5 Richtplan nach Raumplanungsgesetz

Art. 103 Bedeutung *

"Im Richtplan nach Raumplanungsgesetz stimmen die Gemeinden, die Pla-
nungsregionen bzw. Regionalkonferenzen, der Kanton und der Bund ihre Pla-
nungen und weiteren raumwirksamen Tatigkeiten im Hinblick auf die anzustre-
bende raumliche Entwicklung aufeinander ab. *

Art. 104 Verfahren

' Die Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion erstellt, Gberarbeitet und bewirt-
schaftet den Richtplan in Abstimmung mit den Planungsregionen bzw. Regio-
nalkonferenzen sowie den betroffenen kantonalen Direktionen. Sie sorgt daflr,
dass dabei die Vorgaben und Sachpléane des Bundes, die Grundsatze der
kantonalen Raumplanung sowie die kantonalen Konzepte und Sachplane be-
ricksichtigt werden. *

2 Sie fuhrt unter Einbezug der Planungsregionen bzw. Regionalkonferenzen
das Mitwirkungsverfahren (Art. 58) zum Richtplanentwurf durch. *

® Der Regierungsrat beschliesst den Richtplan und Richtplandnderungen auf
Antrag der Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion. *

* Nach dem Beschluss des Regierungsrates tritt der Richtplan fiir den Kanton
in Kraft. Fur den Bund und die Nachbarkantone wird er erst mit der Genehmi-
gung durch den Bundesrat verbindlich (Art. 11 Abs. 2 RPG).

® Nach einer Gesamtlberarbeitung wird der Richtplan dem Grossen Rat zur
Kenntnisnahme unterbreitet. *

Art. 105 *
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3 Massnahmen und Finanzierung
3.1 Erschliessung der Bauzone

Art. 106 Zweck; Begriffe

' Die Erschliessung soll die zonengemasse Nutzung der Grundstiicke erméogli-
chen, indem diese zugédnglich gemacht, mit Wasser und Energie versorgt und
indem die Abwasser beseitigt werden. Die Erschliessungsanlagen sind auf die-
sen Zweck auszurichten.

2 Firr die Strassenerschliessung und, soweit die besondere Gesetzgebung oder
die zustandigen Erschliessungstrager keine andere Regelung getroffen haben,
auch fir die Ubrige Erschliessung werden unterschieden

a die Basiserschliessung, bestehend aus den Hauptstrangen der Erschlies-
sungsanlagen und den zugehdrigen Einrichtungen, und

b  die Detailerschliessung, welche mehrere Grundstiicke mit den Anlagen
der Basiserschliessung verbindet.

% Hauszufahrt und Hausanschliisse verbinden ein Gebaude oder eine zusam-

mengehorige Gebaudegruppe mit dem Erschliessungsnetz.

Art. 107 Abgrenzungen

' Als Basiserschliessungsanlagen gelten die in den Richtplanen oder Uberbau-
ungsordnungen der Gemeinde als solche bezeichneten, beim Fehlen einer
Ausscheidung, die ihrer Natur nach zu den Hauptstrangen zu rechnenden An-
lagen.

2 Der Basiserschliessung werden insbesondere zugerechnet

a * Kantonsstrassen und Verbindungsstrassen zwischen Ortschaften und Ort-
schaftsteilen;

Hauptverkehrsadern, Geschaftsstrassen und Platze in Ortszentren;
Sammelstrassen zur Abnahme des Quartierverkehrs;

von offentlichen Verkehrsmitteln befahrene Strassen;

vorwiegend der Erschliessung offentlicher Bauten und Anlagen dienende
Strassen.

% Die Vorschriften Uber die Detailerschliessung sind nicht anwendbar auf Haus-
zufahrt und Hausanschlisse sowie auf Spiel- und Freizeitanlagen, die mit der
Detailerschliessung kombiniert sind.

D QO T
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Art. 108 * Zusténdigkeit; Erschliessungsprogramm

' Die Gemeinde projektiert und baut die Erschliessungsanlagen, soweit dafiir
nicht besondere Erschliessungstrager bestehen oder die Erstellung durch
Grundeigentliimer vereinbart ist.

2Die Bauzone ist innert 15 Jahren ab rechtskraftiger Genehmigung zu
erschliessen. *

% Der Gemeinderat beschliesst das Erschliessungsprogramm. Darin wird aufge-
zeigt, wie, wann und mit welchen Gesamtkosten die Erschliessung, ihr Ausbau
oder Ersatz in den einzelnen Etappen erfolgen. *

* Die Gemeinde passt das Erschliessungsprogramm veréanderten Verhaltnissen
an, doch kann sie eine vorgesehene Erschliessung nur mit der Zustimmung der
Eigentimer, die nach Artikel 108a einen Erschliessungsanspruch haben, vom
Programm absetzen. *

® |st ein besonderer Erschliessungstréager mit dem Bau einer Erschliessungsan-
lage im Verzug, so kann die Gemeinde nach erfolgloser Mahnung die Anlage
auf Kosten des Erschliessungstragers selbst bauen. Gegen Verfligungen Uber
die Ersatzvornahme kann Beschwerde bei der zustandigen Fachdirektion erho-
ben werden. Deren Beschwerdeentscheide kénnen beim Verwaltungsgericht
angefochten werden. *

Art. 108a * Erschliessungsanspruch
! Liegt eine Uberbauungsordnung vor oder ist keine nétig, so gilt:

a Die Eigentimer, deren Grundstuckflachen gesamthaft mindestens 50 Pro-
zent der Flache des Perimeters umfassen oder deren Grundsticke an
erschlossenes Gebiet angrenzen beziehungsweise in einer Uberbauungs-
ordnung fir eine vorgezogene Erschliessung vorgesehen sind, haben
einen Anspruch auf Erschliessung.

b  Der Erschliessungsanspruch besteht erst nach Ablauf der im Erschlies-
sungsprogramm festgelegten Frist, spatestens aber 15 Jahre nach der
rechtskraftigen Einzonung.

¢  Der Anspruch ist mit Gesuch um Fristansetzung an die Gemeinde und um
Ermachtigung der Eigentiimer, nach Ablauf der Frist die Erschliessung
selber zu erstellen, beim Regierungsstatthalter geltend zu machen.

d Die Gesuchstellenden kdnnen verlangen, dass das Gemeinwesen ein ihm
zustehendes Enteignungsrecht auf sie tbertragt.
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2 Haben die Gesuchstellenden die Anlagen erstellt, erstattet ihnen die Gemein-
de die Kosten abziglich eigene Grundeigentimerbeitrage und Anschlussge-
blhren zurick, sobald die Anlagen nach Massgabe von Artikel 109 Absatz 2 zu
Eigentum und Unterhalt an sie Gibergegangen sind.

Art. 109 Erstellung durch Grundeigentiimer
1 Grundsétze *

' Der Gemeinderat kann den interessierten Grundeigentiimern vertraglich die
Planung und Erstellung von Erschliessungsanlagen berbinden. Es gelten da-
fur folgende Grundsatze:

a Die Anlagen sind gemass einer allenfalls bestehenden oder vorgeschrie-
benen Uberbauungsordnung zu erstellen.

b  Zeit und Hohe der Leistungen der Gemeinde an die betreffenden Anlagen
und der Grundeigentiimeranteil (Art. 112 Abs. 1) muissen rechtskraftig
festgelegt sein.

¢ Planung und Bau der Anlagen stehen unter der Aufsicht der Gemeinde.

d * Die Anlagen sind ohne Verzug, spatestens aber innerhalb von zwei
Jahren seit Baubeginn fertig zu stellen. Bei besonderen Verhaltnissen
kann der Gemeinderat diese Frist verlangern.

2 Die Anlagen gehen nach ihrer ordnungsgemassen Erstellung von Gesetzes
wegen an die Gemeinde zu Eigentum und Unterhalt Gber. Der Gemeinderat
stellt den Eigentumsiibergang in einer Verfligung fest, eréffnet diese den bishe-
rigen Eigentiimern und meldet, sobald die Verfiigung rechtskraftig ist, die neu-
en Eigentumsverhaltnisse zur Eintragung in das Grundbuch an.

3 Durch Gemeindevorschrift kénnen Reinigung, Schneerdumung, Glatteisbe-
kadmpfung auf Gehwegen, Treppen, arealinternen Strassen und dergleichen
den Eigentimern der anstossenden Grundstiicke auferlegt werden.

* Die Bestimmungen dieses Artikels gelten sinngemass fir Anlagen, deren Er-
stellung besonderen Erschliessungstragern obliegen wirde. Deren Organe
handeln im Einvernehmen mit der Gemeinde.

Art. 110 2 Kostenregelung *

' Die bauenden Grundeigentiimer haben die gesamten Kosten bis zur Falligkeit
der Kostenanteile der Gemeinde und der Gbrigen Grundeigentimer zinslos vor-
zuschiessen. Fir die endgiiltige Kostenverteilung gelten die Artikel 112—114.

2 Der Gemeindeanteil wird ein Jahr nach der amtlichen Abnahme der fertig ge-
stellten Anlagen fallig. *
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® Die Beitrage der Ubrigen Grundeigentiimer werden mit der Nutzung ihrer
Grundstiicke als Bauland, spatestens aber ein Jahr nach der amtlichen Abnah-
me der fertig gestellten Anlagen fallig. *

Art. 111 Erschliessungsabgaben der Grundeigentiimer *
' Erschliessungsabgaben der Grundeigentiimer sind

a die Grundeigentimerbeitrage an Strassen (Art. 112 ff.);

b  die einmaligen Geblhren an Versorgungs- und Entsorgungsanlagen nach
den Bestimmungen der besonderen Gesetzgebung. Zur Vorfinanzierung
von Anlagen koénnen die Gemeinden in ihren Reglementen den Bezug
von Grundeigentimerbeitrdgen vorsehen, die an die einmaligen Gebuh-
ren anzurechnen sind.

2In Uberbauungsordnungen kénnen die Grundeigentimerabgaben an die

Erschliessung pauschal festgesetzt werden. Die Vorschriften missen sicher-

stellen, dass die Leistungspflichtigen nicht unverhaltnismassig belastet werden

und dass die Interessen der besonderen Erschliessungstrager gewahrt bleiben.

Art. 112 Grundeigentiimerbeitrédge an Strassenbauten
1 Grundsétze *

"Den Grundeigentimern kénnen die Kosten von Strassenbauten, die ihnen
einen besonderen Vorteil bringen, wie folgt Uberwalzt werden:

a bis zu 100% bei Strassen der Detailerschliessung und der Erschliessung
von Ferienhauszonen sowie von Zonen fiir Sport- und Freizeitanlagen
ausserhalb des Siedlungsbereichs;

b héchstens zu 80% bei Quartiersammelstrassen;

¢ hoéchstens zu 50% bei den Ubrigen Strassen mit teilweiser Erschlies-
sungsfunktion.

2 Die Beitrage der einzelnen Grundeigentiimer werden nach Massgabe ihres

Vorteils, in der Regel nach den baurechtlichen Nutzungsmoglichkeiten, be-

stimmt.

® Grundeigentiimer, die einen aussergewdhnlichen Erschliessungsaufwand
verursachen, haben fur die Mehrkosten aufzukommen.

* Die Gemeinde tragt die Strassenbaukosten, die nach den vorstehenden
Grundsatzen nicht auf die Grundeigentimer lUberwalzt werden kénnen oder die
nicht einbringlich sind.
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Art. 113 2 Verfahren
2.1 Kostenanteil der Grundeigentiimer *

' Das zustandige Gemeindeorgan legt mit seinem Kreditbeschluss den Kosten-
anteil der Grundeigentiimer fest (Art. 112 Abs. 1). *

2 Der Beschluss tiber den Kostenanteil wird veréffentlicht. Er kann beim Regie-
rungsstatthalter angefochten werden. Die dem Beschluss zugrundeliegende
Qualifikation der Strasse als Basiserschliessung beziehungsweise Detailer-
schliessung kann Gegenstand der Beschwerde sein, wenn sie nicht bereits
rechtskraftig entschieden ist. *

® Gegen den Entscheid des Regierungsstatthalters kann Beschwerde beim
Verwaltungsgericht gefuhrt werden. *

* Der rechtskraftige Beschluss (iber den Kostenanteil der Grundeigentimer
kann im Verfahren nach Artikel 114 nicht mehr angefochten werden. *

Art. 114 2.2 Festsetzung der Beitrdge *

' Die einzelnen Grundeigentimerbeitrage (Art. 112 Abs. 2) werden von der
Gemeinde in einem Beitragsplan festgelegt und den Grundeigentimern unter
Ansetzung einer Einsprachefrist von 30 Tagen ertffnet. Der Gemeinderat ent-
scheidet Uber die Einsprachen. Seine Entscheide unterliegen der Beschwerde
an den Regierungsstatthalter. Dessen Entscheide kdnnen mit Beschwerde
beim Verwaltungsgericht angefochten werden. *

2 Die Kosten einer aussergewohnlichen Erschliessung (Art. 112 Abs. 3) werden
den pflichtigen Grundeigentimern durch Kostenverfligung des Gemeinderates
auferlegt. Fir Einsprache und Beschwerde gilt Absatz 1 hievor.

® Nicht durch Einsprachen angefochtene Beitrage werden sofort rechtskréftig,
die Ubrigen mit rechtskraftiger Erledigung der Einsprache oder Beschwerde.
Rechtskraftige Beitragsverfigungen sind einem vollstreckbaren gerichtlichen
Urteil im Sinne von Artikel 80 des Schuldbetreibungs- und Konkursgesetzes?
gleichgestellt.

Art. 115 3 Verwirkung; Sicherung *

' Die Gemeinde verwirkt ihren Beitragsanspruch, wenn sie den Beitragsplan
oder die Kostenverfugung nicht innert zwei Jahren seit Vollendung des
Strassenbaus den beteiligten Grundeigentimern erdffnet. Falls die Strassen-
baukosten nicht innert natzlicher Frist bekannt sind, kann sie die Beitragsverfu-
gung mit einem Berichtigungsvorbehalt versehen.

) SR 281.1
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2 Zur Sicherung der Beitrage besteht zu Gunsten der Gemeinde ein gesetzli-
ches Grundpfandrecht im Sinne von Artikel 109a Buchstabe d EG ZGB. *

3.2 Erschliessung und Ausstattung von Erholungsgebieten

Art. 116 Grundsétze

' Die Erholungsgebiete, die im Richtplan nach Raumplanungsgesetz (Art. 103
ff.) bezeichnet sind, sind namentlich im Bereiche stadtischer Agglomerationen
entsprechend den Bedurfnissen der Bevodlkerung zu erschliessen und auszu-
statten.

2 Insbesondere sollen

a das Wanderwegnetz gemass den Grundsatzen des Bundes seiner
Zweckbestimmung erhalten, nétigenfalls wiederhergestellt oder erganzt
werden;

b  geeignete Wegverbindungen als Radwanderwege bezeichnet und gestal-
tet, allenfalls erganzt werden;

¢ Rast- und Spielplatze angelegt und Aussichtspunkte erschlossen werden.

3 Auf Natur und Landschaft wie auch auf andere Interessen, insbesondere sol-
che der Landwirtschaft und der Forstwirtschaft, ist Rlicksicht zu nehmen.

Art. 117 Planung

' Die Planungsregion bzw. Regionalkonferenz erstellt zusammen mit der Jus-
tiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion, den zustandigen Fachstellen des
Kantons und den Gemeinden Konzepte und Sachplane fir die Erschliessung
und Ausstattung von Erholungsgebieten. *

2 Die Grundeigentiimer, die Organisationen des Natur- und Heimatschutzes,
der Wanderwege, der Radfahrer, der Behinderten und gegebenenfalls weitere
interessierte Organisationen sind anzuhéren.

® Rechtsverbindlich geordnet wird die Erschliessung und Ausstattung von Erho-
lungsgebieten in der baurechtlichen Grundordnung der Gemeinden und in
kommunalen, regionalen oder kantonalen Uberbauungsordnungen. *

Art. 118 Ausfiihrung und Unterhalt

' Die Gemeinden sorgen flr die plangemasse Ausfiihrung der vorgesehenen
Anlagen und Massnahmen einschliesslich der Markierung, soweit diese nicht
Aufgabe des Kantons ist. Sie arbeiten dabei mit den in Artikel 117 Absatz 2 ge-
nannten Organisationen und bei Anlagen im Wald mit den Forstorganen zu-
sammen. *
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2 Sie unterhalten die Wege und Anlagen, soweit diese Aufgabe nicht gemass
besonderer Vorschrift oder Vereinbarung den Eigentiimern oder Dritten obliegt.

% Ist die plangemasse Erstellung der Wege und Anlagen oder ihr gehériger Un-
terhalt in Frage gestellt und werden dadurch 6éffentliche Interessen erheblich
beeintrachtigt, so kann die Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion nach
fruchtloser Mahnung der Pflichtigen auf deren Kosten die Ersatzvornahme an-
ordnen. Bei Rad-, Fuss- und Wanderwegen ist die Bau-, Verkehrs- und Ener-
giedirektion zustandig. *

3.3 Baulandumlegung, Grenzregulierung, Ablésung von Dienstbarkeiten

Art. 119 Baulandumlegung
1 Grundsétze

' Die Baulandumlegung kann durchgefiihrt werden, wenn es die Nutzungspla-
ne (Art. 57 Abs. 2) erfordern sowie bei unglinstigen Grundstiickverhaltnissen,
zur Altstadt- oder Quartiersanierung (Art. 128 Abs. 1 Bst. d ) und fiir den Land-
erwerb im Strassenbau (Art. 19 bis 21 SG*). *

2 Sie besteht in der Umgestaltung von Grundstiicken der Bauzone und der
Neuordnung der Eigentumsverhaltnisse und der anderweitigen dinglichen
Rechte.

% Ausserhalb der Bauzone gelegene Grundstlicke kénnen in eine Baulandumle-
gung einbezogen werden, wenn nur so eine zweckmassige Neuordnung zu-
stande kommen kann.

* Gleichzeitig mit der Baulandumlegung ist fiir das Umlegungsgebiet eine Uber-
bauungsordnung zu erlassen, welche die Erschliessung und die Grundzige
der Uberbauung regelt.

Art. 120 2 Einleitung und Durchfiihrung
' Das Umlegungsverfahren wird eingeleitet entweder

a  durch Mehrheitsbeschluss der beteiligten Grundeigentiimer oder

b durch Beschluss des Gemeinderates oder

¢ * durch Anordnung der Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion auf Antrag der
zustandige Stelle der Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion oder im
Einvernehmen mit dieser.

% BSG 732.11
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2 Der Einleitungsbeschluss wird im Grundbuch angemerkt. Das Grundbuchamt
gibt den beteiligten Grundeigentiimern davon Kenntnis. Wahrend des Umle-
gungsverfahrens sind rechtliche oder tatsachliche Anderungen, welche die Um-
legung beeintrachtigen kénnten, untersagt. *

% Durchgefiihrt wird die Baulandumlegung im Verfahren durch Vereinbarung,
durch Griindung einer Umlegungsgenossenschaft oder von Amtes wegen.

Art. 121 3 Umlegung nach Vereinbarung

' Sind alle Beteiligten mit der geplanten Umlegung einverstanden, so kénnen
sie ohne Griindung einer Umlegungsgenossenschaft nach den Bestimmungen
des Dekrets eine Umlegung nach Vereinbarung durchfiihren.

Art. 122 4 Umlegungsgenossenschaft

' Die Baulandumlegungsgenossenschaft ist gegriindet, wenn die Mehrheit der
beteiligten Grundeigentimer dem Unternehmen zustimmt. Die an der Be-
schlussfassung nicht Mitwirkenden gelten als zustimmend, wenn sie die Griin-
dung der Umlegungsgenossenschaft nicht vorher schriftlich abgelehnt haben.

2 Statuten und Perimeterplan bedirfen der Genehmigung der zusténdigen Stel-
le der Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion. *

® Gegen die Beschllisse der Griindungsversammlung und anderer Genossen-
schaftsversammlungen kann Beschwerde bei der zustéandigen Stelle der Bau-,
Verkehrs- und Energiedirektion erhoben werden. *

* Die Beschwerde- und Genehmigungsentscheide der zustandigen Stelle der
Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion kénnen nach den Bestimmungen des
Gesetz lber die Verwaltungsrechtspflege angefochten werden. *

® Die Grundeigentimer kdnnen Einsprache erheben gegen die Bewertung ihres
bisherigen Besitzstandes, die Neuzuteilung und allféllige Ausgleichsentschadi-
gungen sowie bezlglich des Kostenverteilers Uber die Umlegungskosten. Der
von der Umlegungsgenossenschaft bestellte Umlegungsausschuss prift die
Einsprachen, versucht eine Verstdndigung herbeizufiihren, und entscheidet
Uber unerledigte Einsprachen. Gegen seinen Einspracheentscheid kann Be-
schwerde bei der ortlich zustdndigen Enteignungsschatzungskommission ge-
fuhrt werden. Der Beschwerdeentscheid der Enteignungsschatzungskommissi-
on kann beim Verwaltungsgericht angefochten werden. *
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Art. 123 5 Durchfiihrung von Amtes wegen

' Kommt nach dem Einleitungsbeschluss weder eine Umlegung nach Vereinba-
rung noch die Griindung einer Baulandumlegungsgenossenschaft zustande, so
kann der Gemeinderat die Durchflihrung von Amtes wegen anordnen. Die glei-
che Anordnung kann auf Antrag der zustandigen Stelle der Justiz-, Gemeinde-
und Kirchendirektion oder im Einvernehmen mit ihr die zustandige Stelle der
Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion treffen. *

2 Der Gemeinderat beziehungsweise die zustéandige Stelle der Bau-, Verkehrs-
und Energiedirektion beauftragt eine oder mehrere Personen mit den Aufgaben
des Umlegungsausschusses und bestimmt den technischen Leiter und einen
im Notariatsregister des Kantons Bern eingetragenen Notar. Die beteiligten
Grundeigentiimer sind dazu anzuhéren. *

® Die zusténdige Stelle der Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion ist befugt, alle
gegebenenfalls zur Durchfiihrung des Unternehmens erforderlichen weiteren
Anordnungen zu treffen. *

Art. 124 6 Genehmigung der Neuordnung

' Die Neuordnung bedarf der Genehmigung der kantonalen Bau-, Verkehrs-
und Energiedirektion. Mit der Genehmigung treten die Rechtsanderungen von
Gesetzes wegen ein. Sie sind im Grundbuch nachzutragen. *

Art. 125 Grenzregulierung
' Mit der Grenzregulierung wird der Grenzverlauf zwischen Grundstiicken im
Interesse ihrer Uberbaubarkeit neu festgelegt.

2 Auf Antrag der Gemeinde oder eines interessierten Grundeigentimers leitet
der Regierungsstatthalter die Grenzregulierung ein und fiihrt sie durch. *

% Gegen die Verfligung des Regierungsstatthalters kann Beschwerde bei der
Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion gefiihrt werden. *

4 Mit der Rechtskraft des Grenzregulierungsplans tritt die Neuordnung von Ge-
setzes wegen ein. Sie ist im Grundbuch nachzutragen. *

Art. 126 Ablésung von Dienstbarkeiten

'In sinngemasser Anwendung des Enteignungsgesetzes®” kénnen abgeltst
oder verlegt werden

a Dienstbarkeiten, die zwingenden Bauvorschriften widersprechen;

) BSG 711.0
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b  Dienstbarkeiten, die eine im o6ffentlichen Interesse notwendige rationelle
Nutzung des Bodens verunmdglichen, ohne dass ein geniigendes Interes-
se des Dienstbarkeitsberechtigten diese Folge rechtfertigen wirde.

2 Das Verfahren wird vom Gemeinderat nach Anhoérung der beteiligten Grund-
eigentiimer durch eine Ablosungs- oder Verlegungsverfligung eingeleitet. Ge-
gen die Verfigung kann Beschwerde bei der o6rtlich zustandigen Enteignungs-
schatzungskommission erhoben werden. Deren Beschwerdeentscheid kann
beim Verwaltungsgericht angefochten werden. *

® Der Dienstbarkeitsberechtigte ist nach enteignungsrechtlichen Grundsatzen
zu entschadigen. Der Eigentiimer des dienenden Grundstiicks hat einen sei-
nem Vorteil entsprechenden Beitrag an die Entschadigung zu leisten. Im Streit-
fall entscheidet der Enteignungsrichter. *

* Die Ablésung oder Verlegung wird mit der Bezahlung der Entschadigung von
Gesetzes wegen rechtswirksam. Die Rechtsanderung ist im Grundbuch nach-
zutragen.

3.4 Enteignung und Eigentumsbeschrénkungen

Art. 127 Verhéltnis zu den Enteignungsgesetzen

' Soweit dieses Gesetz nicht ergédnzende oder abweichende Vorschriften auf-
stellt, gilt fir die formelle und die materielle Enteignung das kantonale Enteig-
nungsgesetz®?.

2 Vorbehalten bleibt die Enteignungsgesetzgebung des Bundes.

Art. 128 Formelle Enteignung
1 Enteignungsrecht

" Mit der Genehmigung eines Zonenplans oder eines Uberbauungsplans ist
das Enteignungsrecht erteilt fir die in diesen Planen festgelegten

Zonen fir 6ffentliche Nutzungen;

Grinzonen, deren Erwerb durch die Gemeinde im Plan vorgesehen ist;
Erschliessungs- und Verkehrsanlagen sowie Anlagen des Wasserbaus;
Massnahmen des Schutzes oder der Gestaltung des Ortsbildes und der
Landschaft oder der Altstadt- oder Quartiersanierung gemass Artikel 88
Absatz 1 Buchstaben f oder g.

QO T O
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2 Das Enteignungsrecht erstreckt sich auf dingliche und obligatorische Rechte
sowie Nachbarrechte, die zur Ausflihrung der geplanten Bauten, Anlagen oder
Massnahmen bendtigt werden oder ihr entgegenstehen.

Art. 129 2 Enteigner

' Enteignungsberechtigt ist das Gemeinwesen, das die 6ffentliche Aufgabe zu
erfillen hat, fir die das Enteignungsrecht besteht.

2 Das Gemeinwesen kann sein Enteignungsrecht mit schriftlicher Erklarung je-
nen Ubertragen, die nach Gesetz zur Ausfiihrung des Vorhabens befugt sind.

Art. 130 Materielle Enteignung
1 Im allgemeinen

' Eigentumsbeschrankungen, wie der dauernde Einbezug eines Grundstlicks in
eine Zone fur 6ffentliche Nutzungen, eine Griinzone oder ein Schutzgebiet, be-
grinden einen Entschadigungsanspruch des Grundeigentiimers, wenn sie in
ihrer Wirkung einer Enteignung gleichkommen.

2 Entschadigungsanspriiche sind zu richten

a bei Eigentumsbeschrankungen, die im Interesse Offentlicher Bauten oder
Anlagen verflgt sind, an den Trager der betreffenden 6ffentlichen Aufga-
be;

b * bei Eigentumsbeschréankungen aus kantonalen Uberbauungsordnungen
an den Kanton;

c * bei Eigentumsbeschrankungen aus regionalen Uberbauungsordnungen
(Art. 98b) an die Regionalkonferenzen;

d in den Ubrigen Fallen an die Gemeinde.

% Der Entschadigungspflichtige kann auf den Riickgriff nehmen, in dessen In-

teresse oder an dessen Stelle der Eingriff vorgenommen worden ist. Wer in An-

spruch genommen werden soll, ist zum Verfahren vor dem Enteignungsrichter
beizuladen.

Art. 131 2 Erschliessungsanlagen

' Die Festlegung einer Erschliessungsanlage in einem Uberbauungsplan be-
grindet in der Regel keinen Anspruch aus materieller Enteignung.
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2 Nach Ablauf von zehn Jahren seit der Planauflage kann der Grundeigentii-
mer, der durch die Weiterdauer des Plans nachweisbar geschadigt ware, vom
zustandigen Gemeinwesen verlangen, dass es entweder die ausgeschiedene
Grundflache zur Durchfiihrung des Plans erwirbt beziehungsweise fir den Er-
werb durch den Enteigner sorgt oder dass es sie durch Aufhebung oder Ande-
rung des Plans freigibt.

Art. 132 3 Riickforderung

' Wird eine Eigentumsbeschrankung nachtraglich aufgehoben oder entfallt ihre
die Entschadigungspflicht begriindende Wirkung, so hat der jeweilige Grundei-
gentimer eine verhaltnismassige Rickzahlung zu leisten.

2 Das Gemeinwesen lasst die Riickerstattungspflicht im Grundbuch anmerken.

3 Streitigkeiten (ber den Umfang der Rickerstattungspflicht entscheidet der
Enteignungsrichter.

Art. 133 Verzicht auf Enteignung

' Will das Gemeinwesen auf das Enteignungsrecht oder den Eingriff, welcher
die Entschadigungspflicht begriindet, verzichten, so zeigt es dem Entschadi-
gungsberechtigten wahrend der gesetzlichen oder der allenfalls vom Enteig-
nungsrichter verlangerten Zahlungsfrist an, dass es die massgebenden Vor-
schriften oder Plane aufheben oder andern will (Planungsanzeige).

2 Fur diesen Fall gilt:

a Das Gemeinwesen bestimmt das betroffene Gebiet innert drei Monaten
seit Planungsanzeige als Planungszone (Art. 62 f.).

b * Die Vollstreckung des Urteils Uber die Entschadigungspflicht bleibt, der
Kostenentscheid ausgenommen, fir so lange aufgeschoben, als die
Rechtswirkungen der Planungszone gemass Artikel 62a Absatze 2 und 3
andauern.

¢  Der aufgeschobene Urteilsinhalt ist nicht mehr vollstreckbar, wenn die da-
fur massgebenden Vorschriften aufgrund der Planungszone aufgehoben
oder geandert werden.

d Das Gemeinwesen hat dem Entschadigungsberechtigten die Aufhebung
oder Anderung nach Eintritt der Rechtskraft schriftlich mitzuteilen unter
Hinweis darauf, dass er innert drei Monaten seit Empfang der Mitteilung
den Enteignungsrichter um Neubestimmung der Entschadigung ersuchen
kann.
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% Unterlasst das Gemeinwesen die rechtzeitige Planungsanzeige oder werden
die massgebenden Vorschriften oder Plane nicht fristgemass aufgehoben oder
geandert, so gilt die vom Enteignungsrichter festgelegte Entschadigung als ge-
bundene Ausgabe des pflichtigen Gemeinwesens. Dasselbe gilt flir eine vom
Enteignungsrichter auf Ersuchen des Berechtigten neu bestimmte Enteig-
nungsentschadigung (Abs. 2 Bst. d).

Art. 134 Verjdhrung von Entschédigungsanspriichen

' Enteignungsrechtliche Entschadigungsanspriiche verjahren nach Ablauf von
zehn Jahren, seitdem der Berechtigte von ihnen Kenntnis hatte oder haben
konnte, spatestens aber zwanzig Jahre nach ihrer Entstehung.

2 Entschadigungsanspriiche aus Eigentumsbeschrankungen, die einer formel-
len Enteignung vorausgehen, kénnen in jedem Falle noch im Verfahren der for-
mellen Enteignung geltend gemacht werden.

® Die Verjahrung wird unterbrochen

a  durch schriftliche Geltendmachung des Anspruches beim Verpflichteten;

b durch schriftliche Erklarung des Verpflichteten an den Berechtigten, mit
der er auf die Verjahrungseinrede flr eine bestimmte Zeit verzichtet;

¢ ausserdem in den Fallen gemass Artikel 135 des Obligationenrechts®),

Art. 135~

Art. 136 Beschrdnkungen von untergeordneter Bedeutung
1 Grundsétze

' Als Eigentumsbeschrankungen von untergeordneter Bedeutung sind nament-
lich die nachgenannten Massnahmen des zustandigen Gemeinwesens oder
der von ihm ermachtigten Unternehmung zu dulden:

a die Planung vorbereitende Handlungen, wie Begehungen, Planaufnah-
men, Vermessungen, Bodenuntersuchungen;

b  das Anbringen von Vorrichtungen und Weisungszeichen auf Privatboden,
wie von Verkehrssignalen, Wegweisern und Markierungen fir Wanderwe-
ge, Kennzeichen und Hinweisschilder fiir offentliche Anlagen jeder Art,
ferner von Hydranten, Beleuchtungsvorrichtungen, &ffentlichen Uhren und
von Anhangevorrichtungen fir die Oberleitungen 6ffentlicher Verkehrsmit-
tel;

%) SR 220
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¢ das Einlegen von Kanalen und Leitungen in das fliir den Bau von Strassen
ausgeschiedene Land vor dem Erwerb, ferner die Durchleitung durch Pri-
vatland von Leitungen fir Gemeinschaftsantennenanlagen.

2 Der Grundeigentiimer ist rechtzeitig zu benachrichtigen. Gerechtfertigte Win-
sche Uber Ort und Art der Anbringung sind maoglichst zu beriicksichtigen, unno-
tige Beeintrachtigungen zu vermeiden.

® Dem Grundeigentiimer ist verursachter Kultur- und Sachschaden zu ersetzen.
Ausserdem ist er bei nachweisbar erheblichem Nachteil in der Benutzung oder
Bewirtschaftung des Grundstiicks zu entschadigen.

Art. 137 2 Streitigkeiten

' Streitigkeiten Gber den Bestand, den Umfang oder die Art der Ausiibung des
Rechts auf Inanspruchnahme von Privateigentum gemass Artikel 136 entschei-
det der Regierungsstatthalter mit Verfigung. *

2 Entschadigungsstreitigkeiten werden vom Prasidenten der Enteignungsschat-
zungskommission unter Vorbehalt der Appellation an den Prasidenten der zu-
standigen Abteilung des Verwaltungsgerichtes beurteilt. *

3.5 Finanzierung

Art. 138 Kostentragung; Grundsatz
' Die Gemeinden tragen die Kosten der Ortsplanung und der zugehérigen wei-
teren Aufgaben (Art. 64).

2 Die Kosten der Regionalplanung werden von den Planungsregionen bzw. Re-
gionalkonferenzen und ihren Mitgliedergemeinden bestritten. *

% Der Kanton tragt die Kosten der Kantonsplanung einschliesslich der Kosten
der Planungsregionen bzw. Regionalkonferenzen fir ihre Mitarbeit am Richt-
plan gemass Raumplanungsgesetz. *

* Das Nahere bestimmt die Verordnung. *

Art. 139~ Staatsbeitrdge
1 Gegensténde

' Der Kanton kann mit Beitragen unterstiitzen
a * Planungsregionen bzw. Regionalkonferenzen und deren Planungen,;



721.0 72

b * Projekte (Grundlagen, Planungen oder Massnahmen) der Raumplanung
von Gemeinden, Planungsregionen bzw. Regionalkonferenzen und Priva-
ten mit 6kologischer oder wirtschaftlicher Bedeutung, sofern sie von be-
sonderem kantonalem Interesse sind;

¢  Organisationen fir ihre Beratungs-, Instruktions- und Informationstatigkeit
auf dem Gebiete des Bau-, Planungs- und Umweltrechts und fiir Leistun-
gen fur Wander- und Radwanderwege;

d * kommunale Planungen, die mehrere Gemeinden koordiniert erarbeiten
und in denen die Anliegen und Bediirfnisse der einzelnen Gemeinden auf-
einander und grenziberschreitend abgestimmt werden.

2 Auf Staatsbeitrage besteht kein Rechtsanspruch.
% Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, gilt das Staatsbeitragsgesetz.
* Das Nahere bestimmt die Verordnung.

Art. 140~ 2 Weitere Vorschriften *
' Der Regierungsrat regelt insbesondere:

a die Beitragssatze; diese betragen 30 bis 100 Prozent der anrechenbaren
Kosten;

b  die Bezeichnung der beitragsberechtigten Organisationen nach Artikel
139 Absatz 1 Buchstabe c;

¢ * die Kriterien fur die Bestimmung der anrechenbaren Kosten, wobei bei
den Planungsregionen bzw. Regionalkonferenzen auch die Sekretariats-
kosten, bei den Projekten und bei den Planungen nach Artikel 139 Absatz
1 Buchstabe d die Bedeutung fiir das kantonale Interesse massgebend zu
bericksichtigen sind;

d das Verfahren;

e die Aufsicht.

2 Vor Erlass, Anderung oder Aufhebung der Verordnung hért der Regierungsrat
die Planungsregionen bzw. Regionalkonferenzen und die betroffenen Organi-
sationen an. *

Art. 141 Grundeigentiimerbeitrédge

' Die Grundeigentiimer bezahlen die Erschliessungsabgaben gemass Artikel
111 ff.

2 Sie kénnen ausserdem durch Gemeindereglement beziehungsweise durch
das Organisationsreglement eines Gemeindeverbandes verpflichtet werden, an
offentliche Werke und Massnahmen, die ihnen einen besonderen Vorteil brin-
gen, nach Massgabe dieses Sondervorteils Beitrage zu leisten.
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® Reglemente geméass Absatz 2 bediirfen obligatorisch der Zustimmung der
Stimmberechtigten.

Art. 142 Ausgleich von Planungsvorteilen

' Die Planungsvorteile werden durch die Steuergesetzgebung erfasst. Ausser-
dem konnen sich die Grundeigentimer, denen durch Planungsmassnahmen
zusatzliche Vorteile verschafft werden, insbesondere bei der Bewilligung be-
sonderer Bauten und Anlagen oder von grésseren Uberbauungen, vertraglich
verpflichten, einen angemessenen Anteil des Planungsmehrwertes fir be-
stimmte 6ffentliche Zwecke zur Verfligung zu stellen.

4 Schluss- und Ubergangsbestimmungen
4.1 Vollzug

Art. 143 Dekrete
" Der Grosse Rat ordnet durch Dekret

a das Normalbaureglement (Normalbaudekret®);

b  das Baubewilligungs- und Beschwerdeverfahren sowie die Baupolizei
(Baubewilligungsdekret®);

¢ die Beitrage der Grundeigentiimer (Grundeigentiimerbeitragsdekret®®));

d die Baulandumlegung, die Grenzregulierung und die Ablésung von
Dienstbarkeiten (Baulandumlegungsdekret®”);

e* ..

2 Die Dekrete konnen den Erlass von Ausflihrungsbestimmungen dem Regie-

rungsrat Ubertragen.

Art. 144 Verordnungen

' Soweit nicht Dekrete des Grossen Rates vorbehalten sind, erlasst der Regie-
rungsrat die zum Vollzug des Gesetzes nétigen Vorschriften.

2 Gegenstand der Bauverordnung sind insbesondere
a die Erschliessungsanforderungen;

3 BSG 723.13
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b

/ *

die Ortsbild- und Landschaftsgestaltung einschliesslich der Bestimmun-
gen uber Aussenantennen und Gemeinschaftsantennen und lber die vor-
Ubergehende Lagerung, Wegschaffung und Verschrottung ausgedienter
Fahrzeuge, Maschinen und Gerate;

die Gestaltung der Umgebung von Bauten einschliesslich der Aufenthalts-
bereiche und Spielplatze sowie der Abstellplatze flr Fahrzeuge;

die sicherheits- und gesundheitspolizeilichen sowie die energierechtlichen
Anforderungen an Bauvorhaben, ferner die Schutzmassnahmen bei Bau-
arbeiten, die sanitarischen und hygienischen Einrichtungen auf Baustellen
und die Arbeitnehmerunterkiinfte;

die behindertengerechte Gestaltung von Bauten und Anlagen;

die besonderen Bauten und Anlagen;

die allgemeinverbindliche Festlegung bau- und planungsrechtlicher Begrif-
fe;

die inhaltliche und technische Gestaltung von Planen im Sinne dieses Ge-
setzes und des Richtplans nach Raumplanungsgesetz®;

die nadhere Ordnung des Verfahrens und der Zustandigkeit fur Vorschrif-
ten und Plane, insbesondere hinsichtlich ihrer geringfiigigen Anderung
und der Anpassung des Richtplans nach Raumplanungsgesetz,

die Zonenkonformitat von Vorhaben in der Landwirtschaftszone und die
moglichen Ausnahmen nach den Artikeln 24 bis 24d RPG,

die Festlegung qualitatssichernder Verfahrensregeln fir Projektwettbe-
werbe nach Artikel 93 Absatz 1 Buchstabe b.

3 Gegenstand besonderer Verordnungen kénnen insbesondere sein

a
b
c*

d*

die Aussen- und Strassenreklame;

die feuerpolizeilichen Anforderungen an Bauvorhaben;

die Kommission zur Pflege der Orts- und Landschaftsbilder (OLK) und die
Kommission zur Wahrung der Interessen der Behinderten im Bauwesen
(BBK);

die Leistungen des Kantons gemass Artikel 139.

4.2 Inkrafttreten, Aufhebung und Anpassung von Vorschriften

Art. 145 Inkrafttreten; Aufthebung von Vorschriften
' Der Regierungsrat bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens® dieses Geset-

Zes.

2 Mit dem Inkrafttreten ist das Baugesetz vom 7. Juni 1970 aufgehoben.

% SR 700
%) 1.1.1986
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Art. 146 Anpassung kommunaler und regionaler Vorschriften und Pléne *

' Die Vorschriften und Plane der Gemeinden und Planungsregionen bzw. Re-
gionalkonferenzen sind, soweit noétig, bei nachster Gelegenheit den Bestim-
mungen des Raumplanungsgesetzes*® und dieses Gesetzes anzupassen. *

2 lhre redaktionelle Anpassung kann in einem vereinfachten Verfahren be-
schlossen werden. Dafir gilt:

a Die redaktionelle Anpassung kann umfassen

aa das Ersetzen von Begriffen des bisherigen Rechts durch die entspre-
chenden Begriffe des neuen Rechts;

bb das Ersetzen von Verweisungen auf Vorschriften des bisherigen
Rechts durch Verweisungen auf das entsprechende neue Recht;

cc das ersatzlose Streichen von Bestimmungen, die dem neuen Recht
widersprechen;

dd materielle Anderungen, die nach Art und Inhalt durch das eidgends-
sische oder kantonale Recht zwingend vorgeschrieben sind.

b * Nicht Gegenstand redaktioneller Anpassung ist die materielle Anderung
von Vorschriften und Planen, fir die der Gemeinde oder Planungsregion
bzw. Regionalkonferenz eine Entscheidungsfreiheit zusteht.

c * Zustandig ist der Gemeinderat, der Vorstand der Planungsregion oder die
Geschaftsleitung der Regionalkonferenz. Fir Einspracheverfahren, Ge-
nehmigung und Beschwerde gegen den Genehmigungsentscheid gelten
die Artikel 60 ff. Einsprache und Beschwerde kénnen sich aber nur gegen
Umfang und Art der vorgesehenen Anpassung richten.

Art. 147~
4.3 Ubergangsbestimmungen

Art. 148 Bauvorhaben und Baupolizei

' Aufgrund des bisherigen Rechts rechtskraftig erteilte Baubewilligungen wer-
den durch das neue Recht nicht berahrt. Artikel 43 bleibt vorbehalten.

2 Beim Inkrafttreten dieses Gesetzes hangige Verfahren, welche die Bewilli-
gung von Bauvorhaben oder baupolizeiliche Massnahmen zum Gegenstand
haben, werden nach bisherigem Recht zu Ende gefiihrt.

® Beim Inkrafttreten des Gesetzes laufende gesetzliche Fristen richten sich
nach neuem Recht, wenn dessen Frist spater ablauft, andernfalls nach bisheri-
gem Recht.

9 SR 700
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Art. 149 Vorschriften und Plédne
1 Im allgemeinen

' Die aufgrund des bisherigen Rechts geltenden Vorschriften und Plane der
Gemeinden (u. a. Gestaltungsplane, Sonderbauvorschriften, Detailerschlies-
sungsplane) und der Planungsregionen bzw. Regionalkonferenzen bleiben in
Kraft, soweit sie nicht zwingenden Vorschriften des Gibergeordneten Rechts wi-
dersprechen. Es gelten jedoch die nachgenannten Einschrankungen: *

a Bisherige Vorschriften und Plane erhalten durch das neue Recht keine
weitergehenden Rechtswirkungen.

b  Soweit mit entsprechenden Vorschriften und Planen des neuen Rechts ei-
ne weniger weitgehende Rechtswirkung verbunden ist, gilt diese auch fir
die bisherigen Vorschriften und Plane gleicher Art.

2 Fur die Anderung oder Aufhebung bisheriger Vorschriften oder Plane gelten
die Verfahrensbestimmungen und die Zustandigkeiten nach neuem Recht.
Hangige Verfahren werden jedoch nach bisherigem Recht zu Ende gefiihrt.

Art. 150 * 2 Zonen fiir Sonderbauvorschriften und dhnliche

" Wo die Uberbauung den Erlass eines Uberbauungsplanes nach dem Bauge-
setz vom 7. Juni 1970 voraussetzt, legt die Gemeinde innert drei Jahren nach
Inkrafttreten dieser Bestimmung eine Uberbauungsordnung oder die Festle-
gungen nach Artikel 92 Absatz 1 auf. Gleiches gilt fir Ferienhauszonen nach
Artikel 25 des Baugesetzes vom 7. Juni 1970. *

2 Nach unbenitztem Ablauf dieser Frist kdnnen die Grundeigentiimer verlan-
gen,

a * entweder dass die zustandige Stelle der Justiz-, Gemeinde- und Kirchen-
direktion innert zwei Jahren eine Ersatzordnung erlasst oder

b  die Gemeinde das Land zu Eigentum bernimmt, wobei die Enteignungs-
gerichte die Entschadigung nach den Regeln des Enteignungsrechtes be-
stimmen.

Art. 150a 3 Stimmblirgerzonen

' Sofern die Voraussetzungen von Artikel 73 Absatz 2 erfiillt sind, legt die
Gemeinde innert drei Jahren nach Inkrafttreten dieser Bestimmung bei bisheri-
gen Zonen mit ersatzweisem Bauen nach Grundordnung entweder eine Uber-
bauungsordnung oder die Umwandlung in eine neurechtliche Zone mit Pla-
nungspflicht auf. *
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2 Nach unbenitztem Ablauf dieser Frist fallt die Planungspflicht dahin und es
kann nach den Bestimmungen der Grundordnung fir den Fall der endgultigen
Ablehnung der Uberbauungsordnung gebaut werden.

% Die Planung_spflicht fallt auch dahin, wenn der Gemeinderat sowohl auf den
Erlass einer Uberbauungsordnung als auch auf die Umwandlung in eine neu-
rechtliche Zone mit Planungspflicht verzichtet; der Verzicht ist zu verdffentli-
chen.

Art. 151 Bauernhofzone

' Der Eigentimer eines innerhalb der Bauzone gelegenen landwirtschaftlichen
Gewerbes, das den Anforderungen nach Artikel 85 Absatz 1 entspricht, kann
bei der zustandigen Gemeindebehdrde die Ausscheidung einer Bauernhofzone
beantragen.

2 Das Begehren ist innerhalb von fiinf Jahren seit Inkrafttreten dieses Gesetzes
zu stellen. Zustandig zum Entscheid ist der Gemeinderat unter Vorbehalt der
Genehmigung durch die Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion. *

® Dem Gesuch ist zu entsprechen, wenn die Voraussetzungen von Artikel 85
Absatz 1 erfillt sind.

Art. 152 * Schutz der Baudenkmaéler

' Die kantonale Fachstelle bezeichnet in Zusammenarbeit mit der Gemeinde
bis zum 31. Dezember 2004 wenigstens fir die Bauzone die Baudenkmaler
durch Errichtung eines Bauinventars nach Artikel 10d. Mit Zustimmung der
Fachstelle kann das Bauinventar durch die Gemeinde erstellt werden.

2 Solange die Baudenkmaler weder durch ein Bauinventar (Art. 10d) noch
durch Erlass von Planen und Vorschriften (Art. 64a) bezeichnet sind, werden
sie im Baubewilligungsverfahren bestimmt; fiir Baudenkmaler in der Bauzone
gilt dies nur wahrend der Ubergangsfrist gemass Absatz 1.

® Der Regierungsrat regelt durch Verordnung das Verfahren der Anerkennung
bestehender Inventare und Verzeichnisse als Bauinventare nach Artikel 10d
sowie bestehender Plane und Vorschriften der Gemeinden hinsichtlich der Be-
stimmung der Baudenkmaler (Art. 64a).

Art. 153 * Erschliessungspflicht; Erschliessungsprogramm

' Bestehende Bauzonen sind innert 15 Jahren seit Inkrafttreten dieser Bestim-
mung zu erschliessen.
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2 Die Gemeinde erlasst innert drei Jahren das Erschliessungsprogramm (Art.
108 Abs. 3).

T1 Ubergangsbestimmungen der Anderung vom 18.06.1997 *

Art. T11*

' Flr die Staatsbeitrage nach den Artikeln 139 und 140 ist das Recht zum Zeit-
punkt der Gesuchseinreichung massgebend.

2 Die auf Grund des bisherigen Rechts erteilten Beitragszusicherungen bleiben
in Kraft.

T2 Ubergangsbestimmungen der Anderung vom 28.01.2009 *

Art. T21*

! Private Organisationen, die nach bisherigem Recht zur Einsprache befugt wa-
ren, kdnnen wahrend funf Jahren nach Inkrafttreten dieser Anderung Riigen er-
heben in Rechtsbereichen, die wahrend mindestens fiinf Jahren vor Inkrafttre-
ten dieser Anderung Gegenstand ihres statutarischen Zwecks bildeten.

2 Bestehende Vorschriften der Gemeingen im Sinne von Artikel 69 Absatz 3
BauG sind mit dem Inkrafttreten dieser Anderung auf baubewilligungsfreie Bau-
vorhaben nicht mehr anwendbar.

Bern, 12. September 1984 Im Namen des Grossen Rates
Der Préasident: Mast
Der Staatsschreiber: i. V. Wissmann

Beschluss des Bundesrates vom 24. September 1985:
Die Artikel 29 Absatz 3, 47 Absatz 2, 115 Absatz 2 und 120 Absatz 2 werden
genehmigt
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Anderungstabelle - nach Beschluss

Beschluss Inkrafttreten Element Anderung BAG-Fundstelle
09.06.1985 01.01.1986 Erlass Erstfassung 1985d 186 | f 195
05.12.1986 01.07.1987 Art. 147 aufgehoben 1987d6|f8
14.02.1989 01.01.1990 Art. 12 Abs. 3 geandert 1989d 106 | f 106
14.02.1989 01.01.1990 Art. 54 Abs. 2, k | eingeflgt 1989d 106 | f 106
14.02.1989 01.01.1990 Art. 102 Abs. 1, a | gedndert 1989d 106 | f 106
17.09.1992 15.12.1992 Art. 31 Abs. 3 geandert 1992 d 332 | f 346
17.09.1992 15.02.1992 Art. 38 Abs. 2 geéndert 1992 d 332 | f 346
17.09.1992 15.12.1992 Art. 61 geéndert 1992 d 332 | f 346
17.09.1992 15.12.1992 Art. 108 geéndert 1992 d 332 | f 346
17.09.1992 15.12.1992 Art. 122 Abs. 3 geandert 1992 d 332 | f 346
17.09.1992 15.12.1992 Art. 122 Abs. 4 geandert 1992 d 332 | f 346
17.09.1992 15.12.1992 Art. 122 Abs. 5 eingeflgt 1992 d 332 | f 346
17.09.1992 15.12.1992 Art. 123 Abs. 1 geandert 1992 d 332 | f 346
17.09.1992 15.12.1992 Art. 123 Abs. 2 geandert 1992 d 332 | f 346
17.09.1992 15.12.1992 Art. 123 Abs. 3 geandert 1992 d 332 | f 346
17.09.1992 15.12.1992 Art. 126 Abs. 2 geandert 1992 d 332 | f 346
17.09.1992 15.12.1992 Art. 137 Abs. 2 geandert 1992 d 332 | f 346
24.03.1993 01.01.1993 Art. 40 geandert 1993 d 247 | f 260
24.03.1993 01.01.1993 Art. 49 Abs. 1 geandert 1993 d 247 | f 260
24.03.1993 01.01.1993 Art. 49 Abs. 2 geandert 1993 d 247 | f 260
24.03.1993 01.01.1993 Art. 72 Abs. 3 geandert 1993 d 247 | f 260
24.03.1993 01.01.1993 Art. 84 Abs. 1 geandert 1993 d 247 | f 260
24.03.1993 01.01.1993 Art. 84 Abs. 3 geandert 1993 d 247 | f 260
24.03.1993 01.01.1993 Art. 90 Abs. 4 geandert 1993 d 247 | f 260
24.03.1993 01.01.1993 Art. 124 Abs. 1 geandert 1993 d 247 | f 260
24.03.1993 01.01.1993 Art. 125 Abs. 3 geandert 1993 d 247 | f 260
23.06.1993 01.01.1994 Art. 33 Abs. 2 geandert 1993 d 425 | f 445
23.06.1993 01.01.1994 Art. 33 Abs. 3 eingefigt 1993 d 425 | f 445
23.06.1993 01.01.1994 Art. 37 geandert 1993 d 425 | f 445
23.06.1993 01.01.1994 Art. 59 Abs. 1 geéandert 1993 d 425 | f 445
23.06.1993 01.01.1994 Art. 59 Abs. 3 geéndert 1993 d 425 | f 445
23.06.1993 01.01.1994 Art. 61 geéndert 1993 d 425 | f 445
23.06.1993 01.01.1994 Art. 61a eingefugt 1993 d 425 | f 445
23.06.1993 01.01.1994 Art. 62 Abs. 3 geandert 1993 d 425 | f 445
23.06.1993 01.01.1994 Art. 63 Abs. 3 geandert 1993 d 425 | f 445
23.06.1993 01.01.1994 Art. 63 Abs. 4 eingeflgt 1993 d 425 | f 445
23.06.1993 01.01.1994 Art. 65 Abs. 2, ¢ | geandert 1993 d 425 | f 445
23.06.1993 01.01.1994 Art. 65 Abs. 3 eingefligt 1993 d 425 | f 445
23.06.1993 01.01.1994 Art. 94 geandert 1993 d 425 | f 445
23.06.1993 01.01.1994 Art. 120 Abs. 1, ¢ | geandert 1993 d 425 | f 445
23.06.1993 01.01.1994 Art. 123 Abs. 1 geandert 1993 d 425 | f 445
10.11.1993 01.01.1994 Art. 22 Abs. 1 geandert 1993d 696 | f714
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Beschluss Inkrafttreten Element Anderung BAG-Fundstelle
10.11.1993 01.01.1994 Art. 45 Abs. 1 geéandert 1993 d 696 | f 714
10.11.1993 01.01.1994 Art. 55 Abs. 4 geéndert 1993d 696 | f714
10.11.1993 01.01.1994 Art. 67 Abs. 1 geéndert 1993d 696 | f 714
10.11.1993 01.01.1994 Art. 84 Abs. 1 geandert 1993d 696 | f 714
10.11.1993 01.01.1994 Art. 99 Abs. 3 geandert 1993d 696 | f 714
10.11.1993 01.01.1994 Art. 99 Abs. 5 geandert 1993d 696 | f714
10.11.1993 01.01.1994 Art. 104 Abs. 2 geandert 1993d 696 | f 714
10.11.1993 01.01.1994 Art. 104 Abs. 3 geandert 1993d 696 | f714
10.11.1993 01.01.1994 Art. 105 geandert 1993d 696 | f 714
10.11.1993 01.01.1994 Art. 117 Abs. 1 geandert 1993d 696 | f714
10.11.1993 01.01.1994 Art. 118 Abs. 3 geandert 1993d 696 | f714
10.11.1993 01.01.1994 Art. 151 Abs. 2 geandert 1993d 696 | f714
22.03.1994 01.01.1995 Art. 1 geandert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 2 Abs. 1 geandert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 2 Abs. 2 aufgehoben 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 2 Abs. 3 aufgehoben 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 2a eingefiigt 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 3 Titel gedndert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 4 Titel gedndert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 5 Titel gedndert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 6 Titel gedndert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 7 Titel gedndert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 8 Titel gedndert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 10 geandert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 26 Abs. 1 geéandert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 27 Abs. 1 geéandert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 27 Abs. 2 geandert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 32 geandert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 33 geandert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 33a eingefiigt 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 34 geandert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 35 Titel gedndert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 35 Abs. 2, a | geandert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 35 Abs. 2, b | gedndert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 35 Abs. 2, ¢ | geandert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 35 Abs. 3 geandert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 35a eingefiigt 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 36 Titel gedndert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 36 geandert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 37 geandert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 37 Titel gedndert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 38 Abs. 1 geandert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 38 Abs. 3 geandert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 38 Abs. 4, a | gedndert 94-76

22.03.1994 01.01.1995 Art. 38 Abs. 4, b | gedndert 94-76
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22.03.1994 01.01.1995 Art. 39 Titel gedndert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 39 geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 40 Titel gedndert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 40 geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 41 aufgehoben 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 42 Titel gedndert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 43 Titel gedndert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 44 Titel gedndert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 58 Abs. 2 eingefigt 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 58 Abs. 3 geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 59 Abs. 2 geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 59 Abs. 3 geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 60 Abs. 2 geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 60a eingeflgt 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 61 geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 61a geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 62 geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 62 Titel gedndert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 62a eingeflgt 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 63 Titel gedndert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 64 Titel gedndert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 64a eingefigt 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 66 geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 72 Abs. 3 aufgehoben 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 73 Abs. 2 geéandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 76 Abs. 2 geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 80 geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 81 Abs. 2 aufgehoben 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 82 aufgehoben 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 83 geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 84 geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 88 Abs. 3 geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 88 Abs. 4 geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 88 Abs. 5 eingefligt 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 91a eingefligt 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 92 geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 93 geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 94 geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 94 Titel gedndert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 95 Titel gedndert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 95 geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 95a eingeflgt 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 96 Titel gedndert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 98 geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 108 Abs. 2 eingeflgt 94-76
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22.03.1994 01.01.1995 Art. 108 Abs. 3 geéandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 108 Abs. 4 eingefugt 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 108a eingefiigt 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 109 Titel gedndert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 110 Titel gedndert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 111 Titel gedndert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 112 Titel gedndert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 113 Titel gedndert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 113 Abs. 1 geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 113 Abs. 4 geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 114 Titel gedndert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 115 Titel gedndert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 135 aufgehoben 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 150 geandert 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 150a Abs. 1 | eingeflgt 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 152 eingefiigt 94-76
22.03.1994 01.01.1995 Art. 153 eingefiigt 94-76
18.06.1997 01.01.1998 Erlasstitel geandert 97-130
18.06.1997 01.01.1998 Art. 11 geandert 97-130
18.06.1997 01.01.1998 Art. 35a geandert 97-130
18.06.1997 01.01.1998 Art. 59 Abs. 1 geandert 97-130
18.06.1997 01.01.1998 Art. 59 Abs. 2 geandert 97-130
18.06.1997 01.01.1998 Art. 59 Abs. 3 aufgehoben 97-130
18.06.1997 01.01.1998 Art. 59 Abs. 4 geéandert 97-130
18.06.1997 01.01.1998 Art. 60 Abs. 2 geéandert 97-130
18.06.1997 01.01.1998 Art. 61 Abs. 1 geéndert 97-130
18.06.1997 01.01.1998 Art. 61a Abs. 2 geéndert 97-130
18.06.1997 01.01.1998 Art. 65 Abs. 1 geandert 97-130
18.06.1997 01.01.1998 Art. 65 Abs. 2, b | gedndert 97-130
18.06.1997 01.01.1998 Art. 66 geandert 97-130
18.06.1997 01.01.1998 Art. 133 Abs. 2, b | gedndert 97-130
18.06.1997 01.01.1998 Art. 138 Abs. 4 geandert 97-130
18.06.1997 01.01.1998 Art. 139 geandert 97-130
18.06.1997 01.01.1998 Art. 140 Titel gedndert 97-130
18.06.1997 01.09.1997 Art. 140 geandert 97-130
18.06.1997 01.01.1998 Art. 143 Abs. 1, e | aufgehoben 97-130
18.06.1997 01.01.1998 Art. 144 Abs. 3, d | eingeflgt 97-130
18.06.1997 01.01.1998 Art. 146 Abs. 2, ¢ | geandert 97-130
18.06.1997 01.01.1998 Art. 150 Abs. 1 geandert 97-130
18.06.1997 01.01.1998 Titel T1 eingefiigt 97-130
18.06.1997 01.01.1998 Art. T1-1 eingefiigt 97-130
29.10.1997 01.01.1998 Art. 33 Abs. 3 geandert 97-100
29.10.1997 01.01.1998 Art. 37 Abs. 1 geandert 97-100
29.10.1997 01.01.1998 Art. 37 Abs. 1, c | gedndert 97-100
29.10.1997 01.01.1998 Art. 120 Abs. 1, ¢ | gedndert 97-100
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29.10.1997 01.01.1998 Art. 122 Abs. 2 geéandert 97-100
29.10.1997 01.01.1998 Art. 122 Abs. 3 geéndert 97-100
29.10.1997 01.01.1998 Art. 122 Abs. 4 geéndert 97-100
29.10.1997 01.01.1998 Art. 123 Abs. 1 geandert 97-100
29.10.1997 01.01.1998 Art. 123 Abs. 2 geandert 97-100
29.10.1997 01.01.1998 Art. 123 Abs. 3 geandert 97-100
29.10.1997 01.01.1998 Art. 59 Abs. 1 geandert 97-96
29.10.1997 01.01.1998 Art. 61 Abs. 1 geandert 97-96
29.10.1997 01.01.1998 Art. 61 Abs. 3 geandert 97-96
29.10.1997 01.01.1998 Art. 62 Abs. 3 geandert 97-96
29.10.1997 01.01.1998 Art. 62 Abs. 5, b | geandert 97-96
29.10.1997 01.01.1998 Art. 62a Abs. 2 geandert 97-96
29.10.1997 01.01.1998 Art. 65 Abs. 2, ¢ | geandert 97-96
29.10.1997 01.01.1998 Art. 84 Abs. 1 geandert 97-96
29.10.1997 01.01.1998 Art. 93 Abs. 1, ¢ | geandert 97-96
29.10.1997 01.01.1998 Art. 95 Abs. 2 geandert 97-96
29.10.1997 01.01.1998 Art. 150 Abs. 2, a | geandert 97-96
08.09.1999 01.01.2001 Art. 9 Titel gedndert 00-123
08.09.1999 01.01.2001 Art. 9 Abs. 2 aufgehoben 00-123
08.09.1999 01.01.2001 Art. 10 geandert 00-123
08.09.1999 01.01.2001 Art. 10a eingeflgt 00-123
08.09.1999 01.01.2001 Art. 10b eingefigt 00-123
08.09.1999 01.01.2001 Art. 10c eingefiigt 00-123
08.09.1999 01.01.2001 Art. 10d eingefiigt 00-123
08.09.1999 01.01.2001 Art. 10e eingefugt 00-123
08.09.1999 01.01.2001 Art. 10f eingefugt 00-123
08.09.1999 01.01.2001 Art. 64a geéndert 00-123
08.09.1999 01.01.2001 Art. 152 geandert 00-123
04.04.2001 01.11.2001 Art. 11 geandert 01-65
04.04.2001 01.11.2001 Art. 71 Abs. 1 geandert 01-65
04.04.2001 01.11.2001 Art. 80 Titel gedndert 01-65
04.04.2001 01.11.2001 Art. 80 geandert 01-65
04.04.2001 01.11.2001 Art. 80a eingefligt 01-65
04.04.2001 01.11.2001 Art. 80b eingefligt 01-65
04.04.2001 01.11.2001 Art. 80c eingefligt 01-65
04.04.2001 01.11.2001 Art. 81 Titel gedndert 01-65
04.04.2001 01.11.2001 Art. 82 eingeflgt 01-65
04.04.2001 01.11.2001 Art. 83 geandert 01-65
04.04.2001 01.11.2001 Art. 83 Titel gedndert 01-65
04.04.2001 01.11.2001 Art. 84 Abs. 1 geandert 01-65
04.04.2001 01.11.2001 Art. 84 Abs. 2 geandert 01-65
04.04.2001 01.11.2001 Art. 84 Abs. 3 geandert 01-65
04.04.2001 01.11.2001 Art. 144 Abs. 2, k | eingeflgt 01-65
25.03.2002 01.01.2003 Art. 7 Abs. 2, a geandert 02-67
25.11.2004 01.08.2005 Art. 45 Abs. 1 geandert 05-49
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25.11.2004 01.08.2005 Art. 45 Abs. 3 geéandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 48 geéandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 48 Titel gedndert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 52 Abs. 3 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 53 Abs. 2 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 54 Abs. 1 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 55 Abs. 2 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 57 Abs. 1 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 57 Abs. 2 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 58 Abs. 5 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 59 Abs. 2 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 61 Abs. 1 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 61 Abs. 5 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 61a Abs. 2 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 67 Abs. 3 aufgehoben 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 76 Abs. 5 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 83 Abs. 1 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 84 Titel gedndert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 84 Abs. 1 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 84 Abs. 2 aufgehoben 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 84 Abs. 3 aufgehoben 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 97 Abs. 1 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 97 Abs. 2 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 97 Abs. 3 eingefiigt 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 97 Abs. 4 eingefugt 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 98 Abs. 1 geéandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 98 Abs. 2, ¢ | aufgehoben 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 98 Abs. 3 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 98 Abs. 4 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 99 Abs. 3, a | geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 101 aufgehoben 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 102 Abs. 1 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 102 Abs. 1, f | eingefiigt 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 102 Abs. 2 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 102 Abs. 3 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 102 Abs. 4 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 103 Titel gedndert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 103 Abs. 1 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 104 Abs. 1 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 104 Abs. 2 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 104 Abs. 3 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 104 Abs. 5 eingefiigt 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 105 aufgehoben 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 107 Abs. 2, a | gedndert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 117 Abs. 1 geandert 05-49
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25.11.2004 01.08.2005 Art. 130 Abs. 2, b | gedndert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 138 Abs. 2 geéndert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 138 Abs. 3 geéndert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 139 Abs. 1, a | gedndert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 139 Abs. 1, b | gedndert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 140 Abs. 1, ¢ | gedndert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 140 Abs. 2 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 144 Abs. 3, d | geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 146 Titel gedndert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 146 Abs. 1 geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 146 Abs. 2, b | geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 146 Abs. 2, ¢ | geandert 05-49
25.11.2004 01.08.2005 Art. 149 Abs. 1 geandert 05-49
14.12.2004 01.01.2007 Art. 50 Abs. 3 geandert 06-129
22.11.2005 01.07.2006 Art. 123 Abs. 2 geandert 06-40
28.03.2006 01.01.2010 Art. 31 Abs. 3 geandert 08-134, 09-90
28.03.2006 01.01.2010 Art. 120 Abs. 2 geandert 08-134, 09-90
28.03.2006 01.01.2010 Art. 122 Abs. 5 geandert 08-134, 09-90
28.03.2006 01.01.2010 Art. 126 Abs. 3 geandert 08-134, 09-90
28.11.2006 01.01.2008 Art. 101 eingeflgt 07-87
17.06.2007 01.01.2008 Art. 53 Abs. 2 geandert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 54 Abs. 1 geandert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 55 Abs. 2 geandert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 57 Abs. 1 geandert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 57 Abs. 2 geéandert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 58 Abs. 5 geéndert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 59 Abs. 2 geéndert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 61 Abs. 1 geandert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 61 Abs. 3 geandert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 61 Abs. 4 geandert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 61a Abs. 2, b | geandert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 97 Titel gedndert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 97a eingefligt 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 98 Titel gedndert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 98 Abs. 1 geandert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 98 Abs. 3 geandert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 98a eingeflgt 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 98b eingeflgt 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 99 Abs. 3, a | geandert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 101 Abs. 3 geandert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 102 Abs. 4 geandert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 103 Abs. 1 geandert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 104 Abs. 1 geandert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 104 Abs. 2 geandert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 117 Abs. 1 geandert 07-103
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17.06.2007 01.01.2008 Art. 117 Abs. 3 geéandert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 138 Abs. 2 geéndert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 138 Abs. 3 geéndert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 139 Abs. 1, a | gedndert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 139 Abs. 1, b | gedndert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 140 Abs. 1, ¢ | gedndert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 140 Abs. 2 geandert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 146 Titel gedndert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 146 Abs. 1 geandert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 146 Abs. 2, b | gedndert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 146 Abs. 2, ¢ | geandert 07-103
17.06.2007 01.01.2008 Art. 149 Abs. 1 geandert 07-103
10.04.2008 01.01.2009 Art. 33 Abs. 3 geandert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 40 Abs. 1 geandert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 40 Abs. 5 geandert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 44 Abs. 4 geandert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 49 Abs. 1 geandert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 49 Abs. 2 geandert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 61a Abs. 1 geandert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 61a Abs. 3 geandert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 63 Abs. 3 geandert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 102 Abs. 3 geandert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 113 Abs. 2 geandert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 113 Abs. 3 geéandert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 118 Abs. 3 geéandert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 124 Abs. 1 geéndert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 125 Abs. 2 geéndert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 125 Abs. 3 geandert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 125 Abs. 4 geandert 08-109
10.04.2008 01.01.2009 Art. 137 Abs. 1 geandert 08-109
04.06.2008 01.01.2009 Art. 12 Abs. 3 geandert 08-131
04.06.2008 01.01.2009 Art. 28 Abs. 1, ¢ | gedndert 08-131
04.06.2008 01.01.2009 Art. 90 Abs. 2 geandert 08-131
04.06.2008 01.01.2009 Art. 118 Abs. 1 geandert 08-131
04.06.2008 01.01.2009 Art. 118 Abs. 3 geandert 08-131
04.06.2008 01.01.2009 Art. 119 Abs. 1 geandert 08-131
29.10.2008 01.01.2009 Art. 108 Abs. 5 geandert 08-123
29.10.2008 01.01.2009 Art. 114 Abs. 1 geandert 08-123
29.10.2008 01.01.2009 Art. 122 Abs. 3 geandert 08-123
29.10.2008 01.01.2009 Art. 122 Abs. 5 geandert 08-123
29.10.2008 01.01.2009 Art. 126 Abs. 2 geandert 08-123
28.01.2009 01.09.2009 Art. 1 geandert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 1a eingefiigt 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 1b eingefiigt 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 6 geandert 09-64
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28.01.2009 01.09.2009 Art. 9 Abs. 3 geéndert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 11 geéndert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 32 geéndert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 32 Titel gedndert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 32a eingeflgt 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 32b eingeflgt 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 32¢c eingeflgt 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 32d eingefligt 09-64
28.01.2009 01.01.2009 Art. 35 Abs. 2, b | aufgehoben 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 35 Abs. 4 aufgehoben 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 35a Titel gedndert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 35a Abs. 1 geandert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 35a Abs. 1, a | eingeflgt 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 35a Abs. 1, b | eingeflgt 09-64
28.01.2009 01.09.2012 Art. 35a Abs. 2 geandert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 35a Abs. 3 geandert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 35a Abs. 4 geandert 09-64
28.01.2009 01.01.2009 Art. 35b eingeflgt 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 35¢ eingeflgt 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 35d eingeflgt 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 35e eingeflgt 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 36 Titel gedndert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 37 Titel gedndert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 38 Titel gedndert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 38 Abs. 4, b | gedndert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 38a eingeflgt 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 39 Titel gedndert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 39 Abs. 3 geandert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 40 Titel gedndert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 40 Abs. 4 geandert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 40a eingeflgt 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 41 Titel gedndert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 41 geandert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 42 Abs. 2 geandert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 42 Abs. 3 geandert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 44 Titel gedndert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 44 Abs. 1 geandert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 44 Abs. 2 eingeflgt 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 44 Abs. 3 geandert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 46 Abs. 2, a | geandert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 50 Abs. 2 eingeflgt 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 51 geandert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 60 Abs. 2 geandert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 60a Abs. 3 eingeflgt 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 61 Abs. 2 eingeflgt 09-64
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28.01.2009 01.09.2009 Art. 61 Abs. 6 eingefiigt 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 61a Abs. 4 geéndert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 69 Abs. 3 eingefiigt 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 70 Abs. 2, b | aufgehoben 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 88 Abs. 2 geandert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 88 Abs. 6 eingefiigt 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 93 Abs. 1, b | gedndert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 98 Abs. 4 geandert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 99 Abs. 5 aufgehoben 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 109 Abs. 1, d | eingeflgt 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 110 Abs. 2 geandert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 110 Abs. 3 geandert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 130 Abs. 2, ¢ | eingeflgt 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 139 Abs. 1, d | eingeflgt 09-64
28.01.2009 01.09.2012 Art. 140 Abs. 1, ¢ | geandert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 144 Abs. 2,1 | eingeflgt 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. 144 Abs. 3, ¢ | geandert 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Titel T2 eingefiigt 09-64
28.01.2009 01.09.2009 Art. T2-1 eingefiigt 09-64
24.03.2010 01.11.2010 Art. 2 Titel gedndert 10-75
24.03.2010 01.11.2010 Art. 35d Abs. 1 geandert 10-75
24.03.2010 01.11.2010 Art. 39 Abs. 3 geandert 10-75
24.03.2010 01.11.2010 Art. 61b eingefiigt 10-75
24.03.2010 01.11.2010 Art. 62 Abs. 3 geandert 10-75
24.03.2010 01.11.2010 Art. 62 Abs. 5, a | geandert 10-75
24.03.2010 01.11.2010 Art. 62a Abs. 2 geéndert 10-75
24.03.2010 01.11.2010 Art. 63 Abs. 4 geéndert 10-75
24.03.2010 01.11.2010 Art. 98a Abs. 5 geandert 10-75
24.03.2010 01.11.2010 Art. 102 Abs. 5 eingefiigt 10-75
15.05.2011 01.01.2012 Art. 26a eingefugt 11-91
15.05.2011 01.01.2012 Art. 27 Titel gedndert 11-91
15.05.2011 01.01.2012 Art. 98 Abs. 2, b | gedndert 11-91
16.06.2011 01.01.2012 Art. 30 Abs. 3 geandert 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 47 Abs. 2 geandert 11-116
16.06.2011 01.01.2012 Art. 115 Abs. 2 geandert 11-116
17.03.2014 01.01.2015 Art. 11 Abs. 1 geandert 14-89
17.03.2014 01.01.2015 Art. 11 Abs. 2 geandert 14-89
17.03.2014 01.01.2015 Art. 11 Abs. 3 geandert 14-89
17.03.2014 01.01.2015 Art. 11 Abs. 4 eingefiigt 14-89
08.06.2015 01.01.2016 Art. 57 Abs. 2 geandert 15-86
08.06.2015 01.01.2016 Art. 61 Abs. 6 geandert 15-86
08.06.2015 01.01.2016 Art. 66 Abs. 5 eingefiigt 15-86
08.06.2015 01.01.2016 Art. 66 Abs. 6 eingefiigt 15-86
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Anderungstabelle - nach Artikel

Element Beschluss Inkrafttreten Anderung BAG-Fundstelle
Erlass 09.06.1985 01.01.1986 Erstfassung 1985d 186 | f 195
Erlasstitel 18.06.1997 01.01.1998 geandert 97-130
Art. 1 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76
Art. 1 28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64
Art. 1a 28.01.2009 01.09.2009 eingefiigt 09-64
Art. 1b 28.01.2009 01.09.2009 eingefiigt 09-64
Art. 2 24.03.2010 01.11.2010 Titel gedndert 10-75
Art. 2 Abs. 1 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76
Art. 2 Abs. 2 22.03.1994 01.01.1995 aufgehoben 94-76
Art. 2 Abs. 3 22.03.1994 01.01.1995 aufgehoben 94-76
Art. 2a 22.03.1994 01.01.1995 eingefiigt 94-76
Art. 3 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76
Art. 4 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76
Art. 5 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76
Art. 6 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76
Art. 6 28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64
Art. 7 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76
Art. 7 Abs. 2, a 25.03.2002 01.01.2003 geandert 02-67
Art. 8 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76
Art. 9 08.09.1999 01.01.2001 Titel gedndert 00-123
Art. 9 Abs. 2 08.09.1999 01.01.2001 aufgehoben 00-123
Art. 9 Abs. 3 28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64
Art. 10 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76
Art. 10 08.09.1999 01.01.2001 geandert 00-123
Art. 10a 08.09.1999 01.01.2001 eingeflgt 00-123
Art. 10b 08.09.1999 01.01.2001 eingeflgt 00-123
Art. 10c 08.09.1999 01.01.2001 eingeflgt 00-123
Art. 10d 08.09.1999 01.01.2001 eingefigt 00-123
Art. 10e 08.09.1999 01.01.2001 eingefiigt 00-123
Art. 10f 08.09.1999 01.01.2001 eingefiigt 00-123
Art. 11 18.06.1997 01.01.1998 geéandert 97-130
Art. 11 04.04.2001 01.11.2001 geéndert 01-65
Art. 11 28.01.2009 01.09.2009 geéndert 09-64
Art. 11 Abs. 1 17.03.2014 01.01.2015 geandert 14-89
Art. 11 Abs. 2 17.03.2014 01.01.2015 geandert 14-89
Art. 11 Abs. 3 17.03.2014 01.01.2015 geandert 14-89
Art. 11 Abs. 4 17.03.2014 01.01.2015 eingefiigt 14-89
Art. 12 Abs. 3 14.02.1989 01.01.1990 geandert 1989d 106 | f 106
Art. 12 Abs. 3 04.06.2008 01.01.2009 geandert 08-131
Art. 22 Abs. 1 10.11.1993 01.01.1994 geandert 1993d 696 | f714
Art. 26 Abs. 1 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76
Art. 26a 15.05.2011 01.01.2012 eingeflgt 11-91
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Element Beschluss Inkrafttreten Anderung BAG-Fundstelle
Art. 27 15.05.2011 01.01.2012 Titel gedndert 11-91

Art. 27 Abs. 1 22.03.1994 01.01.1995 geéndert 94-76

Art. 27 Abs. 2 22.03.1994 01.01.1995 geéndert 94-76

Art. 28 Abs. 1,c | 04.06.2008 01.01.2009 geandert 08-131

Art. 30 Abs. 3 16.06.2011 01.01.2012 geandert 11-116

Art. 31 Abs. 3 17.09.1992 15.12.1992 geandert 1992 d 332 | f 346
Art. 31 Abs. 3 28.03.2006 01.01.2010 geandert 08-134, 09-90
Art. 32 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 32 28.01.2009 01.09.2009 Titel gedndert 09-64

Art. 32 28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64

Art. 32a 28.01.2009 01.09.2009 eingefiigt 09-64

Art. 32b 28.01.2009 01.09.2009 eingefiigt 09-64

Art. 32¢ 28.01.2009 01.09.2009 eingefiigt 09-64

Art. 32d 28.01.2009 01.09.2009 eingefiigt 09-64

Art. 33 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 33 Abs. 2 23.06.1993 01.01.1994 geandert 1993 d 425 | f 445
Art. 33 Abs. 3 23.06.1993 01.01.1994 eingefiigt 1993 d 425 | f 445
Art. 33 Abs. 3 29.10.1997 01.01.1998 geandert 97-100

Art. 33 Abs. 3 10.04.2008 01.01.2009 geandert 08-109

Art. 33a 22.03.1994 01.01.1995 eingefiigt 94-76

Art. 34 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 35 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76

Art. 35 Abs. 2, a | 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 35 Abs. 2, b |22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 35 Abs. 2, b |28.01.2009 01.01.2009 aufgehoben 09-64

Art. 35 Abs. 2, c | 22.03.1994 01.01.1995 geéndert 94-76

Art. 35 Abs. 3 22.03.1994 01.01.1995 geéndert 94-76

Art. 35 Abs. 4 28.01.2009 01.09.2009 aufgehoben 09-64

Art. 35a 22.03.1994 01.01.1995 eingefiigt 94-76

Art. 35a 18.06.1997 01.01.1998 geandert 97-130

Art. 35a 28.01.2009 01.09.2009 Titel gedndert 09-64

Art. 35a Abs. 1 28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64

Art. 35a Abs. 1, a | 28.01.2009 01.09.2009 eingefiigt 09-64

Art. 35a Abs. 1, b |28.01.2009 01.09.2009 eingefiigt 09-64

Art. 35a Abs. 2 28.01.2009 01.09.2012 geandert 09-64

Art. 35a Abs. 3 28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64

Art. 35a Abs. 4 28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64

Art. 35b 28.01.2009 01.01.2009 eingefiigt 09-64

Art. 35¢ 28.01.2009 01.09.2009 eingefiigt 09-64

Art. 35d 28.01.2009 01.09.2009 eingefiigt 09-64

Art. 35d Abs. 1 24.03.2010 01.11.2010 geandert 10-75

Art. 35e 28.01.2009 01.09.2009 eingefiigt 09-64

Art. 36 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76

Art. 36 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 36 28.01.2009 01.09.2009 Titel gedndert 09-64
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Art. 37 23.06.1993 01.01.1994 geéndert 1993 d 425 | f 445
Art. 37 22.03.1994 01.01.1995 geéndert 94-76

Art. 37 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76

Art. 37 28.01.2009 01.09.2009 Titel gedndert 09-64

Art. 37 Abs. 1 29.10.1997 01.01.1998 geandert 97-100

Art. 37 Abs. 1,c | 29.10.1997 01.01.1998 geandert 97-100

Art. 38 28.01.2009 01.09.2009 Titel gedndert 09-64

Art. 38 Abs. 1 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 38 Abs. 2 17.09.1992 15.02.1992 geandert 1992 d 332 | f 346
Art. 38 Abs. 3 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 38 Abs. 4,a | 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 38 Abs. 4, b | 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 38 Abs. 4, b | 28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64

Art. 38a 28.01.2009 01.09.2009 eingeflgt 09-64

Art. 39 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 39 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76

Art. 39 28.01.2009 01.09.2009 Titel gedndert 09-64

Art. 39 Abs. 3 28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64

Art. 39 Abs. 3 24.03.2010 01.11.2010 geandert 10-75

Art. 40 24.03.1993 01.01.1993 geandert 1993 d 247 | f 260
Art. 40 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 40 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76

Art. 40 28.01.2009 01.09.2009 Titel gedndert 09-64

Art. 40 Abs. 1 10.04.2008 01.01.2009 geandert 08-109

Art. 40 Abs. 4 28.01.2009 01.09.2009 geéndert 09-64

Art. 40 Abs. 5 10.04.2008 01.01.2009 geéndert 08-109

Art. 40a 28.01.2009 01.09.2009 eingeflgt 09-64

Art. 41 22.03.1994 01.01.1995 aufgehoben 94-76

Art. 41 28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64

Art. 41 28.01.2009 01.09.2009 Titel gedndert 09-64

Art. 42 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76

Art. 42 Abs. 2 28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64

Art. 42 Abs. 3 28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64

Art. 43 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76

Art. 44 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76

Art. 44 28.01.2009 01.09.2009 Titel gedndert 09-64

Art. 44 Abs. 1 28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64

Art. 44 Abs. 2 28.01.2009 01.09.2009 eingeflgt 09-64

Art. 44 Abs. 3 28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64

Art. 44 Abs. 4 10.04.2008 01.01.2009 geandert 08-109

Art. 45 Abs. 1 10.11.1993 01.01.1994 geandert 1993d 696 | f714
Art. 45 Abs. 1 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 45 Abs. 3 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 46 Abs. 2, a | 28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64

Art. 47 Abs. 2 16.06.2011 01.01.2012 geandert 11-116
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Art. 48 25.11.2004 01.08.2005 geéndert 05-49

Art. 48 25.11.2004 01.08.2005 Titel gedndert 05-49

Art. 49 Abs. 1 24.03.1993 01.01.1993 geéndert 1993 d 247 | f 260
Art. 49 Abs. 1 10.04.2008 01.01.2009 geandert 08-109

Art. 49 Abs. 2 24.03.1993 01.01.1993 geandert 1993 d 247 | f 260
Art. 49 Abs. 2 10.04.2008 01.01.2009 geandert 08-109

Art. 50 Abs. 2 28.01.2009 01.09.2009 eingefiigt 09-64

Art. 50 Abs. 3 14.12.2004 01.01.2007 geandert 06-129

Art. 51 28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64

Art. 52 Abs. 3 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 53 Abs. 2 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 53 Abs. 2 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103

Art. 54 Abs. 1 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 54 Abs. 1 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103

Art. 54 Abs. 2, k | 14.02.1989 01.01.1990 eingefiigt 1989d 106 | f 106
Art. 55 Abs. 2 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 55 Abs. 2 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103

Art. 55 Abs. 4 10.11.1993 01.01.1994 geandert 1993d 696 | f 714
Art. 57 Abs. 1 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 57 Abs. 1 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103

Art. 57 Abs. 2 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 57 Abs. 2 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103

Art. 57 Abs. 2 08.06.2015 01.01.2016 geandert 15-86

Art. 58 Abs. 2 22.03.1994 01.01.1995 eingefiigt 94-76

Art. 58 Abs. 3 22.03.1994 01.01.1995 geéandert 94-76

Art. 58 Abs. 5 25.11.2004 01.08.2005 geéndert 05-49

Art. 58 Abs. 5 17.06.2007 01.01.2008 geéndert 07-103

Art. 59 Abs. 1 23.06.1993 01.01.1994 geandert 1993 d 425 | f 445
Art. 59 Abs. 1 18.06.1997 01.01.1998 geandert 97-130

Art. 59 Abs. 1 29.10.1997 01.01.1998 geandert 97-96

Art. 59 Abs. 2 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 59 Abs. 2 18.06.1997 01.01.1998 geandert 97-130

Art. 59 Abs. 2 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 59 Abs. 2 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103

Art. 59 Abs. 3 23.06.1993 01.01.1994 geandert 1993 d 425 | f 445
Art. 59 Abs. 3 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 59 Abs. 3 18.06.1997 01.01.1998 aufgehoben 97-130

Art. 59 Abs. 4 18.06.1997 01.01.1998 geandert 97-130

Art. 60 Abs. 2 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 60 Abs. 2 18.06.1997 01.01.1998 geandert 97-130

Art. 60 Abs. 2 28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64

Art. 60a 22.03.1994 01.01.1995 eingefiigt 94-76

Art. 60a Abs. 3 28.01.2009 01.09.2009 eingefiigt 09-64

Art. 61 17.09.1992 15.12.1992 geandert 1992 d 332 | f 346
Art. 61 23.06.1993 01.01.1994 geandert 1993 d 425 | f 445
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Art. 61 22.03.1994 01.01.1995 geéndert 94-76

Art. 61 Abs. 1 18.06.1997 01.01.1998 geéndert 97-130

Art. 61 Abs. 1 29.10.1997 01.01.1998 geéndert 97-96

Art. 61 Abs. 1 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 61 Abs. 1 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103

Art. 61 Abs. 2 28.01.2009 01.09.2009 eingeflgt 09-64

Art. 61 Abs. 3 29.10.1997 01.01.1998 geandert 97-96

Art. 61 Abs. 3 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103

Art. 61 Abs. 4 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103

Art. 61 Abs. 5 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 61 Abs. 6 28.01.2009 01.09.2009 eingefligt 09-64

Art. 61 Abs. 6 08.06.2015 01.01.2016 geandert 15-86

Art. 61a 23.06.1993 01.01.1994 eingeflgt 1993 d 425 | f 445
Art. 61a 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 61a Abs. 1 10.04.2008 01.01.2009 geandert 08-109

Art. 61a Abs. 2 18.06.1997 01.01.1998 geandert 97-130

Art. 61a Abs. 2 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 61a Abs. 2, 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103

Art. 61a Abs. 3 10.04.2008 01.01.2009 geandert 08-109

Art. 61a Abs. 4 28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64

Art. 61b 24.03.2010 01.11.2010 eingeflgt 10-75

Art. 62 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76

Art. 62 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 62 Abs. 3 23.06.1993 01.01.1994 geéandert 1993 d 425 | f 445
Art. 62 Abs. 3 29.10.1997 01.01.1998 geéndert 97-96

Art. 62 Abs. 3 24.03.2010 01.11.2010 geéndert 10-75

Art. 62 Abs. 5,a | 24.03.2010 01.11.2010 geéndert 10-75

Art. 62 Abs. 5, b |29.10.1997 01.01.1998 geandert 97-96

Art. 62a 22.03.1994 01.01.1995 eingeflgt 94-76

Art. 62a Abs. 2 29.10.1997 01.01.1998 geandert 97-96

Art. 62a Abs. 2 24.03.2010 01.11.2010 geandert 10-75

Art. 63 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76

Art. 63 Abs. 3 23.06.1993 01.01.1994 geandert 1993 d 425 | f 445
Art. 63 Abs. 3 10.04.2008 01.01.2009 geandert 08-109

Art. 63 Abs. 4 23.06.1993 01.01.1994 eingefligt 1993 d 425 | f 445
Art. 63 Abs. 4 24.03.2010 01.11.2010 geandert 10-75

Art. 64 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76

Art. 64a 22.03.1994 01.01.1995 eingeflgt 94-76

Art. 64a 08.09.1999 01.01.2001 geandert 00-123

Art. 65 Abs. 1 18.06.1997 01.01.1998 geandert 97-130

Art. 65 Abs. 2, b | 18.06.1997 01.01.1998 geandert 97-130

Art. 65 Abs. 2, c | 23.06.1993 01.01.1994 geandert 1993 d 425 | f 445
Art. 65 Abs. 2, c | 29.10.1997 01.01.1998 geandert 97-96

Art. 65 Abs. 3 23.06.1993 01.01.1994 eingeflgt 1993 d 425 | f 445
Art. 66 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76
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Art. 66 18.06.1997 01.01.1998 geéandert 97-130

Art. 66 Abs. 5 08.06.2015 01.01.2016 eingefiigt 15-86

Art. 66 Abs. 6 08.06.2015 01.01.2016 eingefiigt 15-86

Art. 67 Abs. 1 10.11.1993 01.01.1994 geandert 1993d 696 | f 714
Art. 67 Abs. 3 25.11.2004 01.08.2005 aufgehoben 05-49

Art. 69 Abs. 3 28.01.2009 01.09.2009 eingefiigt 09-64

Art. 70 Abs. 2, b 1 28.01.2009 01.09.2009 aufgehoben 09-64

Art. 71 Abs. 1 04.04.2001 01.11.2001 geandert 01-65

Art. 72 Abs. 3 24.03.1993 01.01.1993 geandert 1993 d 247 | f 260
Art. 72 Abs. 3 22.03.1994 01.01.1995 aufgehoben 94-76

Art. 73 Abs. 2 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 76 Abs. 2 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 76 Abs. 5 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 80 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 80 04.04.2001 01.11.2001 Titel gedndert 01-65

Art. 80 04.04.2001 01.11.2001 geandert 01-65

Art. 80a 04.04.2001 01.11.2001 eingefiigt 01-65

Art. 80b 04.04.2001 01.11.2001 eingefiigt 01-65

Art. 80c 04.04.2001 01.11.2001 eingefiigt 01-65

Art. 81 04.04.2001 01.11.2001 Titel gedndert 01-65

Art. 81 Abs. 2 22.03.1994 01.01.1995 aufgehoben 94-76

Art. 82 22.03.1994 01.01.1995 aufgehoben 94-76

Art. 82 04.04.2001 01.11.2001 eingefiigt 01-65

Art. 83 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 83 04.04.2001 01.11.2001 geéandert 01-65

Art. 83 04.04.2001 01.11.2001 Titel gedndert 01-65

Art. 83 Abs. 1 25.11.2004 01.08.2005 geéndert 05-49

Art. 84 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 84 25.11.2004 01.08.2005 Titel gedndert 05-49

Art. 84 Abs. 1 24.03.1993 01.01.1993 geandert 1993 d 247 | f 260
Art. 84 Abs. 1 10.11.1993 01.01.1994 geandert 1993d 696 | f 714
Art. 84 Abs. 1 29.10.1997 01.01.1998 geandert 97-96

Art. 84 Abs. 1 04.04.2001 01.11.2001 geandert 01-65

Art. 84 Abs. 1 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 84 Abs. 2 04.04.2001 01.11.2001 geandert 01-65

Art. 84 Abs. 2 25.11.2004 01.08.2005 aufgehoben 05-49

Art. 84 Abs. 3 24.03.1993 01.01.1993 geandert 1993 d 247 | f 260
Art. 84 Abs. 3 04.04.2001 01.11.2001 geandert 01-65

Art. 84 Abs. 3 25.11.2004 01.08.2005 aufgehoben 05-49

Art. 88 Abs. 2 28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64

Art. 88 Abs. 3 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 88 Abs. 4 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 88 Abs. 5 22.03.1994 01.01.1995 eingefiigt 94-76

Art. 88 Abs. 6 28.01.2009 01.09.2009 eingefiigt 09-64

Art. 90 Abs. 2 04.06.2008 01.01.2009 geandert 08-131
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Art. 90 Abs. 4 24.03.1993 01.01.1993 geéndert 1993 d 247 | f 260
Art. 91a 22.03.1994 01.01.1995 eingeflgt 94-76

Art. 92 22.03.1994 01.01.1995 geéndert 94-76

Art. 93 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 93 Abs. 1, b | 28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64

Art. 93 Abs. 1, ¢ | 29.10.1997 01.01.1998 geandert 97-96

Art. 94 23.06.1993 01.01.1994 geandert 1993 d 425 | f 445
Art. 94 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76

Art. 94 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 95 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 95 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76

Art. 95 Abs. 2 29.10.1997 01.01.1998 geandert 97-96

Art. 95a 22.03.1994 01.01.1995 eingeflgt 94-76

Art. 96 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76

Art. 97 17.06.2007 01.01.2008 Titel gedndert 07-103

Art. 97 Abs. 1 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 97 Abs. 2 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 97 Abs. 3 25.11.2004 01.08.2005 eingeflgt 05-49

Art. 97 Abs. 4 25.11.2004 01.08.2005 eingeflgt 05-49

Art. 97a 17.06.2007 01.01.2008 eingeflgt 07-103

Art. 98 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 98 17.06.2007 01.01.2008 Titel gedndert 07-103

Art. 98 Abs. 1 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 98 Abs. 1 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103

Art. 98 Abs. 2,b | 15.05.2011 01.01.2012 geéandert 11-91

Art. 98 Abs. 2, c | 25.11.2004 01.08.2005 aufgehoben 05-49

Art. 98 Abs. 3 25.11.2004 01.08.2005 geéndert 05-49

Art. 98 Abs. 3 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103

Art. 98 Abs. 4 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 98 Abs. 4 28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64

Art. 98a 17.06.2007 01.01.2008 eingeflgt 07-103

Art. 98a Abs. 5 24.03.2010 01.11.2010 geandert 10-75

Art. 98b 17.06.2007 01.01.2008 eingefligt 07-103

Art. 99 Abs. 3 10.11.1993 01.01.1994 geandert 1993d 696 | f714
Art. 99 Abs. 3,a | 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 99 Abs. 3,a | 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103

Art. 99 Abs. 5 10.11.1993 01.01.1994 geandert 1993d 696 | f714
Art. 99 Abs. 5 28.01.2009 01.09.2009 aufgehoben 09-64

Art. 101 25.11.2004 01.08.2005 aufgehoben 05-49

Art. 101 28.11.2006 01.01.2008 eingeflgt 07-87

Art. 101 Abs. 3 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103

Art. 102 Abs. 1 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 102 Abs. 1, a | 14.02.1989 01.01.1990 geandert 1989d 106 | f 106
Art. 102 Abs. 1,f | 25.11.2004 01.08.2005 eingeflgt 05-49

Art. 102 Abs. 2 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49
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Art. 102 Abs. 3 25.11.2004 01.08.2005 geéndert 05-49

Art. 102 Abs. 3 10.04.2008 01.01.2009 geéndert 08-109

Art. 102 Abs. 4 25.11.2004 01.08.2005 geéndert 05-49

Art. 102 Abs. 4 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103

Art. 102 Abs. 5 24.03.2010 01.11.2010 eingefiigt 10-75

Art. 103 25.11.2004 01.08.2005 Titel gedndert 05-49

Art. 103 Abs. 1 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 103 Abs. 1 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103

Art. 104 Abs. 1 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 104 Abs. 1 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103

Art. 104 Abs. 2 10.11.1993 01.01.1994 geandert 1993d 696 | f714
Art. 104 Abs. 2 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 104 Abs. 2 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103

Art. 104 Abs. 3 10.11.1993 01.01.1994 geandert 1993d 696 | f714
Art. 104 Abs. 3 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 104 Abs. 5 25.11.2004 01.08.2005 eingefiigt 05-49

Art. 105 10.11.1993 01.01.1994 geandert 1993d 696 | f 714
Art. 105 25.11.2004 01.08.2005 aufgehoben 05-49

Art. 107 Abs. 2, a | 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 108 17.09.1992 15.12.1992 geandert 1992 d 332 | f 346
Art. 108 Abs. 2 22.03.1994 01.01.1995 eingefiigt 94-76

Art. 108 Abs. 3 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 108 Abs. 4 22.03.1994 01.01.1995 eingefiigt 94-76

Art. 108 Abs. 5 29.10.2008 01.01.2009 geandert 08-123

Art. 108a 22.03.1994 01.01.1995 eingefiigt 94-76

Art. 109 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76

Art. 109 Abs. 1, d |28.01.2009 01.09.2009 eingefiigt 09-64

Art. 110 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76

Art. 110 Abs. 2 28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64

Art. 110 Abs. 3 28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64

Art. 111 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76

Art. 112 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76

Art. 113 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76

Art. 113 Abs. 1 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 113 Abs. 2 10.04.2008 01.01.2009 geandert 08-109

Art. 113 Abs. 3 10.04.2008 01.01.2009 geandert 08-109

Art. 113 Abs. 4 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76

Art. 114 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76

Art. 114 Abs. 1 29.10.2008 01.01.2009 geandert 08-123

Art. 115 22.03.1994 01.01.1995 Titel gedndert 94-76

Art. 115 Abs. 2 16.06.2011 01.01.2012 geandert 11-116

Art. 117 Abs. 1 10.11.1993 01.01.1994 geandert 1993d 696 | f 714
Art. 117 Abs. 1 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 117 Abs. 1 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103

Art. 117 Abs. 3 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103
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Art. 118 Abs. 1 04.06.2008 01.01.2009 geéndert 08-131

Art. 118 Abs. 3 10.11.1993 01.01.1994 geéndert 1993d 696 | f714
Art. 118 Abs. 3 10.04.2008 01.01.2009 geéndert 08-109

Art. 118 Abs. 3 04.06.2008 01.01.2009 geandert 08-131

Art. 119 Abs. 1 04.06.2008 01.01.2009 geandert 08-131

Art. 120 Abs. 1, ¢ | 23.06.1993 01.01.1994 geandert 1993 d 425 | f 445
Art. 120 Abs. 1, ¢ |29.10.1997 01.01.1998 geandert 97-100

Art. 120 Abs. 2 28.03.2006 01.01.2010 geandert 08-134, 09-90
Art. 122 Abs. 2 29.10.1997 01.01.1998 geandert 97-100

Art. 122 Abs. 3 17.09.1992 15.12.1992 geandert 1992 d 332 | f 346
Art. 122 Abs. 3 29.10.1997 01.01.1998 geandert 97-100

Art. 122 Abs. 3 29.10.2008 01.01.2009 geandert 08-123

Art. 122 Abs. 4 17.09.1992 15.12.1992 geandert 1992 d 332 | f 346
Art. 122 Abs. 4 29.10.1997 01.01.1998 geandert 97-100

Art. 122 Abs. 5 17.09.1992 15.12.1992 eingeflgt 1992 d 332 | f 346
Art. 122 Abs. 5 28.03.2006 01.01.2010 geandert 08-134, 09-90
Art. 122 Abs. 5 29.10.2008 01.01.2009 geandert 08-123

Art. 123 Abs. 1 17.09.1992 15.12.1992 geandert 1992 d 332 | f 346
Art. 123 Abs. 1 23.06.1993 01.01.1994 geandert 1993 d 425 | f 445
Art. 123 Abs. 1 29.10.1997 01.01.1998 geandert 97-100

Art. 123 Abs. 2 17.09.1992 15.12.1992 geandert 1992 d 332 | f 346
Art. 123 Abs. 2 29.10.1997 01.01.1998 geandert 97-100

Art. 123 Abs. 2 22.11.2005 01.07.2006 geandert 06-40

Art. 123 Abs. 3 17.09.1992 15.12.1992 geéandert 1992 d 332 | f 346
Art. 123 Abs. 3 29.10.1997 01.01.1998 geéndert 97-100

Art. 124 Abs. 1 24.03.1993 01.01.1993 geéndert 1993 d 247 | f 260
Art. 124 Abs. 1 10.04.2008 01.01.2009 geéndert 08-109

Art. 125 Abs. 2 10.04.2008 01.01.2009 geandert 08-109

Art. 125 Abs. 3 24.03.1993 01.01.1993 geandert 1993 d 247 | f 260
Art. 125 Abs. 3 10.04.2008 01.01.2009 geandert 08-109

Art. 125 Abs. 4 10.04.2008 01.01.2009 geandert 08-109

Art. 126 Abs. 2 17.09.1992 15.12.1992 geandert 1992 d 332 | f 346
Art. 126 Abs. 2 29.10.2008 01.01.2009 geandert 08-123

Art. 126 Abs. 3 28.03.2006 01.01.2010 geandert 08-134, 09-90
Art. 130 Abs. 2, b | 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 130 Abs. 2, ¢ | 28.01.2009 01.09.2009 eingeflgt 09-64

Art. 133 Abs. 2, b | 18.06.1997 01.01.1998 geandert 97-130

Art. 135 22.03.1994 01.01.1995 aufgehoben 94-76

Art. 137 Abs. 1 10.04.2008 01.01.2009 geandert 08-109

Art. 137 Abs. 2 17.09.1992 15.12.1992 geandert 1992 d 332 | f 346
Art. 138 Abs. 2 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 138 Abs. 2 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103

Art. 138 Abs. 3 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49

Art. 138 Abs. 3 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103

Art. 138 Abs. 4 18.06.1997 01.01.1998 geandert 97-130
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Art. 139 18.06.1997 01.01.1998 geéandert 97-130
Art. 139 Abs. 1, a |25.11.2004 01.08.2005 geéndert 05-49
Art. 139 Abs. 1, a | 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103
Art. 139 Abs. 1, b |25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49
Art. 139 Abs. 1, b | 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103
Art. 139 Abs. 1,d |28.01.2009 01.09.2009 eingefiigt 09-64
Art. 140 18.06.1997 01.01.1998 Titel gedndert 97-130
Art. 140 18.06.1997 01.09.1997 geandert 97-130
Art. 140 Abs. 1, ¢ | 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49
Art. 140 Abs. 1, ¢ | 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103
Art. 140 Abs. 1, ¢ |28.01.2009 01.09.2012 geandert 09-64
Art. 140 Abs. 2 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49
Art. 140 Abs. 2 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103
Art. 143 Abs. 1, e | 18.06.1997 01.01.1998 aufgehoben 97-130
Art. 144 Abs. 2, k | 04.04.2001 01.11.2001 eingefiigt 01-65
Art. 144 Abs. 2,1 |28.01.2009 01.09.2009 eingefiigt 09-64
Art. 144 Abs. 3, ¢ |28.01.2009 01.09.2009 geandert 09-64
Art. 144 Abs. 3,d |18.06.1997 01.01.1998 eingefiigt 97-130
Art. 144 Abs. 3,d |25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49
Art. 146 25.11.2004 01.08.2005 Titel gedndert 05-49
Art. 146 17.06.2007 01.01.2008 Titel gedndert 07-103
Art. 146 Abs. 1 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49
Art. 146 Abs. 1 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103
Art. 146 Abs. 2, b |25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49
Art. 146 Abs. 2, b | 17.06.2007 01.01.2008 geéandert 07-103
Art. 146 Abs. 2, ¢ | 18.06.1997 01.01.1998 geéandert 97-130
Art. 146 Abs. 2, ¢ | 25.11.2004 01.08.2005 geéndert 05-49
Art. 146 Abs. 2, ¢ | 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103
Art. 147 05.12.1986 01.07.1987 aufgehoben 1987 d6|f8
Art. 149 Abs. 1 25.11.2004 01.08.2005 geandert 05-49
Art. 149 Abs. 1 17.06.2007 01.01.2008 geandert 07-103
Art. 150 22.03.1994 01.01.1995 geandert 94-76
Art. 150 Abs. 1 18.06.1997 01.01.1998 geandert 97-130
Art. 150 Abs. 2, a |29.10.1997 01.01.1998 geandert 97-96
Art. 150a Abs. 1 | 22.03.1994 01.01.1995 eingefiigt 94-76
Art. 151 Abs. 2 10.11.1993 01.01.1994 geandert 1993d 696 | f714
Art. 152 22.03.1994 01.01.1995 eingefiigt 94-76
Art. 152 08.09.1999 01.01.2001 geandert 00-123
Art. 153 22.03.1994 01.01.1995 eingefiigt 94-76
Titel T1 18.06.1997 01.01.1998 eingefiigt 97-130
Art. T1-1 18.06.1997 01.01.1998 eingefiigt 97-130
Titel T2 28.01.2009 01.09.2009 eingefiigt 09-64
Art. T2-1 28.01.2009 01.09.2009 eingefiigt 09-64




	1 Öffentliches Baurecht
	1.1 Voraussetzungen des Bauens
	Art. 1 * Geltungsbereich
	Art. 1a * Bewilligungserfordernis 1 Baubewilligungspflichtige Bauvorhaben
	Art. 1b * 2 Baubewilligungsfreie Bauvorhaben
	Art. 2 3 Allgemeine Voraussetzungen der Bewilligung *
	Art. 2a * Koordination
	Art. 3 Besitzstandsgarantie *
	Art. 4 Nutzung 1 Im allgemeinen *
	Art. 5 2 Gewässer, Wald, ungezontes Land *
	Art. 6 * Gefahrengebiete *
	Art. 7 Erschliessung 1 Grundsätze *
	Art. 8 2 Nähere Vorschriften *

	1.2 Einordnung und Gestaltung
	Art. 9 Ortsbild- und Landschaftsschutz, Denkmalpflege 1 Allgemeiner Ortsbild- und Landschaftsschutz *
	Art. 10 * 2 Besonderer Landschaftsschutz
	Art. 10a * 3 Baudenkmäler 3.1 Begriffe
	Art. 10b * 3.2 Schutz und Erhaltung
	Art. 10c * 4 Verfahren
	Art. 10d * 5 Inventare 5.1 Gegenstand, Verfahren
	Art. 10e * 5.2 Bauinventar
	Art. 10f * 6 Entdeckungen
	Art. 11 * Bauvorhaben in und an Gewässern
	Art. 12 Bauabstände
	Art. 13 Bauweise und Baugestaltung
	Art. 14 Umgebung (Aussenräume)
	Art. 15 Aufenthaltsbereiche und Spielplätze; Abstellräume
	Art. 16 Abstellplätze für Motorfahrzeuge und Fahrräder 1 Regeln
	Art. 17 2 Ausreichende Parkfläche
	Art. 18 3 Gemeindevorschriften
	Art. 19 Besondere Bauten und Anlagen 1 Allgemeines
	Art. 20 2 Nähere Bestimmungen

	1.3 Konstruktion, Betrieb und Unterhalt
	Art. 21 Sicherheit und Gesundheit
	Art. 22 Vorkehren für Behinderte 1 Im allgemeinen
	Art. 23 2 Bauten und Anlagen mit Publikumsverkehr
	Art. 24 Immissionen, Umweltschutz
	Art. 25 Energierechtliche Bauvorschriften

	1.4 Ausnahmen
	Art. 26 Im allgemeinen 1 Grundsätze
	Art. 26a * 2 Ausnahmen für die Energienutzung
	Art. 27 3 Zuständigkeit *
	Art. 28 Kleinbauten
	Art. 29 Nebenbestimmungen und Anmerkungen im Grundbuch

	1.5 Lastenausgleich
	Art. 30 Begriff
	Art. 31 Verfahren

	1.6 Baubewilligungsverfahren
	Art. 32 * Baubewilligung 1 Arten *
	Art. 32a * 2 Ordentliche Baubewilligung
	Art. 32b * 3 Kleine Baubewilligung
	Art. 32c * 4 Teilbaubewilligung
	Art. 32d * 5 Generelle Baubewilligung
	Art. 33 * Zuständigkeit
	Art. 33a * Fachwissen
	Art. 34 * Einleitung des Verfahrens
	Art. 35 Bekanntmachung; Einsprachen 1 Im allgemeinen *
	Art. 35a * 2 Einsprachebefugnis der privaten Organisationen *
	Art. 35b * 3 Kollektiveinsprachen und vervielfältigte oder weitgehend identische Einsprachen
	Art. 35c * 4 Einsprachegründe
	Art. 35d * Veröffentlichung von Verfügungen
	Art. 35e * Vorzeitiger Baubeginn
	Art. 36 * Bauentscheid 1 Anwendbares Recht *
	Art. 37 * 2 Vorzeitige Baubewilligung *
	Art. 38 3 Prüfung; Gegenstände *
	Art. 38a * 4 Vereinbarungen zwischen Gesuchstellern und privaten Organisationen
	Art. 39 * 5 Weiterer Inhalt und Eröffnung *
	Art. 40 * Baubeschwerden 1 Allgemeines *
	Art. 40a * 2 Beschwerderecht der privaten Organisationen
	Art. 41 * 3 Kollektivbeschwerden und vervielfältigte oder weitgehend identische Beschwerden *
	Art. 42 Geltung der Baubewilligung *
	Art. 43 Widerruf der Baubewilligung *
	Art. 44 Genehmigung für Gegenstände von untergeordneter Bedeutung *

	1.7 Baupolizei
	Art. 45 Zuständigkeit; Aufgaben
	Art. 46 Verfahren zur Wiederherstellung des rechtmässigen Zustandes
	Art. 47 Ersatzvornahme
	Art. 48 * Verfügungen der kantonalen Aufsichtsbehörde *
	Art. 49 Rechtspflege

	1.8 Strafen
	Art. 50 Straftatbestände
	Art. 51 * Verjährung
	Art. 52 Verschiedene Bestimmungen


	2 Planungsrecht
	2.1 Allgemeines
	2.1.1 Aufgaben und Organisation der Raumplanung
	Art. 53 Planungszweck und -auftrag
	Art. 54 Grundsätze
	Art. 55 Planungsstufen; Zuständigkeit
	Art. 56 Informations- und Auskunftspflicht
	Art. 57 Pläne

	2.1.2 Verfahren für Vorschriften und Pläne
	Art. 58 Information und Mitwirkung der Bevölkerung
	Art. 59 Vorprüfung
	Art. 60 Einspracheverfahren
	Art. 60a * Information
	Art. 61 * Genehmigung
	Art. 61a * Rechtsmittel
	Art. 61b * Aufschiebende Wirkung der Beschwerde und Rechtskraftbescheinigung

	2.1.3 Planungszone
	Art. 62 * Voraussetzungen, Zuständigkeit, Dauer *
	Art. 62a * Wirkung
	Art. 63 Verfahren *


	2.2 Ortsplanung
	2.2.1 Aufgaben und Organisation
	Art. 64 Aufgaben 1 Im allgemeinen *
	Art. 64a * 2 Besonderer Landschaftsschutz, Schutz der Baudenkmäler
	Art. 65 Gemeindeautonomie
	Art. 66 * Organisation; Zuständigkeiten
	Art. 67 Dispens von der Ortsplanungspflicht

	2.2.2 Grundlagen und Richtpläne
	Art. 68 Begriff und Bedeutung

	2.2.3 Baurechtliche Grundordnung
	Art. 69 Baureglement
	Art. 70 Normalbaureglement
	Art. 71 Zonenplan
	Art. 72 Bauzone 1 Festlegung und Einteilung
	Art. 73 2 Besondere Fälle
	Art. 74 3 Öffentlicher Verkehr
	Art. 75 4 Gestaltungsfreiheit bei gemeinsamer Projektierung
	Art. 76 Ferienhauszonen
	Art. 77 Zonen für öffentliche Nutzungen (Freiflächen)
	Art. 78 Zonen für Sport- und Freizeitanlagen
	Art. 79 Grünzonen
	Art. 80 * Landwirtschaftszone 1 Grundsatz *
	Art. 80a * 2 Zonenkonformität nach Art. 16a Abs. 3 RPG
	Art. 80b * 3 Kriterien für die Gebietsausscheidung
	Art. 80c * 4 Kosten der Infrastruktur
	Art. 81 Ausnahmen nach Art. 24 RPG *
	Art. 82 * Bestehende zonenwidrige Bauten und Anlagen
	Art. 83 * Landwirtschaftsfremde Nutzung *
	Art. 84 * Zuständigkeit und Verfahren ausserhalb der Bauzone *
	Art. 85 Bauernhofzonen
	Art. 86 Schutzgebiete
	Art. 87 Immissionsgebiete; Übergangsbereiche

	2.2.4 Überbauungsordnungen
	Art. 88 Begriff und Bedeutung
	Art. 89 Form; Verhältnis zur Grundordnung
	Art. 90 Baulinien 1 Im allgemeinen
	Art. 91 2 Besondere Baulinien
	Art. 91a * Baulandumlegung

	2.2.5 Überbauungsordnungen für Zonen mit Planungspflicht
	Art. 92 * Festlegungen der Grundordnung
	Art. 93 * Grundsatz des Bauens nach Überbauungsordnung
	Art. 94 * Verfahren *
	Art. 95 * Rechtspflege *
	Art. 95a * Kosten
	Art. 96 Durchführung *


	2.3 Regionalplanung
	Art. 97 Planungsregion *
	Art. 97a * Regionalkonferenz
	Art. 98 * Aufgaben *
	Art. 98a * Regionales Gesamtverkehrs- und Siedlungskonzept
	Art. 98b * Regionale Überbauungsordnung

	2.4. Kantonsplanung
	Art. 99 Aufgaben und Organisation
	Art. 100 Raumplanungsbericht
	Art. 101 * Mitfinanzierung von Verkehrsinfrastrukturen durch den Bund; Trägerschaft
	Art. 102 Kantonale Überbauungsordnung

	2.5 Richtplan nach Raumplanungsgesetz
	Art. 103 Bedeutung *
	Art. 104 Verfahren
	Art. 105 * …


	3 Massnahmen und Finanzierung
	3.1 Erschliessung der Bauzone
	Art. 106 Zweck; Begriffe
	Art. 107 Abgrenzungen
	Art. 108 * Zuständigkeit; Erschliessungsprogramm
	Art. 108a * Erschliessungsanspruch
	Art. 109 Erstellung durch Grundeigentümer 1 Grundsätze *
	Art. 110 2 Kostenregelung *
	Art. 111 Erschliessungsabgaben der Grundeigentümer *
	Art. 112 Grundeigentümerbeiträge an Strassenbauten 1 Grundsätze *
	Art. 113 2 Verfahren 2.1 Kostenanteil der Grundeigentümer *
	Art. 114 2.2 Festsetzung der Beiträge *
	Art. 115 3 Verwirkung; Sicherung *

	3.2 Erschliessung und Ausstattung von Erholungsgebieten
	Art. 116 Grundsätze
	Art. 117 Planung
	Art. 118 Ausführung und Unterhalt

	3.3 Baulandumlegung, Grenzregulierung, Ablösung von Dienstbarkeiten
	Art. 119 Baulandumlegung 1 Grundsätze
	Art. 120 2 Einleitung und Durchführung
	Art. 121 3 Umlegung nach Vereinbarung
	Art. 122 4 Umlegungsgenossenschaft
	Art. 123 5 Durchführung von Amtes wegen
	Art. 124 6 Genehmigung der Neuordnung
	Art. 125 Grenzregulierung
	Art. 126 Ablösung von Dienstbarkeiten

	3.4 Enteignung und Eigentumsbeschränkungen
	Art. 127 Verhältnis zu den Enteignungsgesetzen
	Art. 128 Formelle Enteignung 1 Enteignungsrecht
	Art. 129 2 Enteigner
	Art. 130 Materielle Enteignung 1 Im allgemeinen
	Art. 131 2 Erschliessungsanlagen
	Art. 132 3 Rückforderung
	Art. 133 Verzicht auf Enteignung
	Art. 134 Verjährung von Entschädigungsansprüchen
	Art. 135 * …
	Art. 136 Beschränkungen von untergeordneter Bedeutung 1 Grundsätze
	Art. 137 2 Streitigkeiten

	3.5 Finanzierung
	Art. 138 Kostentragung; Grundsatz
	Art. 139 * Staatsbeiträge 1 Gegenstände
	Art. 140 * 2 Weitere Vorschriften *
	Art. 141 Grundeigentümerbeiträge
	Art. 142 Ausgleich von Planungsvorteilen


	4 Schluss- und Übergangsbestimmungen
	4.1 Vollzug
	Art. 143 Dekrete
	Art. 144 Verordnungen

	4.2 Inkrafttreten, Aufhebung und Anpassung von Vorschriften
	Art. 145 Inkrafttreten; Aufhebung von Vorschriften
	Art. 146 Anpassung kommunaler und regionaler Vorschriften und Pläne *
	Art. 147 * …

	4.3 Übergangsbestimmungen
	Art. 148 Bauvorhaben und Baupolizei
	Art. 149 Vorschriften und Pläne 1 Im allgemeinen
	Art. 150 * 2 Zonen für Sonderbauvorschriften und ähnliche
	Art. 150a 3 Stimmbürgerzonen
	Art. 151 Bauernhofzone
	Art. 152 * Schutz der Baudenkmäler
	Art. 153 * Erschliessungspflicht; Erschliessungsprogramm


	T1 Übergangsbestimmungen der Änderung vom 18.06.1997 *
	Art. T1-1 *

	T2 Übergangsbestimmungen der Änderung vom 28.01.2009 *
	Art. T2-1 *


